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Bundesamt für 
Strahlenvertusch 

T6pfer greift ln die Trickkiste 

Am 13.10.88 hat das BMU den Entwurftor 
ein Errichtungsgesetz tor das Bundesamt 
vorgelegt. Das Bundesamt macht einige Än­
derungen des Atomgesetzes erforderlich 
und soll offlz.lell am 1.7.19891nstalllert wer­
den. Ab 1.1.89 soll als Vorlauter eine "Bun· 
desstelle-for Strahlenschutz" perErlaß ein· 
gerichtet werden. 

Am 17.11.88 sind Verbände und betroffene 
Kreise zu einer internen Anhörung ins BMU 
geladen. Anfang Dezember will das Bundes­
kabinett die Gesetzesvorlage verabschie­
den. Man sieht, es soll jetzt zOgig vorange­
hen. For die Verabschiedung des Gesetzes 
Ist die Zustimmung des Bundestages erfor­
derlich. Mit der neuen Superbehörde schafft 
sich Töpfer ein Ourchsetzungsinstrumenta· 
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rlum for alle wichtigen und anstehenden 
Fragen der Atomenerglenutzung. Es bedeu­
tet eine dauerhafte Festschreibung der wei· 
teren Nutzung der Atomenergie unter Aus­
schluß der Öffentlichkeit. Alle Entscheidun­
gen, Fragen der Reaktorsicherheit und des 
Strahlenschutzes werden absolut zentrall· 
siert und unter einem Dach zusammenge­
faßt. in dieser Behörde, die vermutlich ihren 
Sitz in Satzgitter haben wird (als Entschadi· 
gung fOr den Ärger mit Schacht Konrad), 
werden in Zukunft alle fachlichen Fragen 
gektart, die notwendigen Rechts- und Ver­
waltungsvorschritten ausgearbeitet, die 
zum weiteren ungestörten Betrieb der 
Atomanlagen erforderlich sind. Die Behörde 
wird die Verwaltungsaufgaben des Bundes 
umfassend wahrnehmen. 

Gleichzeitig werden in dieser Behörde die 
wissenschaftlichen Grundlagen, Gutachten 
etc. ausgearbeitet und so der Welterbetrieb 
der Atomanlagen gleich wissenschaftlich 
legitimiert und untermauert. Daroberhinaus 
wird das Bundesamt OurchfOhrungsbehOr· 
de des Bundes sein und als Betreiberio von 
Atomantagen, die Obliegenheit des Bundes 
sind, in Aktion treten. Insofern wird das 
Bundesamt vor allem eine Ourchsetzungs­
behOrde fOr Bau, Errichtung und Betrieb von 
Zwischen· und Endlagern sein. 
Durch die Zentralisierung aller Funktionen 
wird das Bundesamt die Vertuschungsbe­
hOrde in Sachen Atomenergie schlechthin 
sein. An ihr wird jede Kritik abprallen und 
die Atomindustrie wird im Windschatten 
und mit tatkraftlger Unterstatzung dieser 
Behörde ihre Sauerelen ungestört tätigen 
können. Oie bundesbehOrde wird zu einer 
wesentlichen Verringerung der Reibungs­
verluste zwischen staatlichen Stellen und 
der Atomindustrie fahren. Unter BerQck· 
slchtlgung der Tatsache, daß es heute Im 
wesentlichen darum geht, den gegenwartl· 
gen Bestand an atomaren Anlagen zu 
schOtzen, wird das Bundesamt zumindest 
Indirekt die LAnderkompetenzen bzgl. Auf· 
sieht und Genehmigung dramatisch aus­
hOhlen, wenn nicht sogar auf absehbare 
Zelt ganzlieh aufsaugen. 

Aufbauend auf das Atomgesetz und das 
1986 nach Tschernobyl verabschiedete 
Strahlenschutzvorsorgegesetz wird in die­
ser BehOrde jegliche Information Ober Reak· 
torslcherheit, Strahlenexposltion, zu ergrei­
fende Maßnahmen Im Falle eines Unfalles 
zentrat gesteuert, ausgewertet und eine ent· 
sprechende zentral gesteuerte lnforma· 
tlonspolitik betrieben. Was die Öffentlich­
kelt nicht erfahren sott, wird sie so auch 
nicht erfahren. 
Das Bundesamt bedeutet eine konsequente 
Welterfahrung der Politik seit Tschernobyl. 
Weitermachen, vertuschen, vernebeln und 
die Bevölkerung mit administrativ!tn Maß. 
nahmen beruhigen, um so letztendlich das 
Vertrauen in die Atomenergienutzung wie­
derherzustellen. So wird denn auch dieses 
Bundesamt von der Bundesregierung als 
Kontrollinstrumentarium verkauft. Oie Be­
zeichnung " Bundesamt tor Strahlenschutz" 
bedeutet eine bewußte lrrefOhrung der Öf· 
fentlichkelt. Bundesamt fOr Atomanlagen­
bestandsschutz oder Bundesamt fOr Vertu· 
schung sind sicherlich eher Begriffe, die der 
faktischen Aufgabenbeschreibung dieses 
Amtes gerecht werden. 
Zu den Aufgaben im einzelnen: 
• tm Bundesamt werden alle Daten der 
Strahlenbelastung zentral erfaßt, ausgewer· 
tet und entschieden, was wann und wie ver­
Offentlieht wird. 
• Dort erfolgt eine zentrate Erfassung aller 
strahlenexponierten Personen, die Auswer­
tung der Dosimeter und die Entschel~ung 
Ober die jeweilige VerOffentllchung. 
• Das Bundesamt genehmigt Atomtran­
sporte, OberprOft die Transporte auf Ihre Zu· 
veriAssigkelt. Gleichzeitig genehmigt sie die 
Zwischenlager, die privat von den EVUs be­
trieben werden. 
• Das Bundesamt betreibt mit Hilfe von Drlt· 
ten die Endtager, erarbeitet die notwendl· 



gen Sicherheitsanalysen und Gutachten, 
bewertet diese Gutachten, erteilt die Be­
triebsgenehmigungen. 
• Eine angebliche Kontrolle des Bundesam· 
tes Ober den atomaren Brennstoffkreislauf 
und vor allem Ober die Atommollströme fin­
det nicht statt, da sie nach dem Neuord· 
nungskonzept von Töpfer voll und ganz in 
dEm Hinden der Setreiber bleibt (Konditio­
nierung, Transport, Zwischenlagerung ... 
und als Mitanteilseigner bei der Endlage­
rung (DBE)). 

• Kerntechnischer Ausschuß, Reaktorsi· 
cherheitskommission und Strahlenschutz· 
kommission werden ihre Geschaftsboros 
im Bundesamt erhalten. Damit werden sie 
direkt in das Bundesamt integriert und ver· 
lieren den letzten Anschein von Unabhan· 
gigkelt. Da diese Gremien bereits heute die 
Anforderungen an technischer Sicherheit 
und Strahlenschutzbedarf festlegen, wer­
den sie in Zukunft noch besser in direkter 
Abstimmung mit allen anderen Zustlndlg· 
ketten interne Absprachen treffen zu kön· 
nen. Die Abstimmung erfolgt dann auf dem 
kurzen Dienstwege, von Tor zu Tor und kann 
somit problemlos standlg den "BedOrfnis· 
sen" angepaßt werden. · 
• Mit Hilfe der Erstellung von Gutachten, 
wissenschaftlichen Grundlagen, Erarbei· 
tung von Rechts- und Verwaltungsvorschrif· 
ten hat das Bundesamt "Insbesondere" die 
Aufgabe die Bundesaufsicht zu starken. 
Das heißt: ln Zukunft werden die Lander. 
nicht mehr an dieser Behörde verbeikom· 
men, wenn es um Genehmigungen oder wo­
möglich Betriebsgenehmigungsverweige­
rungen geht. Am Beispiel der Auseinander· 
setzung um die Betriebsgenehmigung fOr 
das AKW Brokdorf im Sommer hat Töpfer 
bereits anklingen lassen, daß zu oberlegen 
sei, ob nicht in Zukunft die Kompetenz 

gleich vom Bund übernommen werden soll. 
Argumentativ wird wohl ~aum eine Landes· 
behörde gegen eine derartig starke Bundes­
behörde anstinken können. Minister Jansen 
in Schleswig-Holstein hat so bereits im 
Sommer mit Brokdorf freiwillig ein Feld ge­
raumt, welches sich angesichts dieser Bun· 
desbehörde nur schwerlich zurockgewlnnen 
lassen wird. Eher im Gegenteil. Die Chance, 
die Landerrechte möglicherweise Ober den 
Klageweg zu starken, wurden verspielt. 
Im Windschatten der Errichtung das Bun­
desamtes sollen zwei Paragraphen das 
Atomgesetzes geändert werden, die von 

· weltreichendar Bedeutung sind. 
1. Das Entsorgungsdilemma soll mit einer 
Änderung des § 6 AtG auf Dauer vertuscht 
werden. 
2. Mit der Änderung des§ 12 Abs. 1, Satz 1 
Nr. 10 AtG soll der Atomstaat im Atomge­
setz festgeschrieben werden. 
Zu 1.: Änderung des § 6 AtG und seine Kon­
sequenzen: 
ln § 6 wird folgender Absatz 3 angefogt: "(3) 
Sollen .auBerhalb der staatlichen Verwah· 
rung Kernbrennstoffe in Form von bestrahl· 
ten Kernbrennstoffen oder verfestigten oder 
fiOssigen hochradioaktiven SpaltproduktiiJ. 
sungen aus der Aufarbeitung bestrahlter 
Kernbrennstoffe aufbewahrt werden, sind 
im Verfahren Ober die Ertellung der Geneh· 
migung nach Absatz 1 Dritte entsprechend 
der Verordnung nach§ 7 Abs 4 Satz 3 zu be­
teiligen, soweit es sich nicht um eine Aufbe­
wahrung Im Zusammenhang mit einer ge­
nehmigten BefDrderung handelt. Die Vor· 
schritten dieser Verordnung Ober die Be­
kanntmachung des Vorhabens und des Er· 
Drterungstermins und die Auslegung der 
Antragsunterlagen, die Erhebung von Ein· 
wendungen, die DurchfOhrung des ErDrte­
rungstermlns und die Zustellung der Ent· 
scheldungen gelten entsprechend." 

Mit der Ergänzung des § 6 um den Absatz 3 
ist beabsichtigt, gleich zwei Fliegen mit ei­
ner Klappe zu schlagen: 
1. Der § 6 gilt im ursprünglichen Sinne nur 
for die Aufbewahrung von Kernbrennstof· 
fen, d.s. z.B. unbestrahlte Brennelemente. 
Da die Zwischenlagerung abgebrannter 
Brennelemente Im Atomgesetz nicht vorge­
sehen ist, hat man die Zwischenlager Gorle­
ben und Ahaus nach Baurecht genehmigt 
und die Einlagerung nach § 6. Diese Lager 
werden seit Jahren vor den Gerichten be­
klagt, weil fOr abgebrannte Brennelemente 
der§ 6 nicht zutrifft, sondern der§ 9 (Sicher­
stellung von atomaren Abfallen in eine An­
lage des Bundes mit dem Ziel der Endlage­
rung). Daroberhinaus wurde die fehlende 
Öffentlichkeitsbeteiligung und das gesamte 
Genehmigungsverfahren fOr den Bau der 
Lager beklagt. Mittlerweise werden die ab­
gebrannten Brennelemente von der Regie­
rung als wertvolle Reststoffe definiert, die 
zurückgewonnen werden sollen, sprich der 
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Wlederaufarbeltung zugefahrt werden sol­
len. Auch wenn man sich dieser Sicht der 
Dinge anschließen wollten, wlre tordie Zwl· 
schenlager ein Genehmigungsverfahren 
nach § 7 erforderlich mit Planfeststellung. 
Mit der Erglnzung des§ 6 um eine einzufah­
rende Öffentlichkeltsbeteiligung gerniß § 7 
Abs. 4 Satz 3 wird jetzt versucht allen Kla· 
gen den Wind aus den Segeln zu nehmen 
und sie hlnfllllg zu machen. Zudem werden 
die einfachen Genehmigungsverfahren tor 
die Zwischenlager nachtriglich abgeseg. 
net. Das, was es bisher nicht gab, wird Ins 
Atomgesetz elngefOhrt, olmlieh Zwischen­
lager. Dabei bleibt dann offen, wasletztend­
lich mit diesen abgebrannten Brennelemen­
ten zu passieren hat und wird. Die Rechts­
unsicherheit der EntsorgungsgrundsAtze 
von 1979 wird so aus der Weit geschafft. So­
mit brAuchte man Im Endeffekt weder 'eine 
WAA noch ein Endlager und kOnnte die ab­
gebrannten Brennelemente auf unbestimm­
te lelt einfach zwlschenlagem. Dieses be­
deutet eine Aushöhlung des Atomgesetzes, 
wonach Atommoll gerniß § 9a schadlos zu 
vetwerten bzw. geordnet zu beseitigen Ist. 
2. ZusAtzlieh sollen jetzt auch·dle Glasko­
klllen, verglaste hochaktive Abfllle aus der 
WAA, ln einem Zwischenlager nach § 6 ab­
gestellt werden kOnnen. Bei den Glaskoklf. 
len handelt es sich allerdings eindeutig um 
AbfAlle, die an eine Anlage des Bundes ab­
zuliefern sind und zwar zur Endlagerung. Da 
ein Endlager tor hochradioaktive AbfAlle 
nicht ln Sicht Ist, versucht man auch dieses 
Problem auf galante Art zu lOsen. Man um­
geht so z.B. for die beantragte Genehmi­
gung zur Aufbewahrung der Glaskokillen 

aus La Hague Im Zwischenlager Gorleben 
das aufwendige Verfahren nach § 9. Also 
kein Planfeststellungsverfahren etc., was 
tor das ZL Gorleben ein Neuaufrollen der 
Genehmigung fOr das Zwischenlager be­
deuten WOrde. Kommt der§ 6 ln dieser Fas­
sung durch, dann kOnnen die Betrefber sich 
diesen ganzen Ärger ersparen. FOr die Glas­
kokillen mOSte das Lager auch ln Bundes­
aufsicht. Obemommen werden und kOnnte 
nicht von der DWK betrieben werden. 
Gleichzeitig schafft man mit diesem Trick 
LagerkapszitAten for die AbfAlle, die ln der 
Pilotkonditionierungsanlage konditioniert 
werden. So wird das Zwischenlager Gorle­
ben zu einem Abfallager tor hochradloaktl· 
ve Abfälle auf Dauer. Das Zwischenlager 
wird zum Endlager, da der Druck zu Errlch· 
tung eines Endlagers nicht mehr gegeben 
Ist. Wßr die Probleme beim Ba4 des Endla· 
gers Gorleben kennt, wel6 oder ahnt, welch 
"kluge" Sache die Bundesregierung hier 
ausgebrotet hat. Muß die Regierung trotz al­
ler Widernisse bisher krampfhaft am Endla­
ger Gorleben festhalten, weil ansonsten der 
per AtG vorgeschriebene End lagemachweis 
nicht zu erbringen Ist, kann mit diesem ge­
änderten § 6 ein Zwischenlager voll und 
ganz als Entorgungsnachwels herhalten. So 
schafft man sich einen freien ROcken ln Sa· 
chen Endlager. 
Zu 2.: Änderung des§ 12 Abs. 1, Satz 1 Nr. 
10 AtG: 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 wird wie folgt ge­
faßt "(10) Auf welche Welse der Schutz von 
radioaktiven Stoffen, von Anlagen Im Sinne 
der§§ 7 und 11 Aba. 1 Nr. 2 sow/e von Anla· 
gen des Bundes nach § 9a Abs. 3 gegen 

St6rma8nahmen und sonstige EJnwlrkun· 
gen Dritter zu gewllhrleisten Ist und daB und 
auf welche Welse hierzu die Zuverllsslgkelt 
der beim Umgang mit oder bei der Bef6rde­
rung von radioaktiven Stollen sowie der bei 
E"lchtung und Betrieb der genannten Anis· 
gen tltlgen Personen zu gewllhrlelsten Ist 
und h~rzu von der zustlndlgen atomrechtlf. 
chen Genehmigungs· oder Aufslchtsbeh6r· 
de unter Abfrage der fOr die Beurteilung der 
Zuver/lss/gkelt erforderlichen Erkenntnisse 
bel den IOr die 6ffentllche Sicherheit und 
Ordnung zustlndlgen Beh6rden erforder/J. 
ehe SlcherheltsOberprDfungen der genann­
ten Personen mit deren Elnverstllndnls 
durchzufahren sind." 
ln Zukunft sollen aufgrunddieser Eintagung 
alle Personen, die in Atomanlagen tltlg 
sind, AtommOlltransporte durchfahren, 
Atomanlagen errichten, d.h. auch jeder Bau­
arbeiter umfasSend slcherheltsOberprOft 
werden kOnnen. Verfassungsschutz, BKA, 
MAD, alle entsprechenden Sicherheitsorga­
ne werden eingeschaltet. Dieses Aushor· 
chen und AusschnOffeln wird allerdings 
nicht nur die unmittelbar Betroffenen erfas­
sen, sondern auch ihre Familien, Bekann­
ten, Freunde etc. Denn alles, was fOr eine 
derartige SlcherheltsOberprOfung erforder­
lich scheint, darf dann auch per Atomgesetz 
gemacht werden. Der grenzenlosen SchnOf· 
felel sind damit Tor und Tor geöffnet. Der 
Atomstaat hat Eingang Ins Atomnetz gefun­
den. Einer permanenten Überwachung einer 
beliebigen Personenzahl sind keine Schran­
ken gesetzt. 
Helnz Lalng, Mitarbeiter der GRONEN Im 
Bundestag 

ATOMKRAFT 
NEIN! 

BESTELLEN BESTELLEN BESTELLEN 
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NICh ...., .,.ordneten Gedellllfelem zu .hr 
dlmeffolg.-. und Opfern des Fuchlamua, 
ll6nnen Polltlllllr ............. mit der Atomindu-
strie endlich ..... wieder ... lieh ~ 
men und eine "herausragende Leistung" aus 
der Zelt des deutachen Faschlsmua huldigen 
(glw 1m Sinne Jelw IIIIQ8f8 ''Falzlnoeume' '). 
Am 2. Dezember 1988 finden eich auf EiniiiiUlg 
der Max·Pianok-Geeellechaft. der Geeellachaft 
Deut8cher Olecnlk«. der Deutachen Phyelkal­
achen Geulechlft. eowte der Kemtec:tlillec:hen 
Ge e e Me ctw1tt Wld dee HaM Meltner-lnetltute fOr 
Kemfotac:tulg ln der Berlner ~ ~ 
lltlker Wld Atomlobby ~. 11'1'1 ln einer 
Feier Wld ~ cle Entdec:luMlg der 
Kernepeltung vor 50 Jalnn zu WOI'dlgen. 
Ein wtrtdloh mekaberer zynlaoher Vensuc:h, eich 
geec:l'llc:trt8 Wld ~Im Glen­
ze der "BTungenechatt" der modeman Zlvtltea­
tton zu suhlen. 
0.. faeohletlec:he Bombeupog~a1m, Hlloel*na 
Wld Negeeald, ,Hentetug Wld Tec:tlemobyt, 
AtommQIInot8tan Wld atiahlende Ruinen, 50 
Jahre etomn 8eä'ofulg und radloaktiYe Ver· 
eeuc:Mg. 
1n der Tat ein Gnm zu Gedenken: 
Der Opfer der AtombombenabwOrfe, der Opfer 
der Atomteete Gau'a und &lpelgeu'a, der Opfer 
von radlolkttver VerMUCI'ulg Wld nuklearer F._ 
louta, der Opfer von F~ Wld Atometaet. 

Den Festvortrag hllt Profeaeor Dr. Peter Brtx 
zum Thema:""'- fol(lelll'elcM Entdeclalng der 
1«<nt1pe1tuttg - und wie es dcu bm'' 

Einige Etglnzu'lgen zum lJrapNng dee dN· 
achen ~IPOQI••".,. Wld Zll Tre 
tlon, der 8lc:h noch heute W...I8Chaftlel , ~ 
leer Wld ~ verpflc:tltet ec:helnen. 
werden da wohl nOtlg aeln: 
Benllt8 ee1t 1934 beachlftlgte alch dae Heeres· 
waffenhauptamt mit den Ergebnleaen der Atom­
phyalk und Slnlhlungetec:hnlk. Unmlttelblr nach 
der EntdeckLilg der K~ Ende 1938 
eUch Otto Hahn Wld Fr1tz Str...,.on wurden 
lnteneiYe Anlltrengw1gen lriemornmen cle Er· 
kelw 1tnleee fOr den Nlitloneleozlll nutzber 
zu machen. Unmlttelblr ivlch Beginn dee II. 
Weltkrtegee wurden ale rna8gebldlen ~ 
~~gezogen Wld u dae Pro­
Jekt einer deut8c:hen Atombombe konzentr1ert. 
0118 .. nicht gelslg, eine ~--lda ~ 
bombe zu bauen, lag .. tec:t.llec:hen Schwierig-
kelten Wld am 11111lgllnden Nachechub von Roh­
etoffen (lJra\ISc:hweree WM8er), Wld nicht, wie 
von dem 1n der Nazizelt HaJptplotagouleten der 
Bombe Wemer Hainilberg Zll Rec:htferttgoog 
behauptet, am INIIQ8illden Wien der Forecher, 
der cle Entwtc:klunO einer Atombombe verhin­
dert hAtte. Bel Kriegsende war ein 
Schwerw an er-Realdor fast fertlggeetelt Wld 
Deutec:tWld dae (nec:h der USA) alomtec:hnlec:h 
am welteeten entwickelte lMld der Wett. 

1945 Kontlnultlt oder 
•••? 
Ben11t8 1944, a1a eich c1e Nlec1er1age Oeutac:h­
llnda abzeichnete, zogen einige Atomfcnc:her 
nach Argentlnlllu, 11'1'1 dort wichtige Erkenntnillee 
der Atom- Wld Rllketenfonlchu fOr cle Zelt 
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nai:h dem 1<t1ege zu retten. (Z.B. Welther 
Sc:hnu'r, der aplter u.a. wlelenec:haftll DI­
rektor dee ~ Ka1anht 
(KtK)wwde. 
Fast ale Wlleeii8Chaftler. cle ber8lta Im fa. 
ac::hlen'u .. der Entwicklung der Atombombe 
mltgeabeltat hatten, eetzten ln Mlelt nach 
1 ~ fort. 0.. Atomfcnchui lglllllltltut Kalaer 
Wllhelm Geaellechaft wurde ln Max·Pianok· 
Gaealechaft IITibenlnnt Wld ~ ber8lta 
1948 Z1l'l6c:het helmlieh mit dem Wlederalfbal 
dee mllttilc:l1en Atomprogrwnma. 
196-4, a1a cle BAD, nach weetllc:hef Anef1(en-

1Ulg helec:hend, auf c1e Henttebtg von ~ 
waffen verzichtete, W\.l'de dem Aton"oOQI•••n 

ein z1v1ee Mlntelchen umgehlllgt. Doch der mi­
D1ec:he awakter blieb emalten. 
Heuet ICheint die~ ..... 
p~Geectilftzu Mln, dai•Grund._. 
......... .,." mit ....... !dem Liehein 
........... zu ........ Hoffenlllctl bleibt~ 

... -··-· die KnlarSdwlltte ........ .......... 
Ur'*- dem Motto "~n Grund zum Fellm" nr 
fen ln lertln AKW·Gegner/lnnen, Anti· 
Faechl~ Ffteclenagnlppen Wld AllelMIM 
LJate zu ...... Demoliltlatlon gegen ...... 
J!lll1l Feitakt auf. Aulerdem IOIIen • T .. 
.,.,._. von .....,_ AKW-GeglwllnnM wor 
dir Kai ...... periOnich ................. 

"Zivile Atomenergie 
zur Gewlssensberuhlgung ••• " 

Im Nechfolgenden dokumentieren wir den Redebeltrag den Jena 
Scheer aua AnlaS der Kundgebung:"50 Jahre u~. wu 
glbta da zu fe6em?". 

FreundllcherMtiH ate1te er una den Beltrag Im Voreb zur Verftlgung. 

"Mag Otto Hahn noch ln aller Unec:huld auf cle 
lJnw1apeltU'lg geato8en sein - ~.W~~T~melbar da­
nach etOrzten eich Wlaeenlchaftler ln aller Wett 
darauf. wohl wlaaend, da8 eich dlnJa die Born­
be bauen lla8e. Oebel alnd auf der Seite der N­
llerten, vor.. der humane Pazlflat Albert Eln­
eteln, hlatortach gerechtfertigt, denn ala mußten 
mit Recht befOrchten, da81n daut8chen Kolle­
gen lieh bemOhen WOrden, cle Bombe fOr Hltler 

zu bauen. 0118 ... nicht geeohafft heben, lag 
nach eßem wae menach heute weiß, nicht ., In­
ren Wldel atalld, aondem dan!n, da8 ale nicht ge­
nOgend reinen Graphit hatten Wld da8 norNegl­
ec:he Frelheltsklmpfer cle Sc:hwelwaeaerfa 
ken 1n AJuklrt geepeugt heben. W• geec:hehen 
worde, wenn ttter Wld nicht cle Allerteil cle 
Bombe hltten, davon gaben cle Pogiome, cle Ja 
faet Zll aelben Zelt wie ttama Entdec:luMlg etltt· 



fanden, eine 8Chreokllohe W&riUlg. 
Nach der Nlederrtngoog de8 Hltlerfaschlamua 
aber die Bombe gegen ~ elnzuaetzen, 1118"· 

klerte den vom lJS.lmpet1allemua 80fort nach 
Kriegeende begoni'l8flefl Kalten Kneg. 

Atommacht zu werden, das technlache und Wl&­
aenflchaftlk::tMi Know how doch noch zu erlan­
gen, we1 der Sinn de8 1955 begonnenen Atom­
prograrnma der BRO. Und W« glaubt, daB 8le 
das erst nach Vollenc:k.rlg der WAA Im Jahr 1995 
aetn kOnnte, und da8 das dlxch Vertllnderung 
der WAA zuvemlndem sei, der oder die unter· 
achatzt die Lage. 
Oie BAD Ist lAngst faktlach Atomwaffenmacht, 
ale hat aJ8 den AKW'a und mit der kleinen WAA 
ln l<ai1anl1e mehr ala genug Plutonium, ln Hanau 
und anderswo gehortet., um viele Atombomben 
zu bauen, aowte ee Ihr polltl8ch opportun er· 
achelnt. Der Bau aalbat das hat eich doch her· 

c1es Reaktionire gilt, da8 ea nicht fllt, wem 
menach ea nicht nlederaohlilgt. 
Beeondera gilt ea zu klmpfen gegen die aozJaJ. 
demokratlache Form dea AtomproglliTIIn8: Oie 
Okonomlachen KlOtze an Beln, WAA und 
Schneller Broter, absto8en, die Mderen N<W'a 
walter1aJfen lalaen, um nach zehn Jahren aagen 
zu kOnnen, die derzeit vorhanleuen nonnalen 
Kra1twel1ce alnd (1988) ·lnzwt8c:hen leider zum 
großen Tell abgebroc;tlen, darum muB ee leider, 
leider weitergehen, und zu F6rdeNng dea Ex· 
porta vrx allem die Schwlndei-N<W'a HTR ge­
bart werden, und der Atommoltin Gorleben und 
l<onnld verateckt. 

Es gltt alao noch viel nlederzuachlagen. 
Ein Paar peraÖnllohopolltlache Bernel'1<wlgen: 
Sn Jahr nachdem die westdeutsche Kemfor· 
achung wieder loeglng, fing Ich ln der Kemfor· 
8Chung an. Dlwnaja bildete Ich mr naiYefwel8e 

Albert Einstein und J. Robert Oppenhelmer 
umgeaprochen, 1st heute technlech kaum ein 
Problem. Zw•lat Plutonun aJB L.elchtwaeaer· 
N<W'a nicht Ideal fOr mllltarleche Zwecke, aber 
auch aJB Ihm laaaen 8lch fOrohtertlche Masaen­
vemlchtl..rlgawaffen bauen, daran 1st kein ZweJ. 
fel. 
Um das zu verhindern, darum geht ee. Oie WAA 
dient dagegen als Schaufenster fOr. den 
Atomantagen.Export, nachdem das Atompro­
gnmn 1m eigenen Land (ohne Im weeent1lchen 
ala Hintergrund fOr das große Exportgeschlft 
gedacht) cB1k dem Wldenltand der AntJ..N<W· 
Bewegung auf elh DreiBigstel aeJnee geplanten 
Endausbaus gesohrumpft Ist. Freilich alnd auch 
die jetzigen 20 AKW's 20 zuviel, und alewerden 
nicht freiwillig aufgegeben, trotz dea OkOI'IOITll­
schen Niedergangs der Atomlnduatrle. Auch fOr 

ein, die allenthalben stafflndene gro8z0glge FOr· 
derung geschehe um dea Fort8chrttta der &· 
kenntnl88e wtllen. Und wenn wir aua sozialen 
Gewtaaen Zweifel bekamen, da8 die Steuerzah­
lerinnen una unser Hobby finanzierten, beruhig­
ten wtr uns, da8 ja die Techniker ln den Zentren 
Kartsruhe, JONch, Geesthacht auf unseren 
Grundlagen aufbauend die EnergJeperaclee der 
Zukunft, mit Strom zu billig fOr ZAhler, echaffen 

WOrden. 

Obwohl Ich hier Im HMI fOr den Strahlensc:hutz 
verantwortlloh wer, hatte Ich Null Ahnung von 
Kritik, mu8e Ich nach meinen Ruf nach Bremen 
(1971 ) von BQrgertnltlatMerlnnen auf die seit 
Jahren ln den USA laufende Debatte um Stern­
glaaa, Gofmerl, Tamplln aufmert<aam gemacht 

werden. So we1 Ich aelbet Opfer elnee Mecha­
nlamua, der l*rter den ROcken der betellgten 
WlsaeiiSChaftlertnnen ein falaches l...ehrgeblude 
8tatllslart. Dleee Entachuldlgwlg glt. freilich 
aelther Immer weniger. Wenn &ICh heute noch 
Ylelfa:h die Schiden eUch chronlache Niedrig­
strahlung verdrangt und geleugnet werden. 
Zwei meiner Fte\nte 1n Bremen haben featge­
atellt, daBin SOddeutachland nach Tachernobyl 
die SAugltngeaterl:lllchkelt um 35 % angeatlegen 
Ist, die offizielle Wlaaenschaft verachlle8t Ohren 
und Augen. 
Auch Kolleginnen die eich gegen die mllltArleche 
Atomenergie wenden, YeniChlieBen oft Ihre ~­
gen und Ohren vrx der zivilen Atornenerglekrttl. 
Bel vielen Generatiolien meiner Letnr diente 
die zMie Atome~lel'gle zur Gewlseellabellill­
gll'lg wegen der dlrel(ten oder Indirekten Ver· 
atrlclua'lg 1n die Bombe. Dabei hat von den be­
rOhmten GOttlnger 18, die alc:h 1957 gegen 
Strauß. und Aclenalera Bombenplane wandten, 
kaum einer ematllch was gegen cl8se Mle ge­
tan. Daa begrQndet den Verdacht, den ADal 
auuprtcht, da8 es Ihnen lU' darum ging, Ihre 
Forac:tmg vom Offentliehen Verdacht der mllltl­
r11chen Nutzbarkelt zu befreien, ohne aalbat 
was 1m Kampf gegen den Atomtod zu tun. 
Heute gilt es nicht nur gegen AtomrOatung zu 
klmpfen, aondem genau 80 gegen die zivile Nut· 
zung. Und das nicht etwa nur, weil die zMien 
N<W'a den ~off liefern, aondem weil 
deee aalbat Tod und l<rwlkhelt ln IM'Ig8heuertl­
chen Maße verbreitet. So Immer menach emat· 
haft Statlatl<en verauchte, zeigten eich Krwlk· 
halten dlxch den Normalbetrieb von· At011'18f11ao 
gen, von den Opfern der unvenneldllchen Unfal­
le ganz zu achwelgen. 
Es 1st bitter, eich elnzugeetehen, da8 menach. 
auf 88lnem L.ebenaweg einem falachen Ziel 
nachgeeifert hat, mir wurde das YOI: anclerthWb 
Jahrzenten klar. Wir haben ale mehr oder weni­
ger wl8een8chaftllchen Al.hn erlangt, Indem wir 
Im HMI und anderswo IM'I88nlm Hobby leben 
konnten, ROckblendend m0seen wir sehen, da8 
wir dabei profltlet1 haben von FOrderprog~•,,. 
men, die letztlich zu Tod und UngiOck zahlloe8r 
Menschen gefOhrt haben. Daa verpflichtet, d!M"I 
Vt1delatalld dagegen zu unteratotzen - dafOr 1st 
ea nie zu aplt. 

Ich fordere alle 1n der Kernforschung TAtlgen 
auf, zumindest Ihre Kenntniese der Anti-N<W· 
Bewegung zur Vertogung zu stellen, und Arbei­
ten, die direkt der Atomenergienutzur dienen, 
einzustellen. Es gibt mit unaerem Know how ge­
nug 1n Umwelt· und Arbeltsscttutz zu tun, kann 
Ich veralchem. 

Oie Atomenergie hat keine Zukunft mehr, ale 1st 
strateglach ." Ende, auch wenn 8le taktisch 
noch fOr ta.1ge Zelt sehr ernatn.llehmen Ist. Daa 
gilt lnsbeeondere auch fOr die anhaltende Krimi­
nalisierung von Menachen, die alch aktiv gegen 
das mOrdet1sche Atomprogramm wenden, Indem 
8le fortachreiten vom Protest zum Widerstand. 
Solldarltlt Ist Immer konkret - Ich fordere alle 
auf, SolldarftAt zu zeigen mit dem Hamburger 
Atomkraftgegner Frttz Stor1m, der den Herr· 
sehenden nicht nur wegen seJnea langjahrtgen 
Kampfee gegen Brokdorf verhaBt Ist, und der ln 
Hanburg wegen § 129a vrx dem l...andgerlcht 
ateht. 
SollcWttlt mit •• ..., ...-folgten Atomenftgeg­
!Wtnnen, Freiheit fOr .... polltlachen Qef .. 
genenl" 
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Anti-AKW·Konferenz 

Anti-AKW-Politik im 
Zeichen der Burg 

Gemeinsame Konferenz der ''Alten'' und 
''Neuen'' Anti·AKW·Bewegung in Nürnberg 

Friedliche Koexistenz 
Handlungsziele die bundeaweite 

Politisch herrlchtlt eher Behinderung von 
Windstille auf der Nürnberger - Atommülltranaport, der Wideratand 
KaiMrburg, a1a dort vom -4. - e. gegen den HTR-Modul und du 
November 88 die gemeinsame Votum für den Aufbau eines 
Herbatkonferenz der "neuen" und unabhängigen Strahlenrneenetzea 
.. ....,.. Anti AKW ew..gung formuliert wwden. unw der 
stattfand. Zwar kDnntltn als kDnkretll Oberfliehe jedoch bleibt IHn 
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erhebliches Maß an politilchet 
Perapektivtoaigkltit zu verzeichnen. 
Au8erdem acheint auch die 
Zusammenarbeit zwilchen den 
beiden Teilen der Bewegung, hier 
die Nach-Tschemobyt-GNppen, dort 
die alta Anti AKW eew.gung, nach 
wie vor ln den Kinderschuhen zu 



stecken. 
Insofern beschäftigen sich die 

totgenden Beiträge auch weniger mit 
den konlcrwt.n Ergebniuen der 
zwölf Arbeitsgruppen, sondern 
gehen verhältnismäßig ausführtich 
auf die politischen Randbedingun­
gen etn, die fOr den Vertaut der 
Konferenz bestimmend waren. Dies 
scheint angemesSen, weil die 
thematisier18n Aspekte m.e. 
symptomatisch für die Situation der 
gesamten Anti - AKW • Bewegung 
sind. 

r r 

' • 

Funktionsbestlmrft.lng 

Ob die politische 
Vorstellungskraft unter der 
mitteraHBrtichen Atmosphäre ·des 
T-.gungaortlu gellttlln hat, braucht 
hier wohl nicht diskutiert zu werden, 
auch wenn einige Irrhationen über 
die martiali.che Umgebung spürbar 
waren. Maßgeblicher lat die Frage 
nach dem Verständnis der Funktion 
einer aolchen Konferenz. 
Otrensichtlich - gibt ea eine sehr 

AntJ-AKW·Konferenz 

groSe z.hl von Teilnehmertnnen, die 
mit einer eher seminartatlachen 
Erwartungshaltung anreisen. So 
legitim es iat, den Anspruch auf 
Informationsaustausch an eine 
~ferenz der Anti AKW Bewegung 
autrechtzuet"haaten, so unmöglich ist 
es aber, in den AGs zuerst immer 
grundlegende lntormationsarbeit zu 
leisten. Insoweit muB menach 
einfach verfangen, daB alle 
Teilnehmerinnen wba ·a I mitarb­
behan, um von einem leidlich 
gleichen lntormartionsstand 
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Anti-AKW·Konferenz 

ausgehen zu können. Dann erst ist 
es möglich, gemeinsam Strategien 
zu entwerfen. Und dann ist es auch 
ausgeschlossen, sich, wie es bei der 
Atom(müll)transportegruppe der Fall 
war, mit der Frage rumzuschlagen, 
ob eine AG zum 
Informationsaustausch und eine 
Strategiegruppe, spirch eine 
Anfänger- und eine Fortgeschrit-
tenengruppe,installiert werden 
müssen. 

KAtSERBURG 

Angesichts dieser Tatsache 
wird aber auch deutlich, daB alle AGs 
von einem Vorbereitungskreis 
vorstrukturiert werden müssen um 

I 

einer ZJ~Ioaigkeit der Diakussion 
vorzubeugen. Dies war in Nümberg, 
trotz einer guten 
Gesamtorganisation, leider nicht 
immerder Fall. Es ist wohl einsichtig, 
da8 eine AG um so produktiver 
arbeiten kann, je stärker 
Vorbereitung und Vorbereitungs­
material, also der Konferenzreacler, 
mit einander korrespondieren. 088 
aber bei der Erstellung eines solche 
Readers d ie Veranstalterinnen nicht 
allein gelassen werden können, ist 
auch naheliegend. 

Wer immer die Gehaltlosigkeit 
verschiedener AGs bek1agt, muß 
sich fragen lassen, wo denn der 
eigene Diskussionsbeitrag 
geblieben Ist Es soll Zeiten 
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gegeben haben, in denen schon im 
Reader kontroverse Beiträge zu ein 
und demselben Thema enthalten 
waren, ao daB bereits dadurch die 
Auseinandersetzungen in den AGs 
fruchtbar wurden. Es ist eher ein 
Zeichen der Konzeptlosigkeit der 
lnis und nur mittelbar eine Schwäche 
der Konferenz, wenn dies zur Zeit 
nicht gewährteistet werden kann. 
Wer angeaichts dessen trotzdem 
den geringen politischen Stellenwert 
einer Anti AKW Konferenz 
bemängelt offenbart nur allzu oft 
eine Vorstellungswelt, die von der 
Annahme geprägt Ist, daB fehlende 
Ideen der Basis durch Beschlüsse 
eines überregionalen Treffens zu 
kompensieren seien. 

Ein solches Denken ist eher 
du Mert<mal einer unkritisChen 
Reproduktion tradionell bürgerlicher 
Ideologie und lä8t weniger den 
Anspruch auf eine starke alt8matMt, 
geschweige denn linke Politik zu. 

Darüberhinaus wird der 
politische Stellenwert einer Anti 
AKW-Konferriz durch eine wetterea 
Phänomen eingeengt. Häufig kann 
mensch sich nicht des Eindrucks 
erwehren, da8 sich Oezentralität zur 
Provinzialität zu entwickeln droht Um 
es klar zu sagen: es soll hier nicht 
darum gehen, daB Prinzip der 
Oezentralität zu diskreditieren, aber 
oft scheinen regionsObergreifende 
Kampagnen oder Konzepte weder 
noch erwünscht noch realisierbar zu 
sein, weil sie aus den 
erstaunlichsten Gründen auf lokaler 
Ebene nicht umsetzbar oder gar 
kontraproduktiv sein sollen. Der 
Konsens über die Notwendigkeit 
einer vermittelten regionalen und 
überregionalen Anti AKW Politik ist 
aber eine grundlegende Voraussetz 
ung für die politischeWirkung der 
Bewegung. Vor dem Hintergrund 
einer bewegungsübergreifenden 
StDBrichtung gewinnen regionale 
Aktivitäten eine neue Bedeutung. 
Umgekehrtist es ebenso. Von einer 
Konferenz,die nur in 
eingeschränk1ern Maße aut diesen 
Konsens setzen kann, sind natürlich 

auch nur lniativen zu erwarten, die 
auf entsprechend tönemden Füßen 
stehen. 

Fragwürdige 
. Gemeinsamkeiten ? 

Oie Jurchaus geringe 
Effizienz der Atommüllkonferenz und 
ihre Hintergründe stellen kein neues 
Phänomen dar. Daa Proble':" gab es 
immer wieder. Etwas neuer ist aber 
die Tatsache, da8 sich dieser 
Zustand augenscheinlich auch nicht 
durch die Zusammenarbeit mit den 
Nach-Tschemobyt ·Gruppen ändem 
lieB. Seitdem vor etwa zwei Jahren 
zum ersten Mal die Forderung nach 
einer gemeinsam entwickelten und 
getragenen Anti - AKW • Politik 
tormutiert wurde, hat sich nicht viel 
getan. Auch eine interne 
Differenzierung unter den Nach 
Tschernobyl Gruppen in Bezug auf 
Politikverständnis und Protltst­
/Widerstandsformen die das "alt­
neu"-~chema immer unsinniger 
\Nerden läBt, konnte \Nenig dazu 
beitragen, das Gefühl der 

· Blockzugehörigkeit in beiden Teilen 
der Bewegung nennenswert zu 
überwinden. Allenfalls auf lokaler 
Ebene ergab sich hier und da eine 
mehr oder weniger intensive 
Zusammenarbeit 

Überregional wurden politische 
Analysen und Strategien kaum 
miteinander diskutiert, gemeinsame 
Handlungsansätze kamen selten 
zustande. Dieser status quo konnte 
auch in Nümberg nicht aufebrochen 
werden. Sicher geisterte allen der 
Gedanke der Gemeinsamtkeil durch 
die Gehimwindungen, aber allzu oft 
ging er dort aüch verloren. 
Gearbeitet wurde daran jedenfalls 
wenig. Die Vertreterinnen der 
beiden Fraktionen wandten sich 
tendenziell doch wieder den 
tradlonell von Ihnen besetzten 
Themen zu. Allenfalls in 
persönlichen Gesprächen wurden 
Ansichten ausgetauscht, aber das 
genügt · nicht, wenn der Anspruch 
auf eine gemeinsame, offensive 
Politik nicht zum Uppenbekenntnis 
mißraten soll. 



VIelleicht Ist es aber auch der 
Mangel an einer eigenen, klaren 
Position? Ist insofern die Idee einiger 
"Mütter" so abwegig, Ddi8c:tlal den 
gei'Minaamen Konferenzen auch 
einmal jeweils eigene Treffen zu 
veranstalten? Das wäre aber nur 
sinnvoll, wenn dort tatsäChlich 
Voraussetzungen, Ziele und 
Umsetzungsmöglichkei-
ten einer gemeinsamen Politik 
analysiert würden. 

Fazit 

ln Nümberg wurde einmal mehr 
die Chance verpielt, unabhängig von 
irgendeinem äuBen!n 
Handlungsdruck sich über 

. grundsätzliche Fragen der 
politischen Perspektive Gedanken 
zu machen. Oie Zeit, die sonst oft 
vermißt wird, hätte hier . zur 
Verfügung gestanden. So waren es 
m.E. weniger die konkreten 
Beschlüsse, die der Konferenz den 
Stempel aufdrückten, sondern das 
Phänomen einer fehlenden 
strukturell-politischen Orientierung. 
Wolfgang Ehmke hat mit seinem Satz 
·wir müuen politikfähig w.rden" 
sicher auf den Umgang mit 
Organ~sationen außerhalb der Anti 
AKW Bewegung angespielt Gleich­
wohl lä8t sich das Zitat auch zur 
Beschreibung beWegungsJnterner 
Zustände verwenden. 

Es sollte ein vorrangiges Ziel der 
nächsten gemeinsamen Konferenz 
im Frühjahr 89 sein, die Grundlagen 
einer Anti AKW Politik zu entwickeln, 
die nicht mehr an einzelnen 
Fraktionen haftet, sondern 
Obergreifend die Möglichkeit einer 
längerfristigen Offensive bietet 

Genauere Informationen über 
die nächste Konferenz, die vom 28. 
April bis zum 1. Mai 89 in Wiesbaden 
stattfinden soll, und über die Arbeit 
des Vorbereitungskreises, gibt es 
beim AKU Wiesbaden, Herderstr. 35, 
8200 Wiesbaden, Tel.: 
08212/378820 

Trotz aller 
Wider 
sprüche 
Vor elnelnl1alb Jahren, Im Ma187, gab es ln Kas­
sel zum ersten Mal die Arbeitsgruppe "alt-neu". 
Die Idee, Im FrOhjahr und Herbst gemeinsame 
Treffen der AtommOll-/Standorte-Konferenz und 
der Nach-Tschemobyl-lnltlatlven vorzubereiten. 
wurde dann Im Herbst 87 ln Braunschwelg reali­
siert. Die unterschiedlichen Schwerpunkte und 
Erfahrungen der verschiedenen Gruppen konn­
ten ln die Konferenz einfließen, die Bereitschaft, 
einander zu akzeptieren und voneinander zu ler­
nen, wurde signalisiert. Diese Konferenz wurde 
von vielen als ein Erfolg und Anfang fOr gemein­
same Aktionen angesehen (gemeinsame Vorbe­
reitung des Abschalttages Im Februar 88 und 
des 2. Jahrestages des Super-Gau's ln Tscher­
nobyl) . 
ln Trebellm Mal 1988 zeigte sich jedoch, daß 
der Wunsch, noch auf schwachen Beinen steht. 
politisCh aufelnanderzuzugehen, d.h. unserer 
Meinung nach: belden Treffen Erfahrungen aus­
zutauschen, GegensAtze solidarisch und tole­
rant zu diskutieren, Gemeinsamkelten zu suchen 
und AktionsbOndnisse vorzubereiten, u.s.w .. 
Die Tatsache, daß ein den Veranstaltern bekann­
ter Polizist ln Trebel der Offentliehen Eröff­
nungsveranstaltung zuhören wollte und dle Leu­
te z.T. dafOr, z.T. strikt dagegen waren, fOhrte 
teilweise zur Spaltung der Anwesenden und fast 
zum Abbruch der Veranstaltung. Um die eigenen 
Vorstellungen durchzudrOcken, wurde haupt­
sächlich mit Vertassen der Ve!Wlstaltung ge­
droht, sowohl von Selten einiger "alter" und 
"neuer" Anti-AKW-Gegnerlnnen, als auch von 
Selten des extra zum Thema eingeladenen Re­
ferenten der Granen. Dieser Vorfall wurde dann 
jedoch nicht mehr auf der Konferenz diskutiert, 
was sicher ein Fehler war. 
Die jetztlge Herbstkonferenz Im November ln 
NOmberg wurde von einer breiten Vorberei­
tungsgruppe geplant. ln dieser Gruppe waren 
Leute aus belden Spektren vertreten. Obwohl 
die Haupt(organlsatlons)arbelt die NOmberger 
Matter leisteten - wofür wir Ihnen Im Nachhin­
ein noch einmal danken mochten - hofften wir 
von der Vorbereltungsgruppe, daß das Vorberei­
ten von zwei Veranstaltungen, die Einladung ver­
schiedener potentieller BOndnlspartner zu einer 
Podiumsdiskussion Ober das ln Trebel beschlos­
sene Thema "Verhindern wir die AtommOJitrans­
porte" und das Deligieren der Arbeitsgruppen 
an Verantwortliche - da8 dies alles zu einer 
breiten Diskussion und Aktion fahren- könnte. 
Da8 noch viel Im Argen liegt und die Gräben un­
terelnMder teilweise nicht weniger tief· gewor­
den sind, zeigte eine spontane Diskussion am 
Samstagabend, die drei Frauen der Frauenkette 
Berlln hier aus unserer Sicht darstellen und kom­
mentieren wollen. 
Dies könnte vielleicht die Diskussionsbereit­
schaft Innerhalb der Anti-AKW-Bewegung ankur­
beln - nicht nur auf Konferenzen! 
Nach dem bis dahin teilweise unbefriedigenden 
Verlauf der Konferenz zeigte es sich am Samstag­
abend, daß es dringend notwendig Ist, Ober die 
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Inhalte, Standpunkte, evtl. Gemeinsamkelten In­
nerhalb der Anti-AKW-Bewegung zu reden und 
die Unterschiede zu thematisieren: Inwieweit 
aktzeptleren wir uns, so gibt es ein gemeinsa­
mes Vorgehen, oder sind die verschiedenen Po­
sitionen doch zu unterschiedlich. 
Diese Fragestellungen, das Thema .. alt-neu", 
wurde am Samstagabend kontrovers behandelt. 
Diese Diskussion war auch Oberfälllgl Die Erwar­
tungen, AnsprOehe an eine gemeinsame Konfe­
renz wurden weder ftlr die .,Alten" noch fOr die 
.. Neuen" erfOIIt. Als Kritik an der Konferenz wur­
de geäußert, die Konferenz w81 zu .. perfekt" g&-

plant, Raum tar solche Internen, notwendigen 
Diskussionen W81 so gut wie nicht gegeben. Kri­
tik gab es an der Veranstaltung am Freitagabend 
mit Michael KortlAncier und an der Podiumsdis­
kussion am Samstag vormlttag, bet der u.a. ein 
Gewerkschaftsfunktionär der Eisenbahner an­
wesend war. Von vielen umstritten war der 
Standpunkt, daß es notwendig Ist, sich mit vie­
len anderen Gruppierungen auselnanderzuset­
zen, wie z.B. mit Gewerkschaften. Nur ob sol­
che Veranstaltungen, Diskussionen miJ Leuten. 
die nicht direkt zur Anti-AKW-Bewegung gehö­
ren, auf einer Anti-AKW-Konferenz etwas zu su­
chen haben. wurde von manchen ln Frage ge­
stellt. 
Da Ist nun wichtig zu klären, was fOr Erwartun­
gen, Vorstellungen mit gemeinsamen Konferen· 
zen verbunden sind. 
Es. gibt die, die sich selbst als Traditionelle be­
zeichnen, d.h. die an der ursprungliehen Konsti­
Mion der AtommOllkonferenz festhalten: Oie 
AtommOllkonferenz soll als Medium der Ausein­
andersetzung und Austausch Innerhalb der Be­
wegung dienen. Gruppen, die aktiv gegen das 
Atomprogramm kämpfen, tauschen ihre Erfah­
iungen untereinander aus, eine bundesweite 
Koordination, somit eine Kontinuität des Wider­
standes soll entstehen. 
Oie sogenannten Neuen vers.uchen offen zu 
setn, haben eine gröBere Bereitschaft, andere 
Gruppen für den Widerstand zu gewinnen. So 
solen die Konferenzen gleichzeitig als Aus­
tausch Innerhalb der Bewegung funktionieren, 
aber auch eine Möglichkelt sein, eine breitere 
Öffentlichkelt zu gewinnen. 
Es wurde die Frage ln NOmberg aufgeworfen, 
ob durch ein generelles Zusammenlegen der 
Konferenzen der jeweils selbständige Charakter 
verloren gehe. 

Die vorhandenen Gegensätze prägen auch den 
Umgang untereinander und die Öffnung gegen­
Ober Neuen. Kriminalisierung und Repression 
sorgen auch Innerhalb der Bewegung für Miß­
trauen, manchmal berechtigte Spltzelparanola. 
Dies erfordert eine Gradwanderung, denn einer­
seits braucht die Bewegung dringend Zuwachs, 
andererseits sind feste Strukturen mit verläßli­
chen Leuten notwendig, um effektiv arbeiten zu 
können. 
Wer Zweifel äußert und zuläßt. hat einen schwe­
ren Stand. Erwartet wird ein klarer Standpunkt, 
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ohne den eine polltlache Arbeit zweifelsohne 
nicht mOgllch Ist. IVJer um dahin zu kommen. 
mossen wir miteinander reden, unsere Zweifel 
äu8em können, mit IRieren Ober unsere Ängste 
sprechen; nur so kOnnen gut flllktlonlerende 
Gruppen aufgebaut werden. 
1st denn ein fester gesellschaftskr Stand­
Punkt Voraussetzung fOr eine pelltlache Arbeit ln 
der Anti-AKW-Bewegung, oder atlelten wir mit 
Leuten nicht zusammen, die noch fragen, ob 
denn die Lichter ausgehen, wenn die AKW's al> 
geschaltet werden. Wir sollten fAhlg sein, Wis­
sen und Erfahrungen auch mit Neuen auazutau· 
achen. Oder sollen die alten Fehler Immer wie­
derholt werden? 
Innerhalb der Bewegung gibt es lllterachlecll­
che Ziele, bis auf e1n gemelnsam'es: sofortige 
Abschaltwlo aller Atomanlagen. 01eae !IIter· 
schiedlichen Ziele beruhen auf lllteniChledll· 
chen gesellschaftNch Elnschltzungen. So ..,. 
terschelden sich auch die Wldenrtaudllformen 
und der Umgang mit Repression llld Kr1mlnall­
slerung. Das 1st aber kein neues Problem der ge­
meinsamen Konferenz, sondern diese Wider· 
sprOche und Kontroversen gab llld gibt es auch 
Innerhalb der alten Bewegung. 
1st denn nun ein gemeinsames Vorgehen mög­
lich, oder beruht die Gemeinsamkelt nur auf der 
gegenseitigen Toleranz der Wlderatandsfor· 
men? 
Weder .. alt" noch .. neu" sind ein einheitlicher 
Haufen, die nur aus .. Müttern" oder ,.Autono­
men" bestehen. ln belden Spektren besteht ei­
ne Mischung vieler unterschiedlicher Men­
schen, die sich nicht einfach ln die Kisten .,alt" 
und .. neu" einpacken lassen: Oie Kontroversen 
haben jetzt eine 8Jldere QualltAt. sind aber keine 
Neuerscheinung. Es 1st die Frage. ob es eine 1..6-
sung Ist, die Konferenzen wieder zu~ und 
nur noctrjährtlch eine gemetnsame Konferenz zu 
gestalten, oder ob es nicht einfach ein Vor-sich­
Wegschieben der Probleme Ist, die ln den jewei­
ligen Konferenzen sonst auch auftauchen wOr· 
den. 
Es hat sich also gezeigt. da8 eine Interne Dis­
kussion dringend notwendig war und Ist, um u.a. 
auch bessere Umgangsformen lllt.erelnander zu 
bekommen und 1118 nicht gegenaettlg fertig zu 
machen. 

MüTTEJt 
lEGEN 
ATeMJ<ftAFT 

~~RTI:J "" ~ l 
Es existieren Unterschiede Innerhalb der Anti· 
AKW-Bewegung, eine Gleichheit 1st tatsAchlich 
nicht vorhanden und muß auch nicht selnl Uns&­
re Verschiedenheit aufgrund unterschiedlicher 
Erfahrungen und Lebenaumsttlnde ergibt unter· 
schiedliche Sichtwelsen der Verhaltnlsae llld 
unterschiedliche Wlderstandsformen. Sie ma­
chen einen vielfältigen, sich erginZenden, bele­
benden, breiten Widerstand aus, um an unser 
gemeinsames Ziel zu kommen: sofortige Aus­
schaltungaller Atomanlagen ... 
Unser Umgehen miteinander auf der Nümber· 

ger Konferenz war oft - wem auch nicht Im­
mer offensichtlich - von lnteressenloeem llld 
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arrogantem bis hin zu ablehnendem und verach­
tenden Vertlalten geprlgt. Es existiert zu wenig 
Offenheit und Entgegenkommen mit dem Inter· 
esse an Austausch llld dem Wl.nSCh. voneinan­
der zu lernen, also Wissen, ErfaJvungen. und 
Slctltwelsen aufzunehmen und weiterzugeben. 
Die existierenden Unterschiedlichkelten werden 
nicht zum Thema gemacht. sie werden veroe&­
sen oder verachwiegen llld nicht direkt ange­
sprochen. 

Im Grunde wissen wir wenig Genug vonelnan· 
der, was unaere Widerstandsformen llld unser 

..polltlaches Denken angeht. 
Vorurteile prallen aufeinander; den .,Iaschen, 

angepaBten Bequerellla, die nicht ernstzuneh­
men sind und keinen Durchblick haben'', stehen 
die .,knallharten, radikalen Autonomen, die die 
Wahrheit fQr sich gepachtet haben", gegen­
Ober. 
Das .,sich-ln-Abgrenzung-toll-finden" 1st ver· 

1\Angnlavoll. Die GegenOberstelung ln dieser 
Form 1st falach und dumm, beschreibt Im Grunde 
nicht .,alt" llld ,.neu". sondern eher das existie­
rende mehr oder weniger radikale politische Ver· 
atandnla ln politischen Bewegungen. 
So viele verschiedene aktive Menschen zu er· 

leben llld konstruktiv mit Unterschiedichkelten 
umzugehen, kann bereichernd und spannend 
sein. Als ln sich gespaltene Gruppen tun wtr dem 
Staat den gr06ten Gefallen! 

NatOtllch gibt es Unterschiede zwtschen den 
.. alten" und den .. neuen" Anti-AKW.Qeoner· 
Innen, und natOrllch sind diese Unterschiede 
auch Inhaltlicher Art. (Aber auch die alte Bewe­
gung War nie homogen). Forderten die .,Alten" 
noch die Abechaffung aller AKW'a stellvertre­
tend tor die Abschaffung des kapitalistlachen 
Wlrtschaftasyatems, so geht es den .,Neuen" 
offensichtlich .. nur" um den sofortigen Auaatteo 
aus der Atomenerglepolltlk. Oder anders auage­
<t'Ockt: Wahrend die einen das System als Ursa­
che des Übels begreifen, versuchen die ande­
ren eben die daraus entstehenden MISsttineie 
anzuprangern. 

Ob wir damit einverstanden sind oder nicht. die 
Systemfrage 1st zweitrangig geworden. Ange­
sichts der tagtaglieh eintreffenden Katastn>­
phenmeldungen aus aller Wett, haben wir begrlf· 
fen. daß sowieso alles zu spAt Ist. Wir haben ge­
lernt. uns 1m Alttag zu arrangieren und ~ 
misse zu schlle6en, um nicht völlig zu kapitulie­
ren. Das Machbare 1st gefragt, der kleine Erfolg, 
der uns 1n der permanent.en Krisensituation nicht 
zur HandlungaunfAhlgkelt erstarren Ja8t. 11'180-
fem Ist z.B. eine unabhAnglge Strahlenme8stelle 
ein Schritt dahin. IVJer wohin? 
Genau deshalb mOssen Standpunktdiskussio­

nen und Strategiedebatten gefOhrt werden. Aku­
te Bedrohungen kOnnen zwar politisches Enga­
gement auslOsen, aber damit uns die Puste nicht 
~. brauchen wir mehr als IV ein schlech­
tes GefOhl Im Bauch. 

Klar Ist. da8 die Untersoheldlllg .,alte" und 
.. neue" Bewegung keine qualitative Bewertung 
sein darf. Den guten oder besseren Widerstand 
gibt es nlchtll Widerstand kam wirkungsvoll 
oder wirkungslos bzW. kontraproduktiv sein. Die 
Beurteilung darOber liegt - zum GIOCk? - ln 
der Zukunft. 

Wir. die Frauenkette, sind trotz offensichtli­
cher Unterschiede fOr eine Aufhebung der .. alt· 
neu" Trennungslinie und fOr eine gemeinsam 
sich unterstotzende Anti-AKW-Beweg~~~g. 

Ra.Jerletle 8ertl 

Kuscheln 
oder 
Kontroverse 

Ist die Anti-
AKW-Bewegung auf dem Weg zur 
Selbsterfahrungsgruppe, erschlAgt ein 
schwammiges HarmoniebedOrfnis jede 
Auseinandersetzung um die • notwencftgen -
nächsten Schritte? Oie AtommOllkonferenz in 
NOmberg war nachgerade nicht in der Lage, 
die Perspektivlosigkeit zu Oberwinden, cie die 
Bewegung in allen Teilen zu lAhmen droht. 
NatOrUch wlre es etwas zuviel verlangt 
gewesen, wenn diese Herbstkonferenz. 
gleichsam als deus ex machina, ein Konzept 
hAtte entwickeln sollen,· das es ultimativ 
ermöglicht hAtte, binnen Jahresfrist die zivile 
Nutzung der Atomenergie auf den Maßhalden 
der Geschichte endzulagem. Trotzdem war 
nicht zu Obersehen. daß die "Gemeinsamkeir 
der sogenannten "Alten• und "Neuen· (eine 
unsägliche Kategorisierung, die geradezu 
mythische ZOge anzunehmen droht) im 
wesentlichen in der Nutzung derselben RAume 
bestand. Kein sondertich befriedigender 
Zustand, aber sicher ein Ausdruck der 
Situation. in der sich die gesamte Anti-AKW­
Bewegl!ng befindet. Eine Situation, die 
folgendermaßen zu beschreiben ist: 
Bundesweit existieren zur Zeit keine 
Strukturen, ln denen zum einen genOgend 
Gruppen und Einzelpersonen bel8iligt und die 
zum anderen eine ausreichende 
Verbindlichkeit und Umsetzungsfähigkeit 
besitzen um Obefhaupt in det Lage zu sein, cie 
Kräfte der Anti-AKW-Bewegung in einer Art 
und Weise zu bOndeln, die geeignet wäre, als 
Offensive durchzugehen. 

An Themen fehlt es nicht 

NatOrlich ist das jetzt keine unbedingt 
Oberraschende Erkenntnis. Die 
AtommOIIkonferenz, ursprOnglich als 
Standortetreffen konzipiert, dOmpelte nach 
Tschernobyl als eine Art verk.appte 
Bundeskonferenz vor sich hin. Politische 
Akzente zu setzen war sie nur selten in der 
Lage, da auf der AMK zwar gerne etwas 
beschlossen wurde, es mit der Umsetzung 
aber zumeist haperte. Den BeschlOssen fehlte 
es an Verbindlichkeit. Es sei nur" an die 
großartigen Widerstand.ssamstage, die 
phantasievollen Abschalttage und nicht 
zuletzt an die machtvolle bundesweite 
Großdemonstration in Hanau 1988 erinnert, die 
den lokalen Charakter nicht verleugnen 
konnten. 

Die gemeinsamen Konferenzen mit den Nach­
Tscl)emobyl·lniliativen bnlchten keine neuen 
Impulse, auch wenn sich jetzt natOrfich mehr 
Leute tummelten. Es entstand auch bald eine 
gewisse Skepsis gegenOber einer sdlchen 
nach außen gerichteten Gemeinsamkeit, in der 
aber erstn:aal kaum inhaltliche und praktische 
BerOhrungspunkte, geschweige denn ein 
gemeinsamer Handlungsansatz zu erkennen 
war. 
Auf der AtommOllkonferenz in Trebel wurde 
beschlossen. die nAch'ste gemeinsame 



Konferenz in NOrnberg zu machen. Oie 
NOmberger MOtter gegen Atomkraft boten an, 
die organisatorische Vorbereitung zu 
Obernehmen. Auftakt der Herbstkonferenz 
sollte eine Podiumsdiskussion zum Thema 
Atomtransporte am Freitag abend sein. Im 
Vertauf der Vorbereitung wurde deutlich, daß 
die· NOrnberger MOtter das Konzept recht 
eigensinnig umstellen woHten. So sollte am 
Freitag abend als Auftakt der Herbstkonferenz 
eine Veranstaltung mit Michael Kortl4nder vom 
MOnchner Institut for Psychologie und 
Friedensforschung stattfinden. Die 
Podiumsdiskussion wurde auf Samstag 
vormittag verlegt und mit Vertreterinnen der 
Eisenbahnergewerkschaft, des Bund 
Naturschutz und .des IPPNW angereichert. 
Gerade die Veranstaltung mit Michael 
KortiAnder provozierte Widerspruch, da er tor 
seine psychologisierende Ausgrenzungs­
rhethorik gegenOber militanten Teilen.der Anti­
AKW-Bewegung bekannt ist. Auf einem 
Vorbereitungstreffen im September 
versuchten Vertreterinnen des MOndiner Anti­
Atom-Plenums und der fladi-Aktiv, die 
NOrnberger MOtter dazu zu bewegen, von 
dieser Veranstaltung Abstand zu nehmen. 

Vergebens, die NOrnbergerinnen beharrten 
darauf, die Veranstaltung mit dem Thema "Vom 
zivilen Ungehorsam zur praktizierten 
Verantwortung• wie geplant durchzufahren, 
außerdem sei das ja eine Veranstaltung der 
NOrnberger Matter und habe mit der AMK 
nichts zu tun und mensch solle ihnen bitte 
nicht dreinreden. Versllndlich, daß gerade die 
linken und radikalen Gruppen mit einer 
gewissen Skepsis nach NOmberg blickten, vor 
allem nachdem bekannt wurde, daß Michael 
Kortländer und sein Psycho-lnstitut bei der 
Wackersdorf-Oemonstration am 15. Oktober 
Polizeipräsident Fenzl seine Mitarbeit 
angeboten und de Demonstration zusammen 
mit Polizeipsychologen begleitet hat. 
Kortländer hat sich damit weit außerhalb des 
Konsenses der Anti-WAA-Bewegung gestellt, 
der eindeutig jedes Gesprlk:h mit der Polizei, 

das Ober das organisatorisch notwendige 
hinausgeht, und erst recht jede Art der 
Zusammenarbeit ablehnt 

Zur Nürnberger Konferenz: 

Oie Veranstaltung am .Freitag abend mißriet 
dann, wie auch zu erwarten war, zu einer 
vorwiegend von Nach-Tschernobyl-Gruppen 
besuchten Personalityshow. Oie 
Vertreterinnen der traditionellen Anti-AKW­
Gruppen, die bereits zahlreich angereist 
waren, zogen daraufhin die Suche nach 
nahegelegenen Kneipen der nach einem 
quasi~soterischen Erweckungserlebnis vor. 
Trotzdem gelang es Kortländer mit 
Äußerungen wie es gAbe eine •unhellige 
Allianz von Polizei, Autonomen und Presse•. 
die den friedlichen Widerstand diskreditiere 
und man könne mit den Autonomen nicht 
zusammenarbeiten, denn sie seien· eh"von 
Polizeispitzeln durchsetzt" auch bei dem 
verbliebenden Auditorium Widerspruch 
hervorzurufen. 

Der Samstag Vormittag brachte dann de groß 
angek.Ondigte Podiumsdiskussion, die aber 
leider zu einem sinnlosen Frage und 
Antwortspiel mit dem Vertreter des GdEO 
verkam, obwohl dieser des Ofteren erkllrte, 
daß er als Funktionlr und nicht als Person 
dasei und Ober die offiziellen Positionen der 
Gewerk~ft hinaus nichts sagen k6nne. 

Bei den Arbeitsgruppen am Nachmittag wurde 
deutlich, daß sich die "Neuen• und de "Alten" 
hauptsAchlich auf ihre eigenen Themen 
beschrankten. Einzige Ausnahmen waren die 
Arbeitsgruppen zum HTR-Modul und zu 
Atomtransporten. Letztere endete aufgrund 
des großen Andrangs, der unterschiedlichen 
Erwartungshaltungen und der schlechten 
Vorbereitung ohne konkrete Ergebnisse und 
hinterließ bei den Beteiligten Unzufriedenheit. 
vor allem weil das Thema im Vorfeld ziemlich 
hochgekocht wurde. 

Von Konfliktfreiem 
Nebeneinander zu 
gemeinsamen Handeln 
Auf Initiative einiger "alten· städtischen 
Gruppen trafen sich am Samstag abend die 
Teilnehmerinnen aus der traditionaßen Anti­
AKW-Bewegung, um die aufgetretenen 
Widersprache aufzuarbeiten, de viele mit dem 
bisherigen Ablauf der Konferenz hatten. Vor 
allem die KortlAndar-Veranstaltung und der 
Verlauf der Podiumsdiskussion warfen die 
Frage auf, welchen Sinn solche 
großaufgezogenen Kongre.sse haben. Viele 
hatten den Eindruck, daß trotz mehrerer 
Konferenzen, die menSQh gemeinsam mit den 
Nach-Tschernobyl-Initiativen gemach~ habe, 
es immer noch nicht gelungen sei, das Obliche 
konfliktarme Nebeneinander aufzubrechen, 
das diese Konferenzen geprägt hat Es sei 
nicht in Frage gestellt, daß der Austausch und 
die Auseinandersetzung mit den "neuen· 
Gruppen schArfstens erwOnscht ist. Es i.st 
jedoch notwendig, baldmöglichst gemeinsame 
HandlungsansAtze zu entwickeln. 

Es sollte möglichst bald die Beziehung 
zwischen "atr UQd "neu· geklart werden. Dabei 
ist es zuerst unumgAnglich, diese alberne 
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Kategorisierung aufzugeben, die 
psychologische Fronten zwischen Leuten mit 
und Leuten ohne Erfahrung aufbaut. 
Entscheidender Ist, politisch klar zu 
beneMeO, wo die jeweiligen Gruppen stehen, 
wie sie ihre Vorstellungen von Protest, 
Widerstand oder gar praktizierter 
Verantwor1Ung umzusetzen gedenken und mit 
wem. Es Ist zweitens unumgänglich, sofort 
damit aufzuhören, so zu tun, als .wAren sich 
alle ganz torchterlich einig, nur weil alle gegen 
die zivile Nutzung der Atomenergie sind. Das 
ist so nicht der Fall. Als Beispiel mag dienen, 
daß einzelne "Neue• der traditionellen, linken 
Anti-AKW-Bewegung von ihrem praktischen 
Ansatz her deudich nAher stehen als Gruppen 
wie die Initiative Umweltschutz Hanau oder der 
BBU. 

Wehrt Euch. 
praktiziert Verantwortung 

Es geht aber auch darum, das Beispiel 
KortJArlder macht es deutlich, daß fOr den 
Großteil der Anti-AKW-Bewegung unumstritten 
ist, daß die Auseinandersetzung um das 
Atomprogramm ein politischer Konflikt ist, der 
politisch zu lösen ist und nicht Ober 
psychologistische HilfskrOcken. Praktizierte 
Verantwor1Ung, die heißt, individuell mit der 
Angst vorm nAchsten GAU fertig zu werden, 
als Handlungsansatz das Gesprlch mit der 
Polizeltohrung nimmt und stAndg die eigene 
Friedfertigkelt und Staatstreue beteuert, hat 
nichts mit Widerstand zu tun u.nd nur die 
Aufgabe, das eigene Gewissen zu beruhigen. 
Ablaßpolitik Ist abzulehnen I 

Um es noch einmal zu sagen: An einem 
gemeinsamen Vorgehen aler KrAtte der Anti­
AKW-Bewegung tohrt kein Weg vorbei, wenn 
dl~ sofortige Stillegung aller Atomanlagen 
nicht eine leere WorthOise bleiben soll. Es 
stellt sich nur die Frage, ob durch die An 
solcher Konferenzen das Pferd nicht von 
hinten aufgezAumt wird, und es vielleicht 
wichtiger ist, cM'dl konkrete Zusammenarbeit 
vor Ort eln'e gemeinsame Diskussion und 
Praxis zu entwickeln, bevor mansch sich 
einen bundesweiten Wasserkopf zulegt der 
sich vorwiegend durch Bedeutungslosigkeit 
auszeichnet 

Beim Plenum am Sonntagmorgen einigte 
mensch sich nach lAngeren Debatten darauf, 
die nAchste gemeinsame Konferenz in 
Wiesba.den durchzufahren. Es gibt einen 
authorisierten Vorbereitungskreis, der offen 
fOr alle interessierten Gruppen ist. 
Hier bietet sich die Gelegenheit, durch die 
Offenheit des Vorbereitungskreises und die 
langfristige Vorbereitung (die nAchsie AMK 
soll vom 28.4 bis zum 1.5. stattfinden) eine 
Diskussion zwischen den verschiedenen 
Teilen der Bewegung Ober die 
Notwendigkeiten, die Schwierigkelten und 
Mög&chkeiten des gemeinsamen Handeins gut 
vorzubereiten. Es bietet sich de Chance, die 
Unterschiedlichkelten und Gemeinsamkeiten 
innerhalb der Bewegung klar zu benennen und 
deutlich zu machen, wo und wie gemeinsame 
Ansatze möglich sind. Damit wir endlich von 
der Einfalt in der Vielfalt zur Einheit in der 
Unterschieclichkeit kommen. 

~ ~ geQm Alami0'1 {lßA) 

Mi"dlen 
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Ende gut 
alles gut 

Am letzten Tag der Herbstkonferenz 
war es plötzlich möglich, einander zu­
zuhören, nachsichtig, verständig und 
sogar witzig zu sein, wenn AG-Berichte 
nicht nach dem eigenen politischen 
Geschmack waren. Bei zu unbedeu­
tend wirkenden, aber letzlieh eminent 
bedeutsamen Punkten wie »gemeinsa­
mer Rundbriefe von Nach-Tschernobyl· 
lnls und AtommOll-/Standortekonferenz 
zeigte sich, daß AngerspltzengefOhl 
l.lld Akzeptanz Im Umgang miteinander 
quer durch alle politischen Fraktionen 
vorherrschend waren. Und dann Im Au­
toradio noch die Überraschung, ln den 
Nachrichten WU'de ausf0hr11ch von l.ll­
serer Pressekonferrenz berichtet: bun­
desweites Maßnetz und der Aufruf zur 
Blocf<ade von AtommOIItrahsporten wa­
ren die Punkte in den Nachrichten. Also 
Ende gut • alles gutl 

Als sich am Samstagabend der Frust 
ln einer ungeplanten Plenarsitzung ent· 
lud, als deutlich wurde, daß sowohl die 
Nach-TschemobyHnls (ln Ihrer Mehr· 
zahl?) als auch einige der »Altane mit 
dem Vertauf der Konferenz lllZufrieden 
waren, waren wir an einem spannenden 
Punkt angekommen. Schade, da8 an 
der stelle die Inhalte am Konferenzver· 
lauf nicht auf den Tisch kamen. Denn 
es muß sich etwas angestaut haben, 
was sich vorläufig so darstellt: der Frei­
tagabend, den wir normalerweise fOr el· 
ne Auftaktveranstaltung nutzen, war 
mit dem Referenten M. Kortländer sei· 
tens der Matter gegen Atomkraft »be­
setzte. 

Tatsächlich war es so, da8 die NOm­
berger Frauen zur Bedingoog tor Ihre 
Bereitschaft, die Konferenz auszurich­
ten, dieses Referat gemacht hatten. 
Was Ihnen daran so wichtig war, maß.. 
ten sie selbst einmal ausfahren, weil 
meines Wissens sie selbst mit dem Re­
ferenten letztendlich nicht zufrieden 
waren. Zu dem Abend kann Ich mich 
nicht äußern, weilich nicht daran tellge­
nommmen habe. Um den ln Trebel auf 
der FrOhjahrskonferenz verabredeten 
Auftakt »Verhindern wir die 
Atom(mOII)transportelc mit Verbandver· 
treterinnen und Gewerkschafterinnen 
zu retten, hatte Ich beim dem Vorberei­
tungstreffen vorgeschlagen, den Sam­
stagvormittag mit der Podiumsdiskus­
sion zu beginnen und mich auch dafOr 
eingesetzt, neben BUND und Ä~~ 
der IPPNW die GESELLSCHAFT FUR 
BEDROHTE VÖLKER einzuladen (zu 
den Gewerkschaftein gleich). Renate 
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Domnick 1st dieser Elnladll'lQ gern ge­
folgt, denn wenn wir den politischen 
Stellenwert der Kampagne gegen 
Atom(mOII)transporte einmal reflektie­
ren, dann wird schnell klar, daß der 
Kampf der Ureinwohner (Indianer, Abo­
riglnes) gegen den Uranabbau viel mehr 
unsere solidarische Unterstatzung ver· 
dient, als daß es bisher der Fall ist. Die 
Indianer verstehen Ihren Kampf als 
»Präventive Intervention«. Sie fordern 
»Laßt das Uran ln der Erdec und wehren 
sich gegen die »Zivllec und militärische 
Nutzung des Urans. Ich fand,da8 Ihr 
Auftreten eine wirkliche Bereicherung 
war und hoffe, da8 Ihr Angebot an die 
Anti-Atom-Bewegung, auch in Zukunft 
mit uns zusammenzuarbeiten, in den ln­
ls Unterstatzung findet. 

Als Gewerkschafter eingeladen waren 
die IG Metall Salzgitter, Kolleginnen aus 
der ÖTV (Hamburger Hafen) und die 
Gewerkschaf t der Eisenbahner 
Deutschlands (GdED). Die IGM Salzgft· 
ter lehnt bekanntlich den Ausbau des 
Schacht Konrad als atomares Endlager 
ab. Sie begrundet die Ablehnung wie 
wir: die ungeslcherte Entsorgung wird 
als Hebel zum Ausstieg aus dem Atom· 
programm gesehen. Ich könnte wetten, 
diese »Gewerkschaftsfunktlonärec hät· 
ten viel Belfall bekommen. Die Absage 
erfolgte vier Tage vor Konferenzbe. 
glnn, weil der Referenz absolut zu viel 
um die Ohren hatte. 

Die ÖTVIer aus Harnburg (u.a Be­
triebsräte) waren von unserem Vorha­
ben nicht Informiert worden! Ich erfuhr 
das 14 Tage vor der Konferenz, da war 
es zu spät. Obwohl, wie mir gegenOber 
telefonisch versichert wurde, großes 
Interesse an unserer Veranstaltung 
vorhanden war. (Derjenige, der das ver· 
patzt hat, hat es laut und deutfleh auf 
seine Kappe genommen.) Blieb R. Gral­
ehen vorn Hauptvorstand der GdED. 
Nachdem wir auf dem Gewerkschafts.. 
taggut zwei Wochen vor unserer Kon­
ferenz die BeschiOsse Richtung Aüs­
stleg aus dem Atomprogramm mit gro- · 
ßer Mehrheit verabschiedet wurden 
(z.B. wird die OB aufgefordert, den Am· 
stromanteil aus dem AKW Neckarwest· 
heim auzukOndlgen), nachdem das er· 
ste Mal die Gefährdung durch Atom­
mOlltransporte tor Bahnarbeiterinnen 
ein Thema war, war R. Gralehen bereit, 
zu uns zu kommen und mit uns zu cfis. 
kutleren. 

Ich stelle den Hintergrund der Podl· 
umsdlskusslon deshalb so ausfOhrilch · 
dar, weil bei einer verantwortungsbe­
wußteren, ernsthafteren Vorbereitung, 
des Auftakt drei Gewerkschafter mit 
sehr unterschiedlichen Funkttonen und 
Positionen auf dem Podium gesessen 
hätte! Die Tatsache, da8 80 % der Mal-
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dungen sich auf R. Gralchens Vortrag 
bezogen, Ist aber auch ein Zeichen für 
den Mangel an eigener Klarheit, wie wir 
mit derartigen Positionen (Ausstieg, ja 
aber ... ) umgehen. 

Akzeptieren kann Ich die Kritik, daB 
wegen des Auftakts am Freitag mit 
Kortländer die Zelt fOr unsere eigenen 
Diskussions- und Verständigungspro­
zesse viel zu knapp wurde. ln Zukunft 
sollte ein aus dem Obilehen Rahmen fal· 
lender Bettrag nur noch freitags oder 
zu Zelten. wo unsere Diskussionen 
nicht blockiert werden, z. B. Samstage­
band, stattfinden. 

Aber diese Kritik Ist formal. Was Ich 
Immer noch nicht weiß: wird die Diskus­
ston mit Gewerkschaftern etc. als perl· 
phere Angelegenheit gesehen? Ich ha­
be abschließend gesagt (auf dem Podl· 
um): Sinn macht diese Veranstaltung 
nur dann wenn sle1 . als Schaufenater­
verwmattung zeigt, dll8 wir polltJkfi­
hlg sind; 2. dll8 Ich mir von der Dis· 
lcuulon lcelnertei Auswirkungen ver­
spreche, au&er die lnis knüpfen ln der 
Arbeit daheim die notwendigen ~ 
takte zu Transport· und Bahnarbette­
rtnnen. Und 3.mu8 Ich jetzt noch mal 
ln Erinnerung rufen, da8 Mit dem 
BUKO.Verbot vor zwef Jahren wir das 
BOndnie zu Gruppen,. wie ale denn 
auch vertreten waren·, auch ala 
Schutzbild brauchen (k6nnten). 

Die Kritikveranstaltung hlnterläBt ei­
nen faden Nachgeschmack. Die Kritike­
rinnen habe Ich gebeten, sich zu äu­
Bem l.lld die vorgehaltene Hand gegen 
offene Gegenrede auszutauschen. El­
nen Mangel an strategischer Debatte 
behebt kein Mensch unter ständigem 
Hinwels auf eben diesen Mangel. Was 
ich zu kOnflgen Strategien zu sagen ha­
be, kann mensch ln den Konferenzun­
terlagen nachlesen. 

Wolfgang Ehmke 
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Immer mehr Oatfrl ... n setzen alch gegen 
die Einlagerung von Giftmüll ln Salzkaver­
nen und den Umschlag von Atombrennstl· 
ben über den Ernder Hafen zur Wehr. "Ange. 
klagt•: die Landeareglet"Ung. 
Vorliebe tor die COU/FOP-landesreulerung 
in Nledersachens hin, Vorliebe her - man­
cher Anhanger der Koalition Ist Ins Trudeln 
geraten. Oiesen Eindruck hat zumindest der 
44 Jahre alte COU.Stammwähler Heiko Beh­
rends aus Emden nach dem Besuch mehre­
rer Veranstaltungen seiner lieblingspartel 
in Ostfriesland gewonnen. Er Oberlegt ernst-

Umweltminister Or. Werner Remmars Jem­
gum als Standort eines weltweit einmaligen 
Pilotprojektes heraus. Gegen bare MOnze 
sollen dort 10 Prozent niedersächsischer 
und 90 Prozent außerhalb des Bundeslan­
des anfallender Sondermoll unrockholbar 
eingelagert werden, unter anderem zyanid­
haltlge Härteschlämme, Bleisalze aus der 
Farbenherstellung und Filterstaub aus Ab­
fallverbrennungsanlagen. Oieses Vorhaben 
unter der Regle der Preussag-Tochter KBB 
("Kavernenbau- und Betrlebsgesellschaft") 
läßt selbst eher bedächtige Persönllchkel-
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punkt schieben, hält die Arbeitsgemein­
schaft "Grane Koste!" der Öffentlichkeit die 
Gefahren bei einem Transportunfall vor Au­
gen ("Drei Millionen Kubikmeter GiftmOll 
auf Schiene, Straße und Wasser, 5.000 bis 
10.000 Giftlastwagen Im Jahr - da ist es 
nur eine Frage der Zelt, wann etwas 
Schreckliches passiert!"). Während der 
Koordlnlerungsausschuß "BOrger gegen 
GlftmOII" mit den unabsehbaren Reaktio­
nen der verschiedenen Stoffe unter Tage 
hausieren geht und der Verein " Oie Wettläu­
fer" vor den Auswirkungen der Soleableltun-

Emden: Giftmüll 
haft, sein "Kreuz beim nächsten Mal an eine 
andere Stelle zu setzen". Behrends liegt mit 
der Christdemokratie Im Hader, weil sie 
"Ostfrlesland zur Lagerstatte for all den ge­
fährlichen 'Kram machen will, den sie sonst 
nirgends unterbringen kann". "Schamlos" 
nutzte es das Kabinett von Ministerpräsi­
dent Or. Ernst Albrecht (COU) aus, daß die 
Ostfriesen angesichts der turmhohen Ar­
beitslosigkeit in der Region gezwungen sei-

ten und Zusammenschlosse .außer Rand 
und Band geraten. So spricht Ganter Peters, 
umweltpolitischer Sprecher Im SPO­
Unterbezlrk Wlttmund, von einem "Kniefall 
vor den Interessen der Industrie" und " rein­
stem Irrsinn", wenn man einerseits bei der 
Abwehr des Nordsee-Sterbans von aller­
hand Problemen gebeutelt werde, anderer­
seits jedoch durch die Hintertor neue Glft­
motlsorgen bekomme. Oie Argumente der 

gen ln Ems und Dollart warnt, plagen den 
ostfriesischen Bezirk des Niedersächsi­
schen Städtetages andere Sorgen. Ein Spre­
cher vermutet, assistiert von den Kurdirek­
toren bzw. Geschäftsfahrern der KOstenbä­
der von Gr~tslel bis Wangerland und der 
Arbeitsgemeinschaft "See" des Fremden­
verkehrsverbandes Nordsee, durch das Pro­
jekt "werden hundarte von Millionen an In­
vestitionen fOr den Fremdenverkehr zu Gra-

und Atomtransporte 
en, nach fast jedem Strohhalm zu greifen. 
Der "gefährliche Kram", Ober den Helko 
Behrends stöhnt, das Ist zum einen der Gift­
mOll, der spätestens 1994 1n Salzkavernen in 
Jemgum (Landkreis leer) und Umgebung 
eingelagert werden soll, zum anderen der 
Anfang Oktober gestartete Transport ato­
marer Brennstäbe Ober den Hafen der ost­
friesischen Metropole Emden. 
Ende September 1988 pickt CDU· 

Remmers-Kontrahenten, unter Ihnen die 
Biologische Schutzemeinschaft Hunte­
Weser-Ems, der Deutsche Bund for Vogel­
schutz, der Deutsche Gewerkschaftsbund 
und Borger- und Ratsversammlungen in 
kleineren und größeren Orten, sind unter­
schiedlichster Natur. 
Wahrend Pfarrkonferenzen die Forderung 
nach einer Umkehr der Wirtschaft zu um­
weltverträglicher P.roduktlon in den Mittel-

be getragen und eine Unmenge Arbeitsplät­
ze in unverantwortlicher Weise bedroht." 
Niedersachsens COU-Finanzmlnisterin und 
Preussag-Aufsichtsrätin Birgit Breuel ent­
gegenet, eine Giftmoll-Deponie könne ein 
" lohnendes touristisches Ziel" sein. Breuei­
Mitarbelter rechnen mit 110 Millionen DM 
Investitionskosten ln Jemgum und einem 
vermehrten Gewerbesteueraufkommen. 
Und Or. Remmers predigt: " Umweltschutz-
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technologie kann zu einer Chance for die 
Region werden. Hier zeigt es sich, ob man 
es ernst me.int mit Umweltschutz und Um· 
weltschutztechnologle." Die Remmars­
Widersacher haben allerdings nicht vor, die 
weiße Fahne zu hissen. Nach einer stunden· 
langen Besetzung der Jann-Berghaus­
BrOcke in Leer am 29. September durch vier· 
hundert Jemgumer lassen die Gemeinden 
Bunde, Weener und Jemgum Taten sehen. 
Sie verpflichten den Westberliner Star· 
Rechtsanwalt Reiner Geulen, dadurch be­
kannt, daß der die Batteriefabrik "Sonnen­
schein" der Familie des CDU· 
Bundespostministers wegen Umweltversch· 
mutzung zu einer vorläufigen Betriebs· 
schließung zwang. Reiner Geulen: "Ich gehe 
von guten Erfolgschancen auf rechtlichem 
Gebiet aus." 
"Und auf politischer Ebene", ergänzt die 
Jemgumer Anti-GiftmOII·Initi~ttive, verweist 
auf eine Statement des Pressesprechers 
des niedersächsischen Umweltministeri· 
ums (Siegfried Heinemann: "Wir nehmen 
die Bedenken und Befürchtungen der Bevöl· 
kerung sehr ernst") und auf ein ausfOhrli· 
ches Gespräch mit dem stellvertretenden 
FDP-Landtagsfraktionschef Walther 
Greatsch. Der findet den "Sachverstand der 
BOrgerinitiative beeindruckend", kriegt we­
gen der Nichtrockholbarkeit des GiftmOlls 
Bauchschmerzen, macht angesichts der ln· 
formationspolitik von Dr. Remmers "Unmut 
in der FDP·Fraktion" aus. (Beispielsweise 
werfen Mitarbeiter des Kölner Katalyse­
Instituts fOr angewandte Umweltforschung 
dem Minister im August 1987 vor, er habe 
ihr Gutachten zum Jemgumer Salzstock ver· 
dreht urid verfälscht.) 
30 Autominuten von Jemgum entfernt be­
gehren BOrger der Seehafenstadt Emden 
gegen den Transport von Mischoxyd· 
Brennelementen mit erhöhtem Plutonium· 
gehalt Ober Ostfriesland in das schwedi· 
sehe Clab auf. Nachdem der Hafen von LO· 
beck nicht mehr zur Verfügung steht, sucht 
die Atomindustrie ein ErsatzareaL Die Em· 
dener Verkehrs-Aktiengesellschaft (EVAG), 
eines von 535 Tochterunternehmen des Mul­
tikonzern VEBA AG, der mit 48.596,6 Millio­
nen DM auf dem vierten Rang der umsatz· 
stärksten bundesdeutschen Unternehmen 
liegt und die Preussag zu 100 % besitzt, 
dient sich an - anscheinend mit Erfolg. 
ln den frohen Morgenstunden des 6. Okto­
ber werden die ersten 24 Brennstäbe aus 
dem im November 1985 abgeschalteten 
Atomkraftwerk Kahl bei Aschaffenburg um· 
geschlagen. Dabei geht es dramatisch zu: 
Ein gekenterter Schwimmbagger vor der 
Einfahrt verhindert die Verladung der hei· 
Ben Ware im Binnenhafen und macht kilo­
meterweite Umwege zum Außenhafen erfor­
derlich. Die dem rechten Flügel der FDP ver· 
bundene Lokalzeitung "Ostfriesische Nach· 
richten" titelt ungewohnt bissig: "Fiisiken 
des Atommoll-Transportes nicht kalkulier· 
bar!" Im Außenhafen wird ein "Greenpeace"· 
Schlauchboot von dem schwedischen 
Atom-spezialfrachter "Sigyn" zerquetscht. 
Ein Mitarbeiter der Umweltschutzor· 
ganisation trägt Kopfverletzungen davon. 
"Greenpeace" bezeichnet das Vorgehen 
des "Sigyn"-Kapitäns als "brutal" und 
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"nicht rechtsstattllch". Die Polizei hingegen 
ortet eine "nicht unerhebliche Gefährdung" 
des Schiffes durch von "Greenpeace" in die 
Luft abgefeuerte Leuchtraketen. 
An der Spitze des Widerstands in Emden: 
Oberbürgermeister Alwin Brinkmann (SPD), 
Angestellter der Preussag. Der Hafen seiner 
Heimatstadt sei "einmal mehr in Verruf ge­
raten und damit auch die Stadt Emden". 
Brinkmann Ist seiner Meinung nach von der 
Landesregierung "auf's Kreuz gelegt" wor­
den. FDP·Wirtschaftsminister Walter Hirche 
habe auch in letzten Stellungnahmen seine 
Zustimmung fOr niedersächsische Häfen 
als Umschlagplätze verweigert. Ebenso wi· 
dersprachlich sei der Zick-Zack-Kurs des 
Umweltministers. Im übrigen sei die Stadt· 
verwaltung erst wenige Stunden vor der "SI· 
gyn"-Ankunft offiziell verständigt worden. 
"Daß die Stadt so spät informiert wurde", 
hüstelt der stellvertretende Regierungslaut· 
sprecher Klaus Pohhnann, "wird schon sei· 
nen guten Grund haben." 
Der aus Emden stammende SPD·Landesvor­
sltzende Johann Bruns verbrüdert sich mit 
seinem Parteifreund. Er rät Brinkmann zur 
Klage. Denn die Route Emden-Schweden 
sei die längstmögliche und kreuze den am 
dichtesten befahrenen Schiffahrstweg der 
Welt. An die Adresse der Administration in 
Hannover ergehen Schimpfkantaten: 
"Dienstwilligkeit gegenober der Atomwirt· 
schaft'', "unverzeihlicher und unverständll· 
eher Akt der politischen Erpreßbarkelt". 
Auch die Granen sparen nicht mit saftiger 
Kritik. Zu der Eignungsanalyse der Regie­
rung äußert die Oldenburger Landtagsabge­
ordnete Dr. Thea DOckert: "Nicht der Schutz 
der Menschen vor den Atomtransporten 
steht hier im Vordergrund, sondern der 
Schutz der Atomtransporte vor den Men­
schen." Nicht tolerieren kann sie, daß die 
EVAG, for die "atomare Rockstände im 
Transport ungefährlicher" sind "als bei· 
spielsweise 01 oder Gas", bisher kein Si· 
eherhaltsgutachten präsentierte, obwohl 
sie von Dr. Remmers im Juni dazu aufgefor· 
dert worden ist. 
Zu einem gänzlich anderen Urteil als die 
EVAG gelangt der TÜV in einem Gutachten 
for die LObecker Behörden. Ähnlich wie die 
ostfriesischen Gliederungen der Gewerk­
schaften OTV und GdED (Eisenbahner· 
Gewerkaschaft), des B.U.N.D. (Bund fOr 
Umwelt· und Naturschutz) und des Ver· 
kehrsclubs for die Bundesrepublik Deutsch- · 
land, VCD, stellt er erhebliche Risiken fest. 
Gunther Hummerich, Vorsitzender des Em· 
dener FDP-Kreisverbandes und der liberalen 
Stadtratsfraktion, zieht einen Bogen von 
dem Brennstäbe-Umschlag zu der Fährver· 
bindung fOr Bahn· und LKW-Transporte vom 
Emden nach lmmingham in Großbritannien, 
die spätestens Im Frohjahr 1989 eröffnet 
werden soll. Manager: die Schiffsreederei 
Elbe-Humber-Roline (EHRO), die schon jetzt 
gelegentlich mit der Hanauer Reaktor­
Brennelemente-Union, abgekürzt RBU, zu­
sammenwirkt. Von lmmingham bestehen di· 
rekte Bahn· und Straßenverbindungen zu 
der "militärischen Zwecken dienenden" (so 
das Bundesforschungsmlnisterium) Wie­
deraufbereitungsanlage Sellafieldl 
Windscale. 

Gunther Hummerich mutmaßt, die 
CDU/FDP-Koalitlon habe der Emder Bevöl· 
kerung keinen reinen Wein Ober den wenig 
harmlosen Charakter der Fahrlinie einge­
schenkt. Emden dürfe keine Drehscheibe 
fOr hochgiftige atomare Abfälle werden. 
Das Hummerlch-Veto zu unterschätzen, wä· 
re womöglich ein Fehler. Selbst der FDP 
nicht mit Wohlwollen begegnende Politi· 
sehe Beobachter in Ostfriesland sind sich 
nämlich darober einig, daß es letztendlilfh 
Hummerichs hartnäckigem Einsatz und den 
von ihm mitorganisierten BOrgerprotesten 
zuzuschreiben Ist, daß der von der Landes· 
reglerung gefüllte Kelch einer 
Hochtemperatur-MO llverbrennungsanlage 
in Emden 1987 an Ostfriesland verbeigegan· 
gen Ist. 

Leere Schulklassen -
volle Straßen: Der Kampf 
gegen einen "Atomhafen 
Emden" geht weiter 
Einen Monat nach dem Entstehen meines 
Artikels Ober die rot sehenden, sich gegen 
Giftmoll in Salzstöcken und Atommüll· 
Umschlag Ober den Emdener Hafen wehren· 
den Ostfriesen sitze ich wieder zu demsel· 
ben Thema an derselben Maschine. Was 
sich in diesen vier Wochen getan hat, will 
die ATOM-Redation von mir wissen, und ich 
lasse das gerne Revue passieren, stehen 
die Uhren hier doch auf Fortschritt. 
Wenn Polizeidirektor Gustav Clerks, der 
Chef der Auricher Schutzpolizei-Inspektion, 
recht hat, dann wurde in der Nacht zum 24. 
Oktober in Emden Geschichte gemacht. Mit 
einer umfangreichen Blockadeaktion, der 
etwa zwanzig Strafanzeigen wegen "Nöti· 
gung" auf dem Fuß folgten, wurden der 
ROcktranport · der leeren "Sigyn"· 
Spezialbehälter verzögert. "Es ist etwas 
Neues passiert", staunte Clerks am 
"Tatort", denn bislang habe es beim ROck· 
transport nirgendwo Proteste gegeben, ge­
schweige denn durch hundarte entrostete 
BOrger. 
Gellende Pfiffe gingen in dieser histori· 
sehen Nacht auf den SPD-Landesvorsit· 
zenden Johann Bruns nieder, als der for ei· 
nige Momente mit seiner Anwesenheit 
glänzte. Er hatte zu breitestmöglichen BOr· 
gerprotasten und Aktionen des Zivilen Un-· 
gehorsam aufgerufen. Aber daß Emdens 
SPD-OberbOrgermeister Alwin. Brinkmann 
zwar verbal weiterhin auf. einer Trennung 
zwischen seinen Funktionen als sozialde­
mokratischer Politiker und OB beharrt ("Ich 
werde nicht mitdemonstrieren, weil ich dar· 
auf angewiesen bin, als Bittsteller in den MI· 
nisterlen aufzutreten"), hat Bruns noch 
nichtauf den Plan gerufen und zu Kritik ver· 
anlaßt. Im Gegensatz zu den Jungsozlali· 
sten im SPD-Unterbezirk Emden, die ihren 
Parteifreund mit markigen Worten des Ta· 
dels Oberschwemmten und konstatierten, 



die Bevölkerung erwarte Ihren obersten Re­
prasentanten ln der ersten Demonstranten· 
Reihe. 
Wllhelmshavens OberbOrgermelster Eber· 
hard Menzel (SPD) hatte auf einer Green· 
peace-Veranstaltung am 2. November Im 
restlos ObertOllten Neuen Theater ln Emden 
Brinkmann Indirekt ln die Ecke gestellt. 
Wenn Wllhelmshaven als Umschlagplatz 
"ausgeguckt" wOrde, was ln Regierungs­
krelsen ln Hannover nicht ausgeschlossen· 
wird, "werde Ich selbstverstAndlieh frledll· 
chen Widerstand leisten, mltdemonstrleren, 
mltblockleren". 
Unterdessen wurde der Kampf gegen einen 
"Atomhafen Emden" zu einer 'Volksbewe­
gung, die die stadtlachen Grenzen Ober· 
schritten hat. Zahlreiche anliegende Kom­
munen, darunter der Rat der 200.000.Ein­
wohner.Stadt Oldenburg, solidarisierten 
sich; es bildeten sich Koordinationsgrup­
pen ln verschiedenen Nachbargemelnden. 
Atommoll-Gegner aus den Niederlanden 
setzten diverse Hebel ln Gang. Unter ande­
rem kOrten sie die Vorginge ln Emdeh zum 
Gegenstand einer Parlarnentsanfrage, fOr 
die die niederlind Ische Schwesterpartel der 
SPD, die PvdA, sorgte. Einflußreiche Polltl· 
ker des Königreiches stellten sogar das mil­
liardenschwere Dollarthafen-Projekt zur DI­
sposition. 
Der Vlzeprlsldent des Deutschen Fremden­
ver1tehrsverbandes wetterte ebenso gegen 
die AtommOII-Transporte ("Wir wollen unse­
re Belange berockslchtlgt wissen; wie der 
Leiter der hochangesehenen Kulturstiftung 
"Ostfrleslsche Landschaft". Imposant war 
auch eine Demonstration mit anschließen­
der Kundgebung, die mehr als 3.000 SchOier 

zweler Emder Gymnasien und der Berufsbll· 
denden Schulen Mitte November wahrend 
der Unterrichtszelt auf die Beine stellten. 
Die Idee war auf dem Mist einiger 14jlhrlger 
Steppkes gewachsen und wurde von den 
betreffenden Schulleitungen stlllschwel· 
gend unterstotzt. 
Der Staatsapparat scheint diese Entwlck· 
Jung nicht vollkommen Ignorieren zu kön­
nen. Zur allgerneinen Überraschung gab die 
Staatsanwaltschaft am Landgerloht Aufloh 

Foto: AG Atomtrensporte 
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efner Strafanzeige der Granen Im Landtag 
statt, die sich gegen dl~ Physikalisch· 
Technische Bundesanstalt, die Deutsche 
Bundesbahn und das Versuchs-Atomkraft· 
wer1t Kahl richtete. Schuldvorworfe: "um· 
weltgefährdende Abfallbeseltlgung" und 
Verstoß gegen das Atomgesetz. Mdl Han­
nes Kempmann von den Granen meinte, 
"die erste große Schlappe for Umweltmini­
ster Rernmers" kreiert zu haben. Es muß ja 
nicht nich't letzte sein. Thomas Klaus 
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WIDERSTAND GEGEN 
ATOMTRANSPORTE 

eine Notlösung oder der Anfang vom Ende 
der Atomindustrie? 

Im Folgenden veröffentlichen wir einen DiskussionsbeHrag der Nürnberg BI ge­
gen die WAA und andere Atomanlagen zum Thema "Widerstand gegen Atomtrans­
porte-Möglichkeiten, Perspektiven und Gefahren". 

ln diesem Beitrag wollen wir, die Nürnberger BI gegen die WAA, unseren bisheri­
gen Diskussionsstand hinsichtlich des Widerstandes gegen Atomtransporte wie­
dergeben. 
Es geht uns hierbei weniger darum, eine Aktion oder Widerstandsperspektive auf­
zuzeigen. Vielmehr soll eine Diskussion über Sinn, Notwendigkeit und Stellenwert 
des Widerstandes gegen U.nsporte sowie deren praktische Umsetzung stärker 
und koordinierter auch in bundesweiten Zusammenhängen diskutiert werden. 
Im ersten Teil_geben wir eine allgemeine Einschätzung zu dem politischen Steilen­
wert von Atomtransporten. 
Im zweiten Teil wollen wir die derzeitige politische Situation in Bezug auf den Wi­
derstand gegen Atomtransporte beleuchten, so wie sie sich aus unserer Sicht dar­
stellt. Hierbei sollen auch in perspektivischer Sicht mögliche Aktionen bzw. Pro­
test- und Widerstandsmöglichkeiten dargestellt werden. 
Im dritten Teil setzen wir uns kritisch mit einer Atomtransportkampagne, in wel­
cher Form auch immer, auseinander. 

Stellenwert von 
Atomtransporten 
Allgemein kann gesagt werden, daß Wi­
derstand gegen Atomtransporte auch im­
mer Widerstand gegen Atomkraftwerke, 
WAAs und andere Atomanlagen bedeutet 
und somit gegen das ganze Atompro­
gramm gerichtet sein muß. 
Oie Atomtransporte sind die Nervensträn­
ge der Atomindustrie. Ohne diese Atom­
transporte erleidet dieses System auf län­
gere Sicht gesehen einen Kollaps. 
Somit sind sie auch geeignet, An­
griffspunkte um das Atomprogramm an­
zugehen und zwar unter mehreren Ge­
sichtspunkten. 

1. 
Atomtransporte verlaufen auf vielen Rou­
ten kreuz und quer durch die Bundesre­
publik. 
Somit werden auch ganz neue Bevölke­
rungskreise mit der Atomenergieproble­
matik und möglichen Widerstandsformen 
gegen die Tansporte konfrontiert. Bevöl­
kerungskreise, die bisher nicht erreicht 
werden konnten, da sie sich nicht als di­
rekt Betroffene empfanden. Diese Trans­
porte ermöglichen eine geographische 
und personelle Verbreiterung des Wider­
standes, da gerade aufgrundder eigenen 
Betroffenheit sich hoffentlich viel mehr 
Menschen als bisher mit der Atomenergie 
kritisch auseinandersetzen und, wie im 
Wendland oder wie vor kurzem in Lübeck 
geschehen, auch dagegen aktiv werden. 
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2. 
Atomtransporte sind wie bereits erwähnt 
das schwächste Glied im sogenannten 
Brennstoffkreislauf. 
Schaffen wir es, diese Transporte und ihre 
Setreiber mit einer permanenten Behin­
derungsdrohung zu konfrontieren, so 
werden diese unter großem Polizeiein­
s;:ltz durchgeführt werden müssen. 
Somit wird auch der menschenfeindliche 
und Demokratie zerstörende Charakter 
dieser Energieform und ihrer politischen 
Hintermänner mehr Menschen als bisher 
konkret vor Augen geführt. 
3. 
Aufgrund dieser permanenten Behinde­
rungsdrohung und der sinkenden Akzep­
tanz gegenüber den Transporten treiben 
wir den politischen Preis der Atomenergie 
weiter in die Höhe. 
4. 
Über die Thematisierung derTansporte ist 
eine starke Vernetzung bzw. Zusammen­
arbeit verschiedener politischer Spektren 
und Gruppen möglich. So z.B. mit der Ge­
werkschaft der Eisenbahner Deutsch­
lands, die sich vor kurzem erst klar gegen 
Atomtransporte ausgesprochen haben. 
Die Bundesbahn soll ja nach Vorstellung 
von Bundesumweltminister Töpfer in Zu­
kunft die Transporte durchführen. 
Auch die Friedensbewegung kann, wenn 
gewollt, stärker in den Widerstand einbe­
zogen werden. Vorraussatzung zur Bom­
benherstellung ist ja auch hier ein funktio­
nierendes Transportsystem, um z.B. die 
Bombenrohstoffe zu transportieren. 

ATOMTRANSPORTE 

Voraussetzungen für einen effektiven und 
starken Widerstand gegen Atomtranspor­
te ist jedoch, daß wir diese aus ihrer bis­
herigen Anonymität herausholen. Erst 
dieses Widerstandsvakuum, das hin­
sichtlich der Transporte größtenteils hier­
zulande herrschte, ermöglichte es den 
Betreibern so, relativ reibungslos ihre 
Atomfrachten auf Bahn, LKW, Schiff und 
Flugzeug durch die Lande zu karren. Das 
muß möglichst schnell aufhören. Anfänge 
wurden wirkungsvoll in den letzten Mona­
ten (Beispiel Lübeck u.a.) gemacht. 

~dendandsfonnen 
Diese Anfänge gilt es weiter auszubauen, 
was aber heißt, daß das Bewußtsein über 
Ausmaß, Zusammenhänge, Steifenwert 
und Gefahren der Atomtransporte noch 
stärker in das Bewußtsein der (kritischen) 
Öffentlichkeit gebracht werden muß (Oie 
Aktionen von Lübeck standen noch stark 
unter dem Einfluß des Nukem-Skandals). 
Im Widerstand gegen die Tansporte ist 
bundesweit ein deutliches Nord-Süd-Ge­
fälle festzustellen: 



Während im Norden praktische Wider­
stanoserfahrung gegen Transporte vor­
handen sind, und sich viele Bis und ande­
re Gruppen in einer konkreten Wider­
standssituation (z.B. Blockaden o.ä.) be­
finden, bewegen sich die süddeutschen 
Bis sehr stark "noch" in der Phase der Öf­
fentlichkeitsarbeit. Hier steht die Arbeit 
gegen Transporte teilweise noch am An­
fang. 
Eine Ausnahme bildet hierbei nEtben dem 
Landkreis Schwandorf die Stadt Nürn­
berg, da hier schon seit längerem an dem 
Thema Transporte gearbeitel wird und 
sich die politische Situation aus folgen­
den Gründen als sehr günstig für unsere 
Arbeit darstellt: 
1. Nümberg wird durch den Betrieb der 
WAA zum Hauptumschlagplatz des bun­
desdeutschen Atommülls (Faktor der Be­
troffenheit). 
2. Die kommunalpolitische Situation ist 
für die Problematisierung der Transporte 
günstiger als in anderen Süddeutschen 
Städten (Rathausmehrheit spricht sich 
gegen Transporte aus). 
3. Die Kommune und deren Verwaltung 
engagieren sich in deren Möglichkeiten 
relativ deutlich gegen die Transporte (z.B. 
Erstellung eines Gutachtens zu den Ge­
fahren für Nürnberg, Klage gegen die 1. 
leilerrichtungsgenehmigung der WAA, 
breite Öffentlichkeitsarbeit zu diesem 
Thema). 
Ansonsten ist im Süden der Wissens- und 
Bewußtseinsstand hinsichtlich der Trans­
porte eher als gering zu bezeichnen. 
Hier wird neben massiver Öffentlichkeits­
arbeit die Entwicklung eines potentiellen 
Widerstandsbündnisses gegen jetzige 
und vor allem zukünftige Transporte sinn­
voll und notwendig sein. 
Deutlich sichtbar ist jedoch auch, daß 
das Thema Transporte aus anfänglich ge­
nannten Gründen auf zusehends stärke­
res Interesse stößt, sowohl innerhalb der 
Anti-AKW-Bewegung als auch in der brei­
ten Öffentlichkeit. 
Es stellt sich nun die Frage, ob ange­
sichts dieser beschriebenen unter­
schiedlichen Situation von Nord und 
Süd eine gemeinsame politische Stra­
tegie, d.h. z.B. bundesweite zentrale 
oder dezentrale Protest- und Wlder­
standsaktionen entwickelt werden 
können und sollen. Weiterhin stellt sich 
die Frage: Sind diese gemeinsamen Wl­
derstandsaktlonen zum jetzigen Zeit­
punkt schon si.,nvoll? 
Keine Frage ist, ·daß schon jetzt ein mög­
lichst effektiver Austausch von Erfahrun­
gen wichtig ist. Sowohl hinsichtlich prak­
tischer und organisatorischer Erfahrun­
gen, als auch zur Verbreiterung des Wi­
derstandes. 
Ein wichtiger Orientierungspunkt, zumin­
destans für die süddeutschen Bis, wird 
die Inbetriebnahme des Eingangslagers 
der WAA sein. Ab diesem Zeitpunkt wer­
den erstmals in größerer Zahl Atomtrans­
porte von und zurWAA laufen. Hiermit ist 
frühestens Ende 1989 zu rechnen. Mit der 
Inbetriebnahme ist aber möglicherweise 
erst in 2 - 3 Jahren zu rechnen. 

Uns steht also dadurch noch eine relativ 
große Zeitspanne zur "Bewußtseinsar­
beit", zur Mobilisierung und auch dem 
Aufbau eines möglicherweise breiten Wi­
derstandsspektrums zur Verfügung. An­
dererseits beinhaltet diese zeitliche Un­
klarheit über die Inbetriebnahme des Ein­
gangslagers viele nicht voraussahbare 
Faktoren (Entwicklung der Anti-AKW-Be­
wegung, Stimmung in der Bevölkerung 
gegenüber der Atomenergie etc). 
Ebenso ist es notwendig zu klären, ob es 
schon zum jetzigen ZeitPunkt sinnvoll ist, 
die Transporte zu einem oder dem 
Schwerpunkt der Anti-AKW-Bewegung 
zu machen, z.B. in Form einer Transport­
kampagne (siehe nachfolgende Aktions­
vorschläge) 
Denkbar wären z.B. schon jetzt die Pla­
nung einer oder mehrerer bundesweiter 
Schwerpunktaktionen schon weit im Vor­
feld der Inbetriebnahme des ~ingangsla­
gers der WAA. Wir denken hier z.B. an ei­
ne bundesweite Blockadeaktion gegen 
einen Transport. Hierbei dürfen die Ent­
wicklungen im Wendland nicht unberück­
sichtigt bleiben. 
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~· 
Mit einer solchen gut vorbereiteten und 
unter großer Beteiligung durchgeführten 
Aktion ließen sich die Transporte gut the­
matisieren und auch als Widerstands­
möglichkeit aufzeigen. Hierbei müßten 
auf jeden Fall bisherige Erfahrungen mit 
solchen Aktionen massiv eingebracht 
werden. 
Wobei unserem Empfinden nach die Aus­
einandersetzung z.B. auf den Atommüll­
konferenzen konstruktiver geführt wer­
den muß. 
Gerade die Transporte bieten einen guten 
Ansat.z für breitere, auch effektive Bünd­
nisse. Dies gilt insbesondere für "neue" 
und "alte" Anti-AKW-Bewegung. 
Weitere mögliche Aktionen im Vorfeld der 
Inbetriebnahme des Eingangslagers wä­
ren: 
- Bundes- oder bayernweit.t Großde­
monstration in Nürnberg, um Protest­
und Widerstandsmöglichkeiten weiter 
von der WAA entfernt deutlich zu ma­
chen. 
- dezentrale Aktionen (Demos) in 
mehreren von den 'ft"ansporten betrof­
fenen Städten~z.B. Schwandorf, Nüm­
berg, Würzburg, Hannover, Dortmund, 

Atommülltransporte 
Gorleben etc.). Als Nachteil sehen wir 
die Gefahr der Wirkungslosigkeit die­
ser Aufteilung aufgründ der geringen 
Teilnehmerzahlen. Für diesen Vor­
schlag würde eine bundesweite Zu­
sammenarbeit zwischen den einzel­
nen Städten notwendig sein. Ebenso 
würde die Vernetzung der lr'ansport­
wege betont. 
- bundesweite Demo in Schwandorf/ 
Wackersdorf 
Hier weist der Protest konkret auf den 
Zusammenhang WAA und Atomtrans­
porte hin, bleibt aber wieder im Land­
kreis. 

111. Probleme einer 
Kampagne 
Neben den dargestellten Möglichkeiten 
sowie konkreten Aktionen, die eine 
Transportkampagne bietet, wirft sie auch 
Probleme auf. 
Als da sind: 
a) inhaltliche Verengung 
Bei einer zu starken Konzentrierung auf 
die Transporte fallen wichtige Inhalte 
weg, und der Aspekt der persönlichen 
Gesundheitsbedrohung tritt in den Vor­
dergrund. Wir können nicht so tun, als sei­
en die Atomtransporte wichtiger oder ge­
fährlicher als die Anlagen selbst oder gar 
die WAA mit ihren militärischen Optionen. 
Dieser Eindruck kann aber möglicherwei­
se rasch entstehen, auch wenn wir in -zig 
Flugblättern, Aufrufen etc. sagen, daß wir 
das gesamte Atomprogramm mit allem 
was es beinhaltet, ablehnen, aber vorwie­
gend gegen Transporte agieren. Die Öf­
fentlichkeit nimmt vorwiegend wahr, was 
wir tun, und erst in zweiter Linie, was wir 
reden. (Möglicherweise sind unsere ein­
schlägigen Argumente aber auch schon 
ganz gut in die Bevölkerung eingedrun­
gen, und diese Gefahr ist nicht so groß) 
Damit hängt zusammen: 
b) die ·Zeitproblematik 
Wir nehmen resignierend hin, daß die 
WAA weitergebaut wird, wenn wir zum jet­
zigen Zeitpunkt ein großes Geschrei we­
gen der Transporte erheben, die in zwei 
oder drei Jahren kommen werden. Im Au­
genblick und auf absehbare Zeit fordern 
wir ja wohl immer noch den sofortigen 
Baustopp für die gesamte Anlage! Wir 
müssen selbstkritisch fragen, ob das 
plötzliche Interesse an den Transporten 
nicht vorwiegend die Lücke füllt, die da­
durch entstanden ist, daß uns zum The­
ma "Perspelstiven des WAA-Wider­
stands" allen miteinander momentan ein­
fach nichts gescheiteres einfällt. Selbst­
verständlich müssen wir die Inbetrieb­
nahme des Eingangslagers im Auge be­
halten, aber bis dahin vergehen möglich­
erweise Jahre, und in der Zeit können wir 
nicht NICHTS tun. Oder bloß von Trans­
porten reden und dabei in der Öffentlich­
keit Boden verlieren, den wir in den letz­
ten Jahren mühsam beackert haben. Mit 
anderen Worten: die Ftage "Wie weiter im 
WAA-Widerstand" wird durch ,;Transport­
kampagne" allenfalls zum Teil beantwor­
tet. 
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Diese Fragen wurden in der BI teils 
auch kontrovers diskutiert, müssen 
aber unserer Ansicht nach bei der (Wi­
derstands) Planung berücksichtigt 
werden. 
Soweit unsere Gedanken, Vorschläge 
und Diskussionspunkte zu den Atom­
transporten. 
Wir hoffen, hiermit innerhalb der Anti­
AKW-Bewegung eine breiter Diskus­
ston über Tansporte angeregt zu ha­
ben. 

Nürnberger BI gegen die WM 
c/o Stadtteilzentrum Desi, 
Brückenstr. 23, 85 Nümberg 80 

Take the A-lraln 
Ein paar Gedanken zu Atomtrans­
portaktionen 1988/89 

Angesichts der Tatsachen, daß wir ab der 
Fertigstellung des Eingangslagers in Wak 
mit der Ankunft von Transporten zu rech­
nen haben, wird die Anti-AKW-Bewe­
gung in Bayern immer wieder damit kon­
frontiert sein, mit diesen Transporten um­
gehen zu müssen. 

Zunächst einmal müssen wir uns ein 
praktisches Konzept der Entwicklung von 
Aktionen und von Öffentlichkeitsarbeit 
ausdenken. Nördlich des Mains ist die 
ganze Geschichte schon sehr viel weiter 
gediehen; es bestehen Erfahrungen mit 
Aktionen wie Wendlandblockade, den di­
versen Tagen X, dem Endlagerspektakel, 
den verschiedenen Versuchen, Transpor­
te von den Ausganspunkten zu den Be­
stimmungsorten zu begleiten oder zu be­
hindern, Aktionen, die bislang in den Lü­
becker Blockaden und Demonstrationen 
gipfelten. Die Polizei hat natürlich diesel­
ben Erfahrungen hinter sich und verhält 
sich dementsprechend. Zur Zeit laufen im 
Wendland Vorbereitungen auf den näch­
sten Tag X, dem Beginn der Einlagerung 
von Castor-Behältern im Zwischenlager 
in Gorleben; außerdem ist die Verlage­
rung der Verschiffung von Atommüll und 
Brennstäben nach Schweden von Lü­
beck auf niedersächsische Häfen (Em­
den) im Gespräch. ln Bayern ist dagegen 
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mit Ausnahme der Arbeiten der Nürnber­
ger (vergl. die Broschüre) weder eine Teil­
nahme an Aktionen zu den aktuellen 
Transporten noch eine Vorbereitung zu 
den zu erwartenden Transporten nach 
Wak gelaufen~ Wenn wir also der Inbe­
triebnahme des Eingangslagers in Wak 
etwas entgegensetzen wollen, müssen 
wir uns ein tragfähiges Konzept überle­
gen, das einerseits große, öffentlichkeits­
wirksame, auf Transporte, Transportwege 
und Ausgangs- wie Endpunkte gerichtete 
Aktionen und Öffentlichkeitsarbeit ein­
schließt, andererseits müssen wir auch 
langsam Strukturen aufbauen, mit denen 
wir in der Lage sind Transporte zu beglei­
ten und zu behindern. 
Beide Teile müssen sinvoll aufeinander 
bezogen sein. Transportbezogene Aktio­
nen ohne eine entsprechende Vorberei­
tung und Begleitung in der Öffentlichkeit 
sind zum Scheitern verurteilt, besonders 
in Bayern. 
Von der praktischen Vorgehansweise ist 

Diskusslonsvorschlag,der 
auf dem BAAP am 15.8.88 
in Augsburg vorgestellt 
wurde 

es daher sinnvoll, zunächst erst einmal 
zwischen tatsächlicher Transportverfol­
gung-behinderung einerseits, und vorbe­
reitenden und begleitenden, vor allem auf 
Öffentlichkeitswirksamkeit ausgerichte­
ten Aktionen zu unterscheiden; 
Auf dem Kölner A-Transporttreffen kam 
aus Hannover ein provisorischer Aktions­
vorschlag, der für Herbst Öffentlichkeits­
arbeit, anschließend dann irgendwann ei­
ne Kampagnewoche und für das spätere 
Frühjahr eine zentrale, bundesweite De­
mo in Frankfurt vorsah. 
Abgesehen davon, daß wir in Bayern bis 
Mitte Oktober wohl ohr.ehin ausgelastet 
sein werden, müssen wir in Bayern zuse­
hen, daß wir die WM stark in die A-Trans­
portgeschichte mit einbeziehen, Trans­
porte zurWAA werden möglicherweise ei­
ne unser Hauptbeschäftigungen werden. 
Es gilt also, einen Modus zu finden, der 
Iandes- oder auch bondesweite Aktionen 
öffentlichkeitswirksam gleichzeitig auf 
WM und die Transportrouten richtet. 



Was sollen wir also in der nächsten Zelt 
machen? 
Öffentlichkeitsarbeit? - klar, sie ist das 
A & 0 der Geschichte. Wir könnten z.B. 
ein informatives Flugblatt zu den 
Herbstaktionen herausgeben, in dem 
einiges zum Stand der Dinge, zu Aussich­
ten und zu möglichen Aktionen gesagt 
wird. Die Herbstdemo bietet auf alle Fälle 
ein breites Forum interessierter Leute. 
Natürlich darf das nicht das einz.ige blei­
ben, sondern über den Winter muß die 
ganze Zeit eine Infokampagne laufen. Sie 
sollte die aktuellen und mög.lichen Trans­
portstrecken mit einbeziehen, etwa durch 
Aufklärung der Bevölkerung, Filme, Dis­
kussionen etc. 

Kampagnewoche? - ist sicherlich auch 
nicht schlecht. Wir müssen nur die Gren­
zen "bundesweiter" Aktionswochen se­
hen. Fast immer war in der Presse nicht 
ersichtlich, daß es sich um eine bundes­
weite Aktionswoche handelte, wenn Auf­
merksamkeit erre~t wurde, dann immer 
regional. Mit der bundesweiten Koordina­
tion einzelner Aktionen ist es nie gut be­
stellt gewesen. Regionale Aktionswo­
chen haben dagegen gute Erfolgschan­
cen. Möglich wäre natürlich in so einem 
Rahmen eine bayernweite AA,tion unter 
Einbeziehung der AKW-Standorte und 
der WAA, ev. einer Demo (zentral bayern­
weit) etwa in Nürnberg (wenn die Nürn­
berglnnen wollen). Ich denke da zum Bei­
spiel an eine (bayernweite) Sternfahrt 
nach Wak über die Routen Grundrammln­
gen - München - Landshut - Regens­
burg - Wak und Würzburg - Grafenrain­
feld - Nürnberg - Wak: alternativ käme 

natürlich auch Nürnberg als Ziel- oder De­
moort in Frage. Die Einzelheiten wären 
noch auszuarbeiten, auf jeden Fall ab­
schließende Demo, und das Ganze natür­
lich möglichst bunt mit viel action. Dies 
Konzept hat es in ähnlicher Form schon 
einmal gegeben (Endlagerspektakel), 
aber man könnte es ja noch ausarbeiten. 
Weiter ähnlich gelagerte Aktionen sollten 
folgen. 

Bundesweite Demo? - Es muß auf alle 
Fälle gewährteistet sein, daß die ganze 
Geschichte vermittelbar bleibt, bzw. ver­
mittelbar gemacht wird. Zu bedenken wä­
re in diesem Zusammenhang, ob nicht in 
irgendeiner Form Routen oder Z'~ele von 
Transporten mit einbezogen werden 
könnten. 
Das alles ist immer vor dem Hintergrund 
zu sehen, daß die ganze A-Transportge­
schichte einer guten Mobilisierung und ei­
ner guten Öffentlichkeitsarbeit bedarf. 

Und nun zu den 'lhlnsporten selber: 
Angesichts des sehr schlechten Erfah­
rungsschatzes bezüglich direkter Aktio­
nen zu A-Transporten ist es notwendig, 
sich von denen die notwendigen Sachen 
abzugucken, die diese Erfahrungen 
schon haben, sprich, daß sich wenig­
stens einige Leute bei d.en bereits laufen­
den Transportbegleitungen einhängen. 
Ferner ist es notwendig, auch in Bayern 
die dafür nötige Infrastruktur, d.h. Kontak­
te zu Eisenbahnern, Kontakte zu Leuten, 
die nahe der Standorte wohnen und Kon­
takte zu Leuten entlang der Strecken und 
Rangierbahnhöfen zu knüpfen. Ein Teil 

Atommülltransporte 

der Voraussetzungen dafür ist natürlich 
wieder eine gute vorbereitende Öffent­
lichkeitsarbeit. Weiter müssen wir Erfolge 
und Mißerfolge der Vergan!;jenheit aufar­
beiten, aus ihnen lernen. Des Weiteren gilt 
auch noch immer, was in der Doku Bay­
ern im Herbst bezüglich Notwendigkeit, 
Verrmittelbarkeit, Wahl von Ort und Zeit 
militanter Aktionen Steht. 

Weshalb sind dles.e Überlegungen so 
wichtig? Wenn tatsächlich die Transporte 
rollen, müssen wir in der Lage sein, ange­
messen und zu einem uns genehmen 
Zeitpunkt zu reagieren. Ferner ist eine 
bundesweite Unterstützung wünschens­
wert. Wir müssen den ev. von auswärts 
anrsisenden Helferinnen gewährleisten 
können, daß die nötige Infrastruktur da 
ist, daß tragfähige Konzepte ausgearbei­
tet sind, kurz, daß sich die Leute auf uns 
verlassen können und nicht in sinnlosem 
Aktionismus verheizt werden. Derzeit ist 
in Bayern nicht viel dieser Vorarbeit gelei­
stet. Es muß unser Ziel sein, rechtzeitg 
vorbereitet zu sein, daher dieser relativ 
langfristige (gemessen an dem üblichen 
kurzfirstigen Reagieren) Vorschlag für die 
weitere Arbeit. 
Z~,;m Schluß noch etwas zu dem von den 
Hannoveranern vorgeschlagenem Zeit­
plan: Im Herbst eine Kampagnewoche ist 
ausgeschlossen, bis zum Frühjahr dage­
gensichertich wünschenwert. Uber Groß­
aktionen müssen wir uns dagegen noch 
einmal getrennt unterhalten. Die Zeit bis 
dahin werden wir mit Sicherheit voll und 
ganz benötigen. 

Einige AKW-Gegnertnnen aus Mün­
chen 
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Langfristig Atom­
transporte verhindern! 

Immer wenn es uns in Zukunft gelingt, Atomtransporte zu behindern, 
dann treffen wir einen besonders empfindlichen Nerv Im sog. Brenn­
stoffkreislaut. 
Unser Ziel muß es sein, die Transporte langfristig unmöglich zu ma­
chen, Indem wir den politischen und ö)onomlschen Preis ln die Höhe 
schrauben. 

Die ersten CASTOR-Transporte. werden voraussichtlich über die Bahn­
strecken von Lüneburg und/oder Uelzen nach Oannenberg gebracht wer­
den, um von dort aus per LKW ins Zwischenlager Gorleben zu rollen. 
Eventuell kommen die Transporte auch von vorntierein über die Straße. 
Wir wollen erreichen, Transporte nach Gorleben auf Dauer zu stören. 
SchileBt Euch an! 
Sobald wir Genaueres über die bevorstehenden Transporte erfahren, wer­
den wir alle Gruppen und Initiativen, die auf unserer Alarmliste stehen (bit­
te vergewissern!), informieren. 
ln diesem Fall rufen wir bundesweit zu Aktionen an der Transportstrecke 
auf! 
Wer keine Möglichkeit hat, zu kommen, sollte uns durch dezentrale Aktio­
nen unterstützen. 
Wichtig ist, daß Eure KONTAKT · TELEFONNUMMER auf 1,1nserer Liste 
steht. Bitte schickt aus jeder Stadt 3-4 Telefonnummern an die bekannten 
Kontaktadressen im Wendland! 

Beobachtung wichtig! Gebt Informationen weiter! 

Beobachten wichtig! Gebt 
Informationen weiter! 

Für ein gutes Gelingen der geplanten Aktionen sind genaue Recherchen 
und Beobachtungen bei Atomkraftwerken/der Bundesbahn/etc. über ge­
plante Transporte. Transportstrecken usw. besonders wichtig. Macht Euch 
überall an die Arbeit und Eure Informationen weiter! 

zung 

Informationsblätter. Büro, Gutachten und Pro­
zesse • das alles kostet viel Geld. Nur durch die 
finanzielle Unterstützung vieler Gegner der Ato· 
manlagen konnten wir bisher Gutachten bezah· 
len und Prozesse finanzieren, aber unsere Kas· 
sensind leer. Sollten Sie an detaillierter lnforma· 
tlon interessiert sein. wenden Sie sich bitte an 
unser Büro. 
Spendenkonto Kreisparkasse Lüchow (BLZ 
258 513 35) 2 060 721 
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow· 
Danneoberg e.V., Drawehner Str. 3, 3130 Lü· 
chow, Tel. 05841/4684 
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Ein 
Landkreis 
stellt sich 
quer 

Atomtran 
laufen wil 

Im Wendland tut sich was. Seit einiger 
Zeit ist der Widerstand gegen die 
Atomanlagen und Atomtransporte le­

bendig geworden. Es liegen keine ge­
nauen Angaben über einen konkreten 
Zeltpunkt der Ankunft des ersten 
Castor·Behälters, der mit hochradio­
aktiven, abgebrannten Brennelemen· 
ten beladen ist vor. Dennoch bilden 
diese Transporte das zentrale Thema 
zur Mobilisierung gegen die Ataman­
lagen. Im Zuge der vielen Veranstal· 
tungen und der Kampagne der BI 
Lüchow-Dannenberg "Wir stellen uns 
quer" haben sich zahlreiche 



ven zum Thema Atomtransporte in der 
gesamten Region gebildet. Auch gab 
es zwei Anschläge auf Einrichtungen 
der Bundesbahn an der Strecke Uel· 
zen • Danneoberg (siehe Kasten). 
Etwas in den Hintergrund geraten 
sind die Auseinandersetzungen um 
die Pilotkonditionierungsanlage und 
die gerichtlichen Anstrengungen ge­
gen das Endlager. Die Bauarbeiten an 
den beiden Abtäufungsschächten ru· 
hen nach wie vor wegen des Unfalls 
im Sommer 1987. Nach dem Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts Lüne­
burg (OVG) vom 17.11 .88 hat sich die. 

Aktionsablauf: 
- Alle sind aufgefordert, gut vorbereitet eigene Aktionen verschiedenster 
Art durchzuführen oder sich an bestehende Konzepte anzuschließen. An­
laufstalle für alle Gruppen und Einzelkämpferlnnen, vor allem für diejeni­
gen ohne eigenes Konzept, ist das Cafe Grenzbereiche in Platenlaäse. 
- Das Lüneburger Konzept sieht zunächst vor, den Trans­
port auf seine! fahrt an einem Punkt vor dem Umladen in Danneoberg 
möglichst nachhaltig zu behindern, ohne dabei das Risiko für die/den 
Einzelnein unkalkulierbar wird. Infos: Kontakttelefon: 04131/37835. 
- Anschließend sollten alle in Richtung Danneoberg - Gorleben (ZL) fah-· 
ren, dabei aber auf Infostellen achten. 
- Das 300-Leute und mehr Konzept: 
Unter dem Motto " Wir stellen uns quer" hat sich die BI Lüchow­
Dannenberg gemeinsam mit anderen politischen Gruppen auf die bevor­
stehenden Castar-Transporte vorbereitet. Über 500 Lüchow-Dannenberg 
haben sich bereits öffentlich mit ihrem Namen bekannt, daß sie sich dem 
Castor in den Weg stellen werden. Wer sich an dieser Behinderungsaktion 
beteiligen will, wende sich bitte an: BI Lüchow-Dannenberg, Drawehner 
Str. 3. 3130 Lüchow, Tel. : 05841/4684. 
• Ist der Transport im Zwischenlager angekommen wird voraussichtlich 
am gleichen Abend von der BI Lüchow-Dannenberg eine Demo in Dannen­
berg durchgeführt. 
- Am Abend bzw. nach deni vorläufigen Ende der Aktionen wollen wir 
den Verlauf gemeinsam diskutieren und unser weiteres Vorgehen abspre­
chen. Der Versammlungsort wird in der Anlaufstelle in Plattenlaase be­
kanntgegeben. 

Demo am 
danach! 

Wochenende 

Nach dem gelaufenen Castar-Transport findet am da­
r~uffolgenden Samstag, 11.00 Uhr eine Demonstration in Lüneburg durch 
d1e Innenstadt zum Bahnhof statt.( Gerichte, Gewerbeaufsichtsamt, Bun­
desbahn , Spedition Schanker. Bezirksregierung) . 
Treffpunkt: Voraussichtlich vor dem Arbeitsamt. 

Kommt massenhaft! - Schließt Euch an! 

juristische Situation für die AKW· 
Gegnerlinnen verschlechtert. ln dem 
Verfahren gegen die Physikalisch· 
Technische Bundesanstah (PTB), der 
Genehmlgungsbehörde, hatten die 
Kläger die Auffassung vertreten, daß 
ein Weiterbau am Gortebener Endla­
ger erst nach einem atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren zulässig sei, 
weil die Ertcundungsarbeiten im Salz· 
stock bereits Bauarbeiten für das 

Endlager brachte ei· 
ner der Kläger vor, daß die Salzhalde, 
die dabei aufgeachüttet werden muß, 
seinen umliegenden Wald schädige. 
Salzeinleitungen von der Halde in die 
Eibe würden zudem seine Fischerei· 
rechte beeinträchtigen. 
Das OVG wies die Klage in allen Punk· 
ten ab. Damit bleibt nur noch der 
Gang zur höchsten Instanz, dem Bun· 
desverwaltungsgerlcht in Berlin. Am 
Endlager darf also weiter gebaut wer· 
den. 
Zur Einseitigkeit richterlichen Den· 
kens unser Gastkommentar von Man· 
fred Krlener (T AZ v. 18.11.88) 
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Wieder Anschläge auf 
Bahnlinie Dannenber 
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Das 
300/soonoo 
Leute-Konzept 

Fast 700 LOchow-Dannenberger unterzeich­
nen ionherhalb weniger Wochen ein Papier, auf 
dem sie öffentlich die Blockade der Castor­
Transporte ankOndlgen.»Ja, ist das denn nicht 
verboten?«NatOrl_ich ist ist es das. Aber es hat 
Ärzte, Tierärtze und Apotheker, die GrOnen, ei­
nen Fußballverein, die Jusos, Lehrerinnen und 
Lehrer sowie ScbOiergruppen trotzdem nicht ab­
gehalten, mit eigenen Zeitungsanzeigen und 
Bekenner-Flugblättern nachzuziehen. Manchmal 
denkt man, mansch träumt. Oder es schleicht 
sich die Angst ein, daß das alles nur auf dem Pa· 
pier steht. Daß wir, wenn es ernst wird, vielleicht 
doch nur ein paar 'people' sind. Daß die ande­
ren, nachts bei Schnee oder Regen, doch lieber 
mit einer guten Entschuldigung im Bett geblie­
ben sind. Bei 700 Aktiven kann schließlich eine/r 
ruhig fehlen. 

Als die BI ihr '300-Leute-Konzept' Ins Ge­
spräch brachte, hatte der Tropfen 
'Transnuklear-skandal' das stinkende Atom-Faß 
gerade zum Überlaufen gebracht. Es hatten die 
LObecker mehrere Tage lang erfolgreich einen 
Transport blockiert, hatten Landwirte aus 
LOchow-Dannenberg das Zwischenlager Gorle­
ben 'dicht' gemacht, war im Wendland die größ­
te L;indkreis·Demo seit langem gelaufen. Gute 
Voraussetzungen also, gegen den seit Jahren 
angekündigten ersten Castor·Transport zu mo­
bilisieren. 

Für einige aus dem Widerstand wirkte das 300-
Leute-Konzept wie ein Schritt zurOck (Ist es tor 
manchein sicher auch heute noch)(ln der Tat, 
d.S.) Eine Blockade öffentlich anzukündigen, 
der Polizei komplette Namenslisten an die Hand 
zu geben, schien torviele Oberhaupt das Dümm· 
ste zu sein, was einem ratlosen Widerstand 
noch einfallen konnte. Und lohnte sich das ange­
peilte breite BOndnis überhaupt, wenn der Preis 
dafOr W81f, daß mansch die Aktionsform Ober 
den kleinsten gemeinsamen Nenner finden muß. 
te? Hatte es 'sowas' so ähnlich nicht auch frOher 
schon gegeben? Kehren Widerstandsformen 
vielleicht wie die Moden immer wieder und ist 
auch der 'letzte Schrei' immer nur ein alter Hut, 
der einen um nichts weiterbringt? 

Möglich. Aber da der politische Kontext jedes 
Mal ein anderer ist, muß Wiederholung nicht un­
bediogt Stillstand bedeuten. (der Widerstand­
spädagoge spricht, d.S.) Mensch kann Immer 
nur abwarten, was draus wird. Die meisten von 
urls waren sich einig: wenn wir 300 Leute dazu 
bewegen können, dem Atomstaat öffentlich lh· 
renGehorsam aufzukOndlgen, dann wäre allein 
das schon ein Erfolg. Die Resonanz auf das 300-
Leute-Konzept und seine schnelle Verbreitung 
auf ein 400-, 600- und 7QO-Leute-Konzept W&­

ren dann selbst tor notorische Optimisten in der 
BI noch eine Überraschung. Jetzt wissen wir: 
die Leute haben tatsächlich die Schnauze voll 
und sie wollen ihre Angst und Ihre Wut auf die 
Straße tragen, als unbrave BOrger. 



Sicher sind der Erfolg von LObeck und die posi­
tive Reatlon auf das 3(»l.eut&-Konzept zu eJ. 
nem Gutteil auf dem stinkenden Mist der Gegen­
aelte gewachsen. VIelleicht finden wir den star· 
ksn Zuapruc:h zur 300-Leute-fdee heute aber 

Behindert die Castor· 

Transporte - und dann? 

auch nur deshalb so erstaunlich, weil wir vor Zur Zelt konzentriert sich der Widerstand Im 
Jatnn die mOde geworden& 'Baals' zu ungedul- Wendland auf die wieder einmal angekündigten 
dg und zu sc:tlnell beiseite gelassen haben. Als castor·Transporte, den Betriebsbeginn des 
alle, auch wir selbst, mit dem allgemeinen Frust castor·L.agers und damit den Beginn der oberlrr· 

Wendland 

kann nur alselnHebel gegen das gesamte Ent· 
sorgungszentrum Gorleben begriffen werden. 
Die Starke des Konzeptes, der Widerstandswille 
der L.Ochow-Dannenberger werden ·sich 1989 
(Im ä'elzehnten Jahr nach der Standortbenen· 
nung) weiter beweisen massen. Denn 1989 soll 
weitergeteuft werden am Schacht 1 des geplan­
ten Endlagers und für 1989 sind auch erste kon· 
krete Maßnahmen fOr die geplante Konditionie­
rungsanlage zu erwarten. zu klmpfen hatten, haben wir uns vlellek:ht zu <Ischen Endlagerung hochradioaktiVer Abfälle, 

schnell alleingelassen gefOhlt, und sind zu Wl- __ :den:n:dle::En~tsorgung:::des:;sogenan:~:nt~en=:Zwl:· ~-=:~~=;~;~;R--l denltandsfonnen o~. die die lsolle- sehenlagere steht nach w1e vor 1n den Sternen. 1 
rung weiter zementiert haben. (als wenn ein 

nicht-gewaltfreier Widerstand nur aufgrundvon N UNS QUER 
;:: ~~~opf W:i. ~~-~eute haben aber ' - WIR StELLE 

ln den letzten Wochen zieht die Mobilisierung •ucR 0 enberg 
gegen die castor·Transporte erfreuliche Kreise " •• \ • LüchoW- ann . 
und greift auch auf die Nachbarregionen Ober. Kein Atommut 10 
All den möglichen Transportstrecken sind eine h ft deS 
Reihe neuer Initiativen entstanden • eine Ent· o··e Fußbanmannsc a 
Wicklung, die nach den Erfahrungen mit einem 

Castror·Probetransport Im Oktober gerade noch s L\epe '" 
rechtzeitig kommt. Der Transport eines Leer· l U 
Castors von Essen nach Gorleben führte zwar 
Ober die Schiene, der BehAiter wurde aber nicht 
an dem extra zu diesem Zweck gebauten Verla­
dekran ln Danneoberg auf einen Straßentran­
sporter umgeladen, sondern schon we1t vor der 
l:.andrelsgrenze: auf einem RObengleis ln Baven­
dorf • morgens um fünf, bel Flutlicht und per 
Bundesbahn-Kran. Dieses neue, flexible Verla­
dekonzept reagiert ganz offenkundig auf die 
breite Moblllslerungskampag • ein Erfolg also. 

Mdrerselts sind die Transporte mit dieser Ent· 
wlcklung auch ein StOck unberechenbarer ge­
worden. Und es zeigt sich, da8 die Setreiber 
euch beim Verladen von hochaktivem MOll zu rl&­
kanten Improvisationen bereit sind: jeder kleine 
Bahnhof, jedes RObengleis kaYt damit zum 
AtommOAbahnhof werden I Umso star1<er sind 
wir natOrllch darauf angewiesen, rechtzeitig ln· 
formatlonen Ober geplante Transporte zu be­
kommen. 

Peter Bauhaus, BI l.Ochow-Oa1nenberg 

Die Gefahren, die vom Lager, das ja nur als ein 
Provisorium geplant Ist, und von den Transpor· 
ten dorthin . ausgehehen, lassen sich nur 
schlecht letqlen. Überzeugungs- und Beruhi­
gungsversuche der Setreiberfirma DWK und Ih­
rer Tochter BLG klingen hohl nach den tiefen 
Einblicken, den der Transnuklear-skandalln die 

Internationale •Entsorgungscwlrtscbaft gewahrt 
hat. Nur die Atomlndustr1e selbst Ist wohlln der 
Lage gewesen, unfreiwillig z:t~ar aber dafOr um· 
so eindringlicher. unsere Argumente zur Entsor· 
gungapleite derart zu bestätigen. 

Die erfolgreiche Mobilisierung gegen die 
castor· Transporte ln L.Ochow-Dannenberg muß 
Im Zussmmenhang mit den Ereignissen um MOll 
und Mol, um Bomben und HMau gesehen wer· 
den. Und die Bedeutung unseres 300 I 500 I 
7QO.Leute Konzepts geht welt Ober die Tran· 
sporte hinaus: Die Arbeit gegen die Transporte 

Atomtransporte Neuer 
Schwerpunkt der Anti AKW Be­
wegung! 

Die Stadt NOmberg will gegen kOnftlge Atom· 
tranaporte durch das Stadtgebiet klagen und 
verleiht den stAdtlachen Preis für Umweltschutz 
an NOmberger BOrgerlnltlatlven. 

LObecker verhindern MOX.Yerschlffung nach 
Schweden. 

Emdener wollen nicht zulassen, daß nun der 
Hafen Ihrer Stadt für LObeck herhalten soll. 

ln LOchow-Dannenberg läuft die seit Jahren 
erfolgreiChste Kampagne der BI gegen Castor· 
Transporte Ins Zwischenlager Gor1eben. 

LObecker. Emdener und LOchow· 
Dannenberger werden unterstatzt von Gruppen 
aus dem ganz.en Land. 

VIele gute Nachrichten • aber was sollen wir dar· 
aus schllessen? 

Sind Atomtransporte eine neuer Schwerpunkt 
der Anti AKW Bewegung? 

Sind die Transporte »neuer zusäztllcher All­
satzeoder -der Hebeie fOr uns? 

Wie schaffen wir es, den Widerstand gegen 
Transporte an möglichst vielen Orten auf eine so 
breite Basis zu stellen wie ln LObeck oder im 
Wendland? 

Welche Arbeit muß als Voraussetzung gelei­
stet werden? 

Die AtommOllkonferenz ln NOmberg hat das Mot· 
to •Atomtransprte vertllndeme groß geschrie­
ben. Die Diskussion z.B. der aufgellsteten Fra­
gen aber hat nicht stattgefunden. Die BI 
L.Ochow·Dannenberg hat es deshalb Obemom­
rnen, die AG Transporte zur FrOhjahrskonferenz 
vorzubereiten. Die Zelt, die bis dahin bleibt, soll­
te von allen Gruppen, die gegen Atomtransporte 
arbeiten wollen, genutzt werden, die eigene Ein­
schätzung zu diskutieren. Als Einstleg ln die Dis­
kussion sind Veranstaltungen mit Vertreterinnen 
aus LObeck, NOmberg, LOchow·Dannenberg 
empfohlen und angeboten worden. 

Rebecca Harms, BI LOchow·Dannenberg 
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Wackersdorf 

Wie den 
Löwen wecken! 
Bundesweite Demo gegen die WAl! 

Im Frühsommer 1989 soll es in 
München eine bundesweite De­
monstration gegen die Wiederauf­
arbeitungsanlage Weckersdorf ge­
ben. Das jedenfalls ist ein Vor­
schlag, den die Arbeitsgruppe 
WAA auf der Atommüllkonferenz in 
Nürnberg machte. Stimmt das bay­
erische Anti-Atom-Plenum dem 
Vorschlag zu, wird es Anfang des 
Jahres zu einem bundesweiten 
Vorbereitungstreffen kommen. 

Der Vorschlag zu der Demonstration resul­
tierte aus einer ernüchternden Bilanz des 
Widerstandes gegen die WAA. Die Aktivitä­
ten der Oberpfälzer Gruppen sind seit dem 
Erörterungstermin zur 2. atomaren Teller­
richtungsgenehmigung weitgehend er­
lahmt. Die Gründe sind vielfältig und wider­
sprüchlich: Viele Aktivistinnen haben ihre 
Kräfte ganz auf diesen Erörterungstermin 
kon.zentriert und brauchen jetzt eine .Ver­
schnaufpause•. Andere haben sich gerade 
wegen dieser Konzentration auf die juristi­
sche Ebene zurückgezogen, weil sie dort 
keine Erfolgsaussichten für den Widerstand 
sehen. 
Teilweise sind bei einigen BI-Leuten wieder 
Vorbehalte gegen die .Auswärtigen" ge­
wachsen. Die Städtepartnerschaften, als 
Verbindungsglied zwischen auswärtigem 
und Widerstand vor Ort gedacht, sind weit­
gehend kaputt. Die ungeheure Kriminalisie­
rungswelle, die vor allem die Oberpilzerin­
nen selber trifft, beginnt sich auszuwirken. 
Das alles kam bei den diesjährigen Herbst­
aktionen zum Tragen. Die örtlichen Bl's 
tauchten bei den Vorbereitungen weitge­
hend unter. Auch große Teile der Autono­
men hielten sich raus. So war zu keinem 
Zeitpunkt das Aktionstagekonzept regional 
verankert. Die Hauptlast der Vorbereitun­
gen trugen andere bayerische Bl's, vor al­
lem das Münchener Anti-Atom-Büro. 
Schließlich trug der Verlauf der Demonstra­
tion nicht dazu bei, den regionalen Wider­
stand zu stärken. Zwarwurde das Recht auf 
Demonstration am Bauzaun durchgesetzt, 
aber halt um den Preis eines zahmen, nicht­
militanten Aktionsverlaufes, der nicht gera­
de zur Wiederholung motivierte. 
Es· ist damit ziemlich klar, daß in der Ober­
pfalz vorerst keine größeren, überregional 
getragenen Widerstandsaktionen mehr lau­
fen können: Aktionstage mit Blockaden 
nicht, weil sie zu oft erfolglos blieben und re­
gional zu wenig verankert sind; .gewalt­
freie" Demonstrationen nicht, weil sich die­
se Aktionsform in diesem Herbst sozusa-
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gen selbst aufs Kreuz gelegt hat; militante 
Demos zum/am Bauzaun nicht, weil der 
Preis (wie bei den Herbstaktionen 87) dafür 
zu hoch wäre. 

Wie geht's weiter? 
Voraussetzung, den Widerstand zu reakti­
vieren, wäre eine Bündelung der in den letz­
ten Jahren auseinanderfleddernden Wider­
standsströmungen, von Nach-Tschernobyl­
Gruppen bis zu Autonomen. Dieses Pro­
blem wurde in der Arbeitsgruppe in Nürn­
berg mehrfach benannt, ohne daß sich eine 
Antwort darauf abzeichnete. Der rettende 
Anker hieß (wie übrigens bei vielen anderen 
Anti-AKW-Gruppen) Blockaden von Atom­
mülltransporten. Nach Einschätzung der 
Oberpfälzerinnen könnten Blockadeaktio­
nen,die nicht nursymbolischen Wert haben, 
sondern sich konkret gegen die Inbetrieb­
nahme der WAA (bzw. des Brennelemente­
eingangslagers) richteten, den (über)regio­
nalen Widerstand neu motivieren und die 
verschiedenen Strömungen zu gemeinsa­
men Aktionen gegen die WAA zusammen­
führen. 

Es wird allerdings noch mindestens zwei 
Jahre dauern, bis die ersten Atommülltrans­
porte Richtung WAA laufen. Die Zeit bis da­
hin soll genutzt werden, um in der Oberpfalz 
und in Nürnberg (als künftige Drehscheibe 
dieser Transporte) die Bedeutung dieser 
Transporte zu thematisieren und mögliche 
Widerstandsformen zu diskutieren. 
Andererseits darf das nicht bedeuten, daß 
zwei oderdrei Jahre lang keine größeren Wi­
derstandsaktionen gegen die WAA laufen. 
Insbesondere wäre es politisch idiotisch, 
den Zeitpunkt der Ertellung der 2. Teilerrich­
tungsgenehmigung (faktisch die zentrale 
Genehmigung für die Gesamtanlage) sang­
und streitlos Ober die bayerische Bühne 
rauschen zu lassen. Immerhin hat der inhalt­
lich gut vorbereitete Erörterungstermin da­
zu ein ziemlich großes Echo auch in den 
bürgerlichen Medien gefunden. Die WAA 
war politisches Thema wie selten zuvor. 
Als Konsequenz schälte sich in der Diskus­
sion der Gedanke an eine Demonstration in 
München heraus, dem Ort der politischen 
Entscheidung und der Genehmigung für die 
WAA. Der Zeitpunkt der Demo soll mög­
lichst eng an der Erteilung der 2. TEG liegen. 
Die Demo soll so phantasievoll wie möglich 
gestaltet werden, um ein müde Latsch-De­
mo zu verhindern. Eine spontane Idee war 
beispielsweise ein .Atommüll-Transport" 
von der Oberpfalz bis München, dervon der 
Demo empfangen werden könnte. Auch 
Trecks oder Konvois von anderen Standort­
en wären denkbar. 

ln der Mobilisierung könnte auch eine Rolle 
spielen, daß sich im Frühjahr 1989 der Unfall 
von Harrisburg zum 10. Mal jährt-seinerzeit 
platzte die Nachricht von der Katastrophe 
mitten in den .Gorleben-Treck" vom Wend­
land nach Hannover. 

Bundesweit? 
Auch der Gedanke, die Demo wohlmöglich 
bundesweit durchzuführen, entstand spon­
tan in der Diskussion. Eine solche bundes­
weit getragene Aktion wird aus guten Grün­
den im Anti-WAA-Spektrum seit längerem 
diskutiert. Wie kaum ein anderen Atompro­
jekt hat die WAA innerhalb des bundesdeut­
schen Atomprogramms eine zentrale, für 
die ganze BRD relevante Bedeutung. Zwar 
ist es richtig, daß sämtliche AKW's auch oh­
ne Wiederaufarbeitung der Brennelemente 
in Wackersdorf weiterbetrieben werden 
könnten. Aber: 
e Angesichts der Kompliziertheit der Lager­
und Transportprozesse (insbesondere 
auch ins Ausland hinein) würde eine eigene 
WAA der bundesdeutschen Atommafia eini­
ge wesentliche Probleme auch faktisch er­
leichtern. 
• Die WAA bildet in der politischen Propa­
ganda der Atommafia den zentralen Bau­
stein für die Fiktion eines geschlossenen 
Brennstoffkreislaufes und einer sicheren 
Endlagerung. Dies hat zum Teil auch recht­
lich in die Betriebsgenehmigung von Atom­
anlagen Eingang gefunden. 
e Schließlich und als wichtigstes: Beim Wie­
deraufarbeitungsprozeß fallen relativ hohe 
Mengen waffenfähigen Plutoniums an. Hier 
liegen die Ansatzpunkte und zugleich Reali­
sierungschancen für die Träume manch 
Bonner Großköpfe von einer eigenen ato­
maren Streitmacht 
Genug .objektive" Gründe also, um die De­
monstration gegen die Genehmigung der 
WAA zu einer bundesweiten Angelegenheit 
zu machen. Ob es tatsächlich dazu kommt, 
ist eine andere Frage. Die Diskussio.n dazu 
hat noch nicht einmal begonnen, aber es ist 
klar, daß es auch gewichtige Gründe gegen 
so ei!'le zentrale Großaktion gibt Insbeson­
dere müßte IhrVerhältnis zu den jeweiligen 
örtlichen Aktlvitäten geklärt werden, müßte 
vermieden werden, daß der dezentrale Wi­
derstand darunter leidet 
Der nächste Schritt in der Diskussion war 
das Bayerische Anti-Atom-Plenum am 26. 
November in München, also nach Redakti­
onsschluß dieser atom. Wer wissen will, 
wie's ausging und wer überhaupt Einladun­
gen/Infos etc. zu Vorbereitungstreffen (so 
es sie gibt) kriegen will, der/die kann sich 
vorerst an das Anti-Atom-Büro in München 
wenden: Holzstraße 2,800Q München 5,Tel. 
089/2608550 Mi. 
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Herbst.ktlonen Weckendorf '88. Alle Fotoa: Sozlaldokumenblrlach .. Fotoarchlv, HOrnberg (Stef•n Roaner, Ull D•hllnger) 

Herbst-Stimmung am Bauzaun 
Dlsklsslon •• Vellllf der Delllonstndlon ln Wackendort 

Im Rahmen der diesjährigen Herbstaktionen gegen die WAA kamen am 
15.10. rund 50.000 Menschen zu einem acht Kilometer langen Demonstrati­
onszug, der auch zum WAA-Bauzaun führte, in Wackersdorf zusammen. Es 
gab also große Beteilung, gute Reden zum Abschluß, ein relativ breites Trä­
gerkreisspektrum (von Teilen der Autonomen über regionalem Widerstand 
bis hin zu SPD und örtlichen Gewerkschaften), und die Bullerei hielt sich an­
scheinend auch zurück. Aber nur ein solche buchhältarische Bilanz kann 
aus der Demo einen.uneingeschränkten Erfolg machen. Tatsächlich kam es 
über den Verlauf der Demo zum politischen Streit, den wir hier dokumentie­
ren wollen. 

Hauptvorwurf gegen die Veranstalterinnen 
der Demo Ist. daß sie eine Reihe von pollzei· 
lichen/richterlichen Auflagen akzeptierten 
und ln der Durchsatzung dieser Auflagen 
quasi als Hilfspollzlsten fungierten: Auf An· 
welsung der Polizei wurden Transparente 
zur Unterstatzung politischer Gefangener 
eingerollt, wurden Luftballons am Boden 
gehalten und wurde von der Demoleitung 
per Megaphon dafür gesorgt, daß die Demo 
nicht am Bauzaun stockte und eine schöp· 
ferlsche Verschnaufpause einlegte. 
Das Ganze hätte da.s Bild geschürt, daß in 
Kooperation mit der Bullere! die allerschön· 
sten Demonstrationen möglich wären und 
es mit unserer Demokratie doch nicht so al· 
les Im Argen sei. Tatsächlich hätte die Poil· 
zel Ihrerseits die Situation weidlich ausge· 

nutzt und einen Haufen Videokameras (an­
geblich wurden 24 gezählt) entlang des Oe­
mozuges Installiert und eine Unzahl von Zi­
vilaufklärern samt Pollzelpsychologerr in 
die Demo eingeschleust (Prof. Armin WeiB, 
grüner Landtagsabgeordneter und WAA­
Fachmann, sprach sogar von 5000 Zivilbe­
amten im Demo-Zug). 
Oie Veranstalterinnen der Demo verweisen 
darauf, daß für sie Im Vordergrund gestan· 
den hätten: 
- die Durchsatzung des Rechts auf Oemon· 
stratlon auch am Bauzaun (seit Pfingsten 
'86 waren zuvor alle Aktionen am Zaun ver· 
boten worden) 
- die Geschlossenheit des Oemozuges, die 
(vor allem angesichts der Erfahrunge~. des 
letzten Jahres) den besten Schutz vorüber· 

griffe der Polizei bietet 
Immerhin sei auch eine Reihe ursprüngli­
cher Demo-Auflagen per Widerspruch vor 
dem Verwaltungsgericht Regensburg zu· 
rOckgewiesen worden (beispielsweise die 
Auflage, vor dem Bauzaun Seile zu spannen 
und Ordnerketten zu bilden oder gemein· 
sam mit dem Landratsamt Schwandorf ei· 
ner Flugblatt zu Verhaltensregeln für die Oe· 
mo herauszugeben). 
Das Loblied der Polizei auf die Veranstalter 
sei aus taktischen Gründen so kräftig ge· 
sungen worden und hätte seine Wirkung 
nicht verfehlt, nach dem Motto: was gut Ist 
für die Polizei, kann nicht gut sein filr den Wi· 
derstand. 
Oie Diskussion um Sinn oder Unsinn von 
L.atschdemos, um die Einhaltung pollzeili· 
eher Auflagen etc. wird sich immer wieder 
stellen. Dabei kann mensch nicht eine ein· 
zeine Aktion isoliert verdammen oder beju· 
beln. So wichtig es ist. sich den Rahmen für 
militante Widerstandsformen nicht ständig 
weiter einengen zu lassen oder gar selbst 
zu beschneiden, so wichtig sind anderer· 
seits Aktlonsverläufe, die nicht-militanten, 
.gewaltfreien• Widerstandsströmungen in· 
kluslve Kindern und alten Menschen die 
Teilnahme erlauben. Ob das dabei so dröge 
zugehen muB wie am 15.10., ist eine andere 
Frage. 
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Es fehlte 
die Power 

Herbstaktionen '88 
Politische EinachAtzung 

Die diesjAhrigen Herbataktionen an dar WAA 
mit Demo zum Bauzaun Obertraten von der 
Zahl der ·Leute und von dem 
Verbrelterungseffekt her bei weitem alle 
Erwartungen des Vorbereitungskreises. Als 
Erfolg Ist sichet1ic:h auch zu wenen, daß lUm 
ersten Male seit zweieinhalb Jahren erne 
Demo zum Zaun nicht verboten wurde 
(WiedefgewiMung dar Versammlungsfreiheit 
auch am Zaun; in Bayern schon ein sehr 
heikles Thema). Trotzdem haben sie gerade 
bei vielen alten Anti-AKW-KAmpferlnnen .ein 
schales GefOhl hinterlassen, das teilweise bis 
zur Ablehnung ging. Es ist nach den 
Herbstaktionen gesagt worden, solche 
Aktionen k6nnten nicht als Erfolg gewertet 
werden, die Veranstalterinnen hatten· mit dar 
Polizei verhandelt und Oberhaupt die Demo 
ruhiggestellt Wll' wolen an dieser Sllelle noch 
einmal Voraussetzungen, Ablauf, aber auch 
selbstkritisch die Fehler des 
Veranstaltungskreises ciskutleren. 

Ausgangspunkt der diesjährigen 
Herbstaktionen waren die Oberjegungen, wir 
mossten etwas nach dem ErOrllerungstermln 
nachschieben (Baustoppforderung), femer 
kam von Oberpfllzer Seite das Argument, fOr 
den Widerstand vor Ort sei es wichtig, 
einigermaßen regelmiBig was zu machen, und 
schileBlieh wollten wir auch die WAA nicht 
ganz aus den Augen verlieren. Dagegen 
sprachen fOr viele die Erfahrungen vom 
letzten Jahr. Zur Erinnerung: Ober 5000 
Polizisten belagerten eine Woche lang cfl8 
Oberpfalz; das lnnnenministerium hatte 
faktisch den Belagerungszustand verhingt 
Zwei Versammlungen in geschlossenen 
RAumen wurden ohne BegrOndung gerlumt. 
die verbotene Demo zwar dun:hgesetzt, um 
am Zaun von bayrischen (SEI<) und Bet11ner 
(EbiT) Sondereinheiten auseinander­
geknOppeil zu werden. 30 z.T. schw,r 
Verletzte waren die Folge. Der "mllillrische 
Erfolg" der Polizei trug in der Offentflchkeit 
aber richt de erwarteteil Frochte, da mauive 
EmpOrung aufkam. Diese Erfahrungen wurden 
in die Vorbereitungen dar Herbstaktiorl8n '88 
von Anfwlg an mit einbezogen. 

Das BOndnis bestand zu Anfang aus den 
selben Gruppen, wie im Jahr zuvor: 
Oberpfllzer Blns bayrische Anti-AKW­
Bewegung und bayrische Friedensbewegung. 
Die vorjlhrigen BOndnisgrundagen wurden 
Obemommen, als Fortschritt kamen die 
Erstellung eines gemeinsamen Augblattes 
und Plakates hinzu. Nachdem die bayrische 
Staatsregierung den Er6rterungstermin hatte 
platzenlassen, kamen auch viele 
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"gemlßigtere" Gruppen hinzu. So reichte das 
BOndnls schließlich von linksradikalen 
Gruppen der Anti-AKW-Bewegung bis hin zu 
Teilen der SPD und dem Bund Naturschutz. 

Das breite BOndnis war schließlich 
entscheidend fOr cie Moblfisierung der 50000 
Menschen hin zur WAA. Bei aller berechtigter 
Kritik an Ot'ganisa1orischen und inhaltlichen 
VersAumnissen ist dies eindeutig als positiv 
zu sehen. Positiv zu bewerten ist auch, daß 
eine V~ahl von jOngeren und Alteren Leuten 
das erste Mal am Zaun ihren Protest gegen 
das Projekt demonstrierten. Gleichfalls 
positiv zu bewerten Ist, daß es dem 
Innenministerium nicht mOglich war, die Demo 
zu verbiellen. Die GrOnde fOr den politischen 
Schwenk der Staatsmgierung, also auch der 
Anderung dar Polizeitaktik waren: 
1. Der aus ihrer Sicht ungOnstlge Vertauf dar 
Herbstaktionen '87 (siehe oben). 
2. Gauwellers Abgang, was dazu fOhrte, daß 
Polizeiprlsident Fenzl ohne StOrungen aus 
dem lmenmimteril.m agieren kDMte. 

Herbntktlonen 88 ln Wackertelort 

3. Die relativ gute Lagebeurteilung der 
Behörden bezOglieh der tatsichliehen 
Beteiligung von Gruppen und unserer 
Konzepte fOr de Demo. 
4. Dem Bestreben, in dar Offentliehkelt selber 
möglichst gut dazustehen, den 
Veranstalterkreis aber durch einige gezielte 
Falschmeldungen inllem zu ciskrecitleren. 
5. E"ine algemeine Sensibilislerung gegenOber 
Veranstaltungsverboten in Bayern. 

ln diesem Zusammenhang einige Sitze zu 
den "Verhandlungen• mit der Polizei: Schon 
beim ersten Gespräch zur Anmeldung der 
Demo bot das Landratsamt Gesprl<:he Ober 
Ver~Jwf und Route der Demo an. Unsere 
Vertreterinnen waren so Oberrascht. daß sie 
aufgrund falscher rechtlicher Oberlegungen 
zunlchst auf deren Vorstellungen eingingen 
(es wurde gesagt, die DWK habe außerhalb 
des Zaunea noch Privatgellnde, und dort 
dOrfe nicht demonstriert werden). Im 
Vorbereitungskreis wurde dies dann splter 
korrigiert, es sollte zum ZaUfi demonstriert 



werden, ohne die Er1ahrungen der letzten 
Jahre zu ignorieren. Bei der nadltolgenden 
mehrfachen Änderung der Demoroute war 
jedeamal ein Gesprlch im landrataamt 
erforderlich, an dem jeweils ein 
Polizeivertreter teilnahm. Außer dieaen 
Gesprlchen Ober die Route sind keinertel 
Absprachen mit der Polizei erfolgt, und es 
wird lle auch nicht geben. 

Wir aprachen una auf der Preasek9nferenz 
nach der Demo gegen paychologlsche 
Betreuung durch Michael KortfAnder vom 
lnatitut fOr Paychologie und .Friedena­
forachung MOnehen (IPF) aua, wfi wir von 
solcher Zuaammenarbeit nichts halten. Wtr 
wußten zu diesem Zeitpunkt nicht, daß das 
IPF nicht nur uns ein solches Angebot 
gemacht hatte, was wir ausschlugen, sondam 
auch der Polizei. Das IPF hat dann 
tatdchllc:h die Demo zuaammen mit deren 
psychologischen Dienst begleitet und 
auagewertet (aiehe den Beitrag zur 
AtommOikonferenz). Wir hielten diesea Info 
zuntchat fOr ein von Fenzr in die Weft 
geaetztea GerOcht, wlre uns das zum 
Zeltpunkt der Pressekonferenz bekannt 
geweaen, hltten wir uns achlrfatena 
distanziert. Daß dadurch nach außen der 
Elndr'udt entstanden ist. wir kungelten mit der 
Polizei, haben wir teilweise fOr bOswllig (Taz­
Kommentar), es entspricht jedenfalls nic:ht 
dan T atsac:hen. 

Zum Verlauf der Demo 
selber: 

Ausgehend von den Erfahrungen und von der 
Obertegung, daß seit Ober 2 Jahren jede Demo 
zum Bauzaum verboten worden war, wurde 
das Demokonzept der geschlossenen 
Demonatratlon auch Im Verbotsfalle zum 
Baizaun ohne Aufenthalt dort entwic:kelt. Die 
Überlegungen liefen dahingehend, daß nur 
Geschloasenhelt einen einlgermaßenen 
Schutz gegen Übergriffe biete. Wir gingen 
vom Verbot aus, entwickelten also ein 
Konzept mit drei Spitzen, das 
Geschloasenheit durch Megaphoneinsatz 
und einer Leitung der Demo mit erfahrenen 
Leuten vorsah. Es sah ferner vor, Sperren 
eben mit Hilfe dieser chi Spitzen zu umgehen, 
und achlleßlich jeden Ansatz for 
Konfrontation, dh. Durchbrechen der Sperren 
um jeden Preis und zu langen Aulenhalt am 
Zaun ITW5gllchat auszuschließen, da wir nicht 
sahen, daß eine militante 
Auseinandersetzung mit der Polizei eine den 
Wideraland welterbringende Perspektive in 
sich berge, Oberhaupt mOglich und 
wOnsc:henawert wtre, und wir ausschließen 
wol len, die Leute in dam Maße zu geflhrden, 
wie du Im letzten Jahr der Fall w•. Ober c:1e 
UmsetzbarUit dieser Vorstellungen Im Falle 
eines Verbotes oder einer Konfrontation mit 
der Poizei mOchten wir hier nicht spekulieren. 

ln dieaer Phase wurde verkannt, daß die Linie 
der Polizei eine YOIIig andere war, Ala Im 
letzten Jahr (ea wlre dem "Blaulicht", einer 
Propagandaschrift der Polizei in der 
Qberpfalz, zu entnehmen gewesen). Hier 
richte alch die mehr als halbherzige 
Beteiligung vieler Gruppen (selbatkritisc:h 
angemerkt entweder ganz, oder gar nicht -
bei allen Bedenken). Die organiaatorisc:he 
Kraft der letzten Jahre war aufgrund der 

skeptischen Beurteilung der Demo, bzw. 
aufgrund von Unlust nicht vorhanden. Die 
Konzepte der Demogruppe funktionierten 
nicht, die Zahl der Leute, die fOr etwas hltten 
bOrgen kOnnen, war gering. So wurde das 
eigentlich immer berechtigte Mißtrauen 
gegenOber der Polizei zum Sc:hiOssel einer 
fatalen FehlelnschAtzung. Die Notwendigkelt 
der strikten Geschlossenheit zum Schutz der 
Teilnehmerinnen war entfallen - nur fiel uns 
das im Vorfeld nic:ht auf. Waa dann ablief -
stlndige Megadurchsagen etc:. - war die 
konsequente WeiterfOhrung und Umsetzung 
dieser Fehleinsc:hltzung, was einem Tei von 
uns zwar bald klar wurde, aber nicht mehr 
aufzuhaben war. Die AnkOndigoog seitens der 
Polizei, Vermummte rauszugreifen, hielten wir 
dagegen fOr eine ernstzunehmende Warnung, 
ein weiterer Grund, Geachlossenheit- zu 
propagieren. An dieser Stelle fehlten uns 
Flexlbilltlt und Power, das Konzept 
umzulndem, und eventuelle Änderungen 
auch umzusetzen. Es herrschte zudem 
organisatorisches Chaos. Auc:h fehlte die 
Power, cie Demo stimmoogsvoller und bunter 
zu gestaleen, ein Fehler, der aber nicht nur auf 
das KoniO des Koordinationskreises ging. 

Nac:h der Demo war die (bOrgerliche) Presse 
voll des Lobes, auch von Seiten der Poftzei, 
so eine Demo habe man sich 8dlon immer 
gewOnscht, und die Veranstalter hltten die 
Demoteilnehmerinnen gut Im Griff gehabt 
Leider wurde danach sofort zur Tagesordnung 
Obergegangen, von unseren Forderungen und 
Positionen kam nicht viel rOber, leider auch 
aufgrund des "zu friedlc:hen• Verlaufes. Auch 
sonst ist noch einiges anzumerken: Ww haben 
Wolfg.ang Danleis (grOnes MdB fOr die 
Oberpfalz) angegriffen, da er Immer wieder 
versuchte, die Bewegung fOr sich zu 
instrumentalisieren (z.B. aich als Initiator 
hinzustellen). Wir werden auc:h weiterhin 
rechte BI-Kreiae und Landeavorstand der 
GrOnen ln Bayern angreifen, weil sie 
versuchten, unaere Vorbereitungen teilweise 
zu hintertreiben, bzw. nur die eigenen 
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Posillonen zu vefbraitan. Der l.andesvoratand 
versuchte z.B. zu veranlassen, alle 
bayrischen Kreiaverblnde aus dem Vet18iler 
dea Anti -WAA-BOros in Schwandorf 
herauszunehmen mit der BegrOndung, die 
Rundbriefe sollten zuerst an ihn seller gehen, 
von wo aus er ihn dann weiterleiten WOrde. Nur 
geschah die Weiterleitung nie. 

Fazit: 

Nach dem letzten Jahr mußten wir 
zurOckstecken , unsere AnsprOehe 
zurOc:kschrauben. Trotz aller Einschrln­
kungen, trotz des organisatorischen Chaos, 
und trotz der Gefahr der VerwAsserung 
unserer Positionen war es aber wichtig, die 
Demo gemacht zu haben, wichtig fOr die 
(voriAufige) ROckgewinnung der 
Veraammlungafreiheit, wichtig im Hinblick auf 
die Fortsetzoog des Widerstandes in Bayern. 
Wir dOrfen nicht jedesmal darauf schielen, 
neue Widerstandformen zu entwickeln, 
sondern mossen uns auc:h nac:h den 
polililchen Notwendigkeiten der jeweiligen 
Situation richten (Situation in der Oberpfalz, 
ErOrterungstermin, Baustoppforderung). Wr 
handeln nicht nach dem Mo._,: "Wer nichts 
macht, kann auc:h nichts falsch machen." 
Gerade in desem Zusammenhang fordern wir 
die linksradikalen Teile der Bewegung auf, 
slc:h wieder einzubringen und mitzumachen, 
um gemeinsam Fehler zu \181'meiden. Sonst 
sind wir bald in der Lage, daß die rechten 
Stromungen, SPD, Realos die Oberhand 
gewi wl8f'l, und wir rausfalen. Wr mossen aber 
Oberlegen, wie wir in der Zukunft die Grenzen 
des Machbaren wieder IIOfTOd<en k6nnen. 

Anti-At~BOro MOnehen 
Das Anti·Atom-BOro war maßgeblich an Vor· 
bereltung und DurchfOhrung der Herbstsk· 
tlonen '88 beteiligt. 

Herbataktionen 88 in Wackeradort 
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Wackeradort 

Aus dem wilden Westen 
ln konsequenter Fortsetzung der Politik, die 
sich seit dem Rodeo zu NOrnberg Im Januar 
'87 am ausdauerndsten Im Sattel gehalten 
hat, wurde letzten Samstag der alljAhrliehe 
Viehtrieb ln Wackersetort abgehalten. Nach­
dem Im letzten Jahr einige Rinder zu Scha­
den gekommen waren, leisteten die Cowbe> 
ys und -glrls von KB/Radi-Aktlv, MOnchner 
Anti-Atom-Boro u.a.m. diesmal ganze Ar· 
belt. Bereits vorher setzten sie sich mit den 
Bewachern der Großen Ranch von Wackers­
dorf an einen Tisch und es Ist Ihnen gelun­
gen, diese in zähen Verhandlungen davon 
zu Oberzeugen, daß sie willens und in der 
Lage sind, auch großen Herden zu treiben, 
ohne daß einzelne ausbrechen oder gar eine 
Stampede wie Pfingsten '86 entsteht. Und 
so erlaubten die mAchten Rancher den 
Vlehtrleb, auch weil sie Ober ihre Späher 
wußten, daß so gut wie keine wilden Bottel 
in der Herde sein worden, die in Ihrer Eigen­
sinnigkeit immer selber bestimmten wollen, 
was sie tun und was nicht. 
Unsere Cowboys und -glrls setzten natOrllch 
alles daran Ihr Versprechen elnzuiOsen. 
John Wayne persOnlieh leitete den VIehtrieb 
vom Feldherrnhagel aus. Das Vorgehen war 
sehr subtil und unsere Cowboys und -glrls 
verstanden es, die tatsAchlichen Anforde­
rungen der großen Rancher zu verschleiern. 
So brachten sie einen Teil der Herde, der auf 
der falschen Seite trabte, mit dem Vorwurf 
"Spalter" auf den rechten Weg zurock, und 
am Zaun der Großen Ranch trieben sie die 
Herde mit "es staut schon wieder" und "die 
anderen wollen auch noch was sehen" wei­
ter. Und so kam es, daß selbst die Weide vor 
dem Zaun der großen Ranch kaum von ei­
nem Rind zertrampelt wurde, und auch 
sonst fast alles nach dem Plan unserer 
Cowboys und -glrls und der großen Rancher 
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verlief. Nur als eine Horde der verhaßten 
braunen Kojoten auftauchte und grOßere 
Unruhe aufkam mußten die gronen Cow­
boys der mllchtlgen Rancher eingreifen, die 
sonst Im gronen Wald versteckt waren. Sie 
schOtzten die braunen Kojoten und nahmen 
2 unerfahrene Rinder in Obhut, die nicht 
gleich vor Ihnen davongelaufen waren. Als 
die Herde sich darOber aufregte, steilte sich 
ein einziges unserer Cowglrls heldenhaft 
vor die gronen Cowboys um diese zu schot­
zen und trieb die Rinder nach Wackersdorf 
zurOck. 
Die Herde muhte zwar ein wenig, aber unse­
re Cowboys und-girlswußten viele damit zu 
beruhigen, daß sie den mächtigen Ranchern 
eine "große Niederlage" zugebracht hätten. 
Außerdem vertrOsteten sie die Herde dar­
auf, daß sie wieder mehr zum Beißen be­
kommen worden, wenn in den nllchsten 
Jahren die Transporte der GroBen Rancher 
mit DampfrOssern und Planwagen begin­
nen. 
Die großen Rancher waren sehr zufrieden 
mit unseren Cowboys und -glrls, und verOf· 
fantlichten ihr Lob auch in den Zeitungen. 
Das paßt unseren Cowboys und-girlswirder 
gar nicht so, weil sie Angst haben, daß sich 
an den Lagerfeuern der Prllrie die Erkennt­
nis durchsetzt, daß sie Hand in Hand mtt 
den großen Ranchern arbeiten, wo sie 
selbst doch weiterhin glauben und vorge­
ben Widerstand gegen diese zu leisten. Und 
auf die Dauer kOnnte es Ihnen dann so ge­
hen wie Ihren Kollegen von der Frledensbe­
wegun~. die fOr ihre VIehtriebe kaum mehr 
Rinder finden. 
Aber vielleicht kriegen unsere Cowboys und 
-glrls dann eine"! Job bei den mächtigen 
Ranchern, weil diese fOr die Beherrschung 
von Rindern und wilden BOtfein eine Un­
menge von Unter- und Obercowboys, Gas­
granaten, wasserspuckende UngetOmer 
und ähnliches Zeug brauchen, was auch 
noch Unsummen von Gold verschlingt. Und 
da sind unsere Cowboys und -glrls doch viel 
effizienter und billiger. 

einige Indianer aus MOnehen 

Stimmen vom 
Lagerfeuer 

Liebes MUnchener Anti-Atom-Plenum, 
Kannste mir bitte mal erl</ären, was die­
se komischen .Herbstaktionen• soll­
ten? Immerhin renn ich seit Jahr und 
Tag deinen Einladungen folgend mit 
Kind und Kegel auf deine Treffen, De­
mos, Veranstaltungen und all sowas. 
Aber langsam, sag Ich dir mal, fehlt mir 
da 'n b/Bchen der Sinn bei der ganzen 
Schoße/ Also da rennen hin und wieder 
einige tUnt- ode; zehntausende Irgend· 
wohin, da redet hin und wieder einer 
von euch 'n paar kräftige SprUche da­
her, da 1</oppt man sich und lflBt sich 
räumen und weiB der Teufel was noch 
alles ... 
Und heraus kommt dabei gar nlx. 
Also daB Ihr, IHR, Radlkallnskls mlt'm 
Mega rumrennt und fUr einen geordne­
ten Demonstrationszug Im Sinne der 
Polizei garantiert, das hlltt Ich nie ge­
dachtf 
Aber auch sonst Was soll das Protest­
spiet? Du redest von .Sabotasch~ a.ber 
so das BaggeranzUnden und Mastsä· 
gen fs ja wohl nlch so effektiv, oder? 
Mein Neffe zum Beispiel, der arbeitet 
Im Umweltmlnlsterlum, der kijnnte sa­
botieren, sag Ich dir/ Oder der Sohn 
meiner Freundin: ts so'n Computer­
mensch, was der alles kaputt machen 
ki$nntel Aber wenn Ich dene Kerls da 
was vom Atomwiderstand erzähl, da sa­
gense: Ja, ja Tantchen, du und deine 
Sekret 
FrUhers hab Ich dann Immer noch mit 
flammenden Worten diskutiert. aber 
jetzt. da denk Ich mir oft. Recht haben 
die! Wie mittelalterliche GeiBierzUge 
kommen mir die Demos vor, Faschlng­
strelben, Defiliermarsch vom SchUtzen· 
verein. 
Liebes Anti-Atom-Plenum, denk dir mal 
was geschelts aus, was die 50.000 Leu­
te tun könnten, außer so als AbiaBzah­
lung einmal Im Jahr 'n biSchen Schwe/8 
auf sonem Marsch zu vergießen/ 
Also, wenn Ihr so weiter macht, dann 
seid Ihr nämlich wirklich nur die nUtz//~ 
chen Deppen Im groBen Demokratie­
spiel! 
Und die gutmeinenden Leute, die euren 
Aufrufen folgen, die verarscht Ihr ganz 
grUndlicht 
Kampf oder Krampf? 

gez. Ntschotschl Namtos 



Wie WAA-Gegnerlnnen 
erlaBt werden 

Auf der letzten AtommOllkonferenz in NOm­
berg (4.-6.11.88) wurden ln der AG Kr!mlnali· 
slerung von AG SPUOOK der BlgAM zwei 
Projekte vorgestellt. Zum einen sich starker 
mit SPUDOK Oberpfalz zu beschaftigen. 
Zum anderen die Folgen der Verdatung for 
die Ostern 1986 in Hofansletten festgenom­
menen 281 Menschen zusammenzutragen. 
Diese sind wohl ausnahmslos ln die "Ar· 
beltsdatei PIOS Landfriedensbruch" gewan­
dert, welche den meisten sicher unter dem 
Namen "Störerdatel" geläufig Ist. 

SPUDOK in der Oberpfalz 
und anderswo 

SPUrenDOKumentationssysteme werden 
von der Polizei nach ersten Tests in 
Nordrhein-Westfalen ganz zu Anfang der 
80er zunehmend verwendet. Jedesmal wenn 
ein SPUDOK-System auffolg, gab es groBes 
öffentliches Aufsehen, so z.B. 1982 ln Göt-

. tlngen und Hannover. Im August 1985 konn­
ten die BI LOchow-Dannenberg und der EA 
Gorleben sogar Ihnen zugespielte Auszage 
aus SPUDOK Wendland prasentlereJl. 
Wie funktioniert SPUOOK? Es dient polizei­
offiziell der Sammlung unbewerteter Daten 
ln Ermittlungsverfahren. ln Wirklichkeit 
sieht es dann so aus, daS alles was nach 
Widerstand riecht eingespeichert wird. 
Geht belspielsweise Mensch X zu einem po­
litischen ProzeB oder ln die falsche Kneipe, 
kann er ebenso schnell in SPUDOK wandern 
wie Y, der leserbriefe schreibt und dazu 

noch mit dem Auto in der Nähe anschlags­
relevanter Baustellen parkt. All diese Daten· 
satze sind Im Gegensatz zu anderen Datei­
en Ober ziemlich viele Merkmale abrufbar, 
wie bestimmte Tage, Uhrzeiten, Personen, 
KFZ usw. usf. So sollen mit Hilfe der EDV 
Zusammenhange aufgedeckt, Datensatze 
verknOpft und letztendlich Täter err.ni~telt 
werden. Dabei sollen mit SPUDOK auch die 
relevanten Daten vom wertlosen Daten­
schrott getrennt werden. Denn letzterer wor­
de, sollte er z.B. an die verschiedenen PIOS. 
Dateien weitergegeben werden, dort die 
Bullen mehr stören als Ihnen nutzen. Wenn 
es fOr eine "normale" Anklage nicht reicht, 
konstruieren Polizei und Staatsanwalt­
schaft auch aus völlig belanglosen Daten, 
wie Knelpenbesuchen, eine "RAF.-Sod" oder 
anderes um die Betroffenen doch noch ver­
knasten zu können. 

Bis auf gelegentliche Erwähnungen ln der 
taz und einen Artikel Im Oberpfälzer hat 
SPUDOK Oberpfalz bi sher nicht die bundes­
weite Beachtung gefunden wie anderorts . 
Doch die von Betroffenen wie Interessierten 
hier und anderswo gesammelten Informa­
tionen sollten gemeinsam mit verstärkten 
Bemohungen vor Ort, das Repressionsin­
strument SPUDOK in der Oberpfalz in der 
Region und bundesweit zum Thema zu ma· 
chen und soweit wie möglich SPUDOK an­
zugehen. Über die Mittel sollten die Beteilig­
ten dann noch heftig diskutieren, z.B. Ober 
das Kosten/Nutzen-Verhaltnls bei Klagen 
(auf Offenlegung der gespeicherten Daten) 
und Ihre politische StoBrlchtung. 

Wackerseiort 

HolensteHer "Störerdatel" 
Am Ostersamstag, dem 29.3.1986 machten 
die Bullen das Anti·WAA·Zeltlager in Hofen­
stetten platt und nahmen 281 Menschen 
fest. Oie ED-Behandlung war lncluslve. Als 
Vorwand diente eine StraBenblockade, wel­
che am Freitagnachmittag (!) einen Polizei­
wagen sowie Fernsehteams des Bayeri­
schen Rundfunk (ARD) und dem ZDF zum 
Halten brachte. Dabei wurden auch Steine 
und andere Flugkörper verwandt. Sie fand 
auf der Verbindungsstraßen zwischen Ho­
fenstetten und dem Bahnhof Altenschwand 
statt. Den nicht vorhandenen direkten zeltll· 
chen und örtlichen Zusammenhang stellte 
die Polizei tellweise selbst fest, was sie 
nicht daran hinderte, um so wilder drauflos 
zu konstruieren. Es wird angenommen, daS 
wohl allen Festgenommenen zumindest ein· 
facher Landfriedensbruch vorgeworfen wur­
de, womit sie automatisch ln der "Arbeits­
datei PIOS Landfriedensbruch" land~en. 
PIOS steht fOr Personen, Institutionen, Ob­
jekte, Sachen. Dieser Dateityp wurde ur­
sprOngllch entwickelt um RAF, Roter Zora 
und anderen mit Computerhilfe beizukom­
men. Mit der Zeit wird PIOS ahnlieh wie 
SPUOOK auf weitere Bereiche ausgedl;!hnt. 
Diese Datenschatten hatten in einigen be­
kanntgewordenen Fallen schon recht 
knackige Folgen. So reichte in einem Fall 
die bei der Grenzkontrolle gefundene HaB· 
kappe und die Einspeicherung ln der "StO· 
rerdatei" for 31 Stunden Präventivhaft in 
Berlin anlaSlieh des Reagan-Bes·uches am 
11./12.6.1987. Theoretisch fliegtmensch aus 
der Datei, wenn das Verfahren wegen land· 
friedensbruch eingestellt wird. Während in 
Sachen Hofenstetten die Einstellung man· 
gels Irgendwelcher "Beweise" mit an Si· 
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
vonstatten ging, lief die Speicherung weiter, 
wie der Berliner Fall zeigt. 
Möglicherwelse laBt sich auch hier Ober die 
Verwaltungsgerichte ein Streichung, wenn 
auch nur aus dem offiziellen Register, errei· 
chen. Das 'kann aber Im Einzelfall bedeuten, 
eine Demo oder Aktion mitmachen zu kön· 
nen, statt sie nach 36 Stunden Im Knast in 
der Tagesschau zu bewundern ... 
Das soweit zu SPUDOK Oberpfalz und der 
"Störerdatei". Interessierte und Betroffene 
melden sich bitte bei der BlgAM, AG SPU­
OOK, c/o KFZ, Schulstr. 6, 3550 Marburg/ 
Lahn. Jeden Donnerstag dort ab 20 Uhr un­
ter 06421/13898 zu erreichen! 
Nach dem mehr oder minder starken Echo 
wird sich dann entscheiden lassen, ob und 
ln welcher Form die Projekte ausgefOhrt 
werden. Die Kriminalisierungs-AG der AMK 
ln NOrnberg fand sie unterstotzenswert. 

CS-Gaa-Einaatz "rechtens" 
Der Einsatz von CS·Gas, bei dem Ende 
März 1986 am WAA-Bauzaun Tausende 
Menschen vergiftet (z:r. mit Dauerschä· 
den) und ein asthmakranker Mann ge· 
tötet wurden, ist vom Bundesverwal· 
tungsgericht endgültig für rechtens er· 
klärt worden. Das BVerwG hob einen 
anderslautenden Spruch des Verwal­
tungsgerichts Regensburg auf. 
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slgne·Forschungen in der BRD schon während 
der sozial-liberalen Koalition, Berichte darüber, 
die von Helmut Schmldt persönlich aus der 
,.Zelte gekantet werden; Plutoniumtransporte Im 
Kofferraum von einfachen PKWs; Zusammenar· 
belt bundesdeutscher Atomfirmen mit mllltlri­
I!Chen Stellen, vom Bunctesverteldlungsmlnsterl­
um bis zu den berOohtlgten U8-Waffenlabor8 
Los Alamos und Oak Rldge undsowelterundso­
fort. 

8n Belspiel für die VIelfalt der Verdachtsmo­
mente: Logischerwelse sind die Nukleartran­
sportein letzter Zelt Ins Blickfeld geraten. Des­
halb hat der Bremer Senat eine Uste aller nukle­
aren Ein· und AusgAnge während des Jahres 
1987 Im Hafen von Bremerhaven herausgege­
ben natOrllch um zu bekräftigen, daß alles seine 
OrdntM'Ig hat. Aus den Tabellen geht eine un­
glaubliche Vielzahl aller möglichen nuklearen 
Sendungen aus und in alle Teile der Weit hervor. 
Sich auch typisch marktwirtschaftliches Chaos, 
aber wirklich nur das? Erwähnen· wir am Rande, 
da8 Ludwlgshafen, die Heimat Helmut Kohls, als 
Zielort unmfangrelcher Ueferungen sOdafrlkanl­
schen Natururans angeben wird, was ohnhln ei­
ne Sauerei Ist. DarOberhinaus wird in Ludwlgsha­
fen gar kein Uran verarbeitet, jedenfalls 1st bis­
her nichts dergleichen bekannt geworden. 

Nächster Punkt: Kobalt Oberall in der Weit. Ko­
balt 60 1st eine der älteaten Strahlungsquellen. 
Es sendet gleichzeitig Beta- und Gammastrahlen 
aus und wird für medizinische Zwecke, fOr Sterl· 
llslerungen, fOr Ausbildung in der Strahlentech­
nik u.ä. verwandt. Kobalt 60 Ist nur in dem Maße 
gefährlich, wie radioaktive Strahlung als solche 
gefährlich Ist, aber es lat kein für die Militärs In­
teressanter Stoff. Komischerweise begegnen 
wir Kobalt als Verunreinigung in sehr vielen Mol­
Fässern von Transnuklear, obwohl es mit der 
Kernspaltung nichts zu tun hat. 

Daß die BRD Kobalt 60 aus Kandada und den 
USA bezieht, obwohl sie solches sicher seibat 
mühelos produziert, registriert man halt. Daß Ko­
baltsendungeri aus Nordamerika erst einmal in 
den Bremerhavener Transit gelangen, bevor sie 
an alle möglichen Länder weltergehen • na 
schön. Rätsel des Weltmarkts. Parklstan will Ko­
balt, Ubyen will Kobalt, Polen will Kobalt. Aber 
warum zum Teufel will Osterreich Kobalt aus SO· 
dafrlka um es anschileBend • Ober Transit Bre­
merhaven • nach New York zu exportieren, wo­
bei das Ziel New York gar nichts heißen muB, 
wenn wir an die »Swapsc Im Nuklearhandel den· 
ken. Und warum 1st diese Kobaltsendung nach 
Verlassen Wlens um genau vier Kilo schwerer 
als vorher? Braucht die Industrienation USA, die 
Kobalt an die Industrienation BRD exportiert, ih­
rerseits sOdafrlkanlsches Kobalt aus Wien? Das 
1st doch Schwachsinn • es sei denn, die vier un­
scheinbaren, in Wien hinzugekommenen. Kilo­
gramm enthaltten etwas Interessantere als das 
gewöhnliche Kobalt 60. 
Südafrika wiederum bezieht Kobalt 60 aus 

Wildbad im Schwarzwald. Hier wie da sind aber 
keine Atombetrlebe, jedenfalls keine, von denen 
mann gehört hätte. Trotzdem 1st Wlldbed als 
Umschlagsplatz 1m Nuklearhandel aktiv, nicht 
nur daß es nach SOdafrlka exportiert, es lmpor· 
tlert auch aus den USA, und zwar genau gesagt 
Kobalt 60 und Amerlcum 241. Diese Kombina­
tion in ein und derselben Ladung, wie es die Bre-

merhavener Uste zeigt, 1st medlzlnlscherselts 
völlig sinnlos. Es gibt keinen Grund, die beiden 
Strahlenquellen Kobalt und Amerlcum zu kombi­
nieren, schon gar nicht in Wildbad. Und doch 
taucht, womit der lange Exkurs deutlich wird, ge­
nau die gleiche Kombination mlndeatens in elnl· 
gen Mol-Fässern von Transnuklear auf, z.B. das 
in BrunsbOttel gefundene Fa:. Dort aber 1st die 
Kombination, jedenfalls nach offizieller Aus­
kunft, wenigstens nicht beabsichtigt. Was geht 
hier eigentlich vor? 
VIelleicht gibt es bei der Deklarlerung radioakti­

ver Transporte eine verglelchbere Praxis wie bei 
der Angabe radioaktiver 
Umweltbelastungen.Nach der Katastrophe von 
Tschernobyl war es Oblich, daß nur die Strahlen­
belastung durch das am atärksten strahlende 
Isotop, seinerzeit Jod 131, gemeldet wurde. An­
schließend war meist von Caeslum 137 die ·Re­
de, welches mit seiner Halbwertszelt von 30 
Jahren nach Abklingen der kurzlebigen Zerfall­
sprodukte die Strahlung von Tschernobyl domi­
niert. Diese Praxis verschwelgt die ebenfalls vor· 
handene, physikalisch nicht so starke, blologl· 
sehe aber gefährlichere Strahlung der anderen 
Bestandteile des ukrainischen fallouts, vor allem 
Strontium 90 und Plutonium. 

Stellen wir uns vor, bei bestimmten Atomtran­
sporten wird auch nur der ,. Hauptatrahlerc oder 
das »Leetlsotopc angegeben. Dann könnten alle 
möglichen Atomtransporte als Kobalt 60 Sen· 
dungendeklariert sein. Denn als relativ starker 
Strahler Oberdeckt dieser Stoff zahlreiche ande­
re Nuklearmaterlallen • unter der Voraussetzung, 
daß bel den sicher ohnehin spärlichen Kontrol­
len nur die Gesamtstrahlung gemessen wird. 
Und so Ist es ja auch: bei Atomtransporten wird 
nur die Dosisleistung an der Oberfläche gemes­
sen, nicht aber das Spektrum, nicht die elnzel· 
nen Beatandteile der Strahlung. Das wäre ein an­
derer MeBvorgang, der andere Instrumente er· 
forderte. Dann aber könnte der allzu rege Inter· 
nationale Kobalt·Handelln Wirklichkelt Spaltstof­
fe wie Uran und Plutonium, AtommOll usw. ent· 
halten. Darauf weist Obrlgens auch die außerge­
wöhnliche Sendung von KobaltundAmerlcum 
hin; denn Amerlcum 1st häufig ein Indikator für 
Plutonium, weil es als Zerfallsprodukt eines Plu­
tonlumlsotops, PU 241, entsteht. VIelleicht führt 
das auch zu einer Erklärung der seltsamen 
Kobalt-Verunreinigungen in den Mol-Fässern 
von Transnuklear. 

Nun gab es aber,wle allgemein bekannt, am 14. 
Januar diesen Jahres den Paukenschlag, daß 
auch von der bOrgerliehen Öffentlichkelt erst· 
mals ein »Ungeheuerlicher Verdachte diskutiert 
wurde. Zwar habe nicht die BRD den Atomwaf· 
fensperrvertrag gebrochen, aber fOr möglich ge­
halten wurde immerhin, daß die Hanauer Trans­
nuklear an der Ueferung von waffenfähigem Ma· 
terlal nach Parklstan und Ubyen beteiligt gewe­
sen sein könnte: Der Verdacht war ganz konkret: 
mal war von zwei Fässern mit Uran oder Plutonl· 
um die Rede, mal von 45 kg hochangerelcher· 
tem Uran. Reedereien, Speditionen und Tran­
sportwege, etwa der LObecker Hafen, wurden 
genannt. Diese ganz konkreten Vermutungen 
Iiessen sich angeblich nicht erhärten. Allerdings 
war die Öffentlichkeltsarbeit der Politiker und 
Armenleitungen auch geeignet, die vorhande­
nen realen Spuren unter einer Lawine von Spe­
kulationen und Sensationen verschwinden zu 
lassen. Nach allen möglichen ROckzlehern, bei 

denen Volker Hauf von der SPO ein besonders 
klägliches Bild abgab, forderte die Bundesregie­
rung dazu auf, die »schädlichen Verdächtigun· 
gen endlich zu unterlassen, und allmähtlieh folg­
ten Ihr die Medien. 

8ne geneuere Untersuchung der Vorgänge in 
Hanau und Molläßt aber umgekehrt die Zweifel 
am rein zivilen Charakter der Atomtechnik schier 
Ins Uferlose anwachsen. Man könnte sagen, es 
gibt nicht, was es nicht gibt. Ober es gibt alles, 
was es eigentlich nicht geben dürfte. Abge­
brannte Brennelemente, die wegen ihres Pluto­
niumgehalts Interessant sind und daher der 
IAEO-Kontrolle unterliegen, werden zum belgi­
schen Mol gefahren, obwohl die dortige WAA 
Eurochemie offiziell seit 197 4 stillgelegt 1st und 
folglich nicht mehr kontrolliert wird. Abgebrann 
te Brennelemente werden auch nach 
KarlstelniBayem gefahren, wo es gar keine WAA 
geben sollte, sondern nur die KWU und eine 
NUKEM-Niedertassung, von der es immer hieB, 
daß sie nicht zu den atomaren Abteilungen des 
Unternehmens gehöre. Mindestens gibt es dort 
also ein gröBere, bisher unbekanntes Zwischen­
lager. Abgebrannte Brennstäbe werden auch 
nach Geeathacht bei Harnburg gefahren, wo es 
auch keine Wlederaufarbeltung gibt, sondern ei­
gentlich nur ein »abgebranntesc lnsltut zur Ent­
wicklung von Schlffsreaktoren. Abgebrannte 
Brennstäbe werden 1987 von Geesthecht nach 
Bremerhaven gefahren, ohne in der dortigen Ha­
fenllste von 1987 aufzutauchen. 

Abgebrannte Brennelemente liegen schileBlieh 
schon zerschnitten in den Abklingbecken eini­
ger Atomkraftwerke, und dementsprechend 
werden auch Brennstabs-Segmente transpor­
tiert, was Abzweigungen enorm erlelchert und 
die IAEO-Methode, das spaltbare Inventar der 
AKWs zu versiegeln, zur Karikatur degradiert. Al­
le diese Verdachtsmomente deuten darauf hin, 
daß es unbemerkt von der Öffentlichkeit, die auf 
Wackeredorf starrt, eine Reihe von Labors, von 
kleineren »GiftkOchene gibt, in denen Wiederauf· 
arbeitungstechnlken zur Extraktion von Plutoni­
um praktiziert werden. Und tatsächlich hat es in 
MQI ja die sog. ,.Naßveraschungc gegeben, bei 
der 'nicht aus abgebrannten Brennelementen, 
aber aus plutonlum-haltigen Betriebsabfällen ei· 
nlge Kilogramm des Stoffes gewonnen wurden. 

Noch bequemer WOrde sich ein unkontrollierter 
ZUgriff auf Uran gestalten, wenn er von den Ver­
antwortlichen in Atompolitik und Atomwirtschaft 
gewünscht wird. Als sich die Wellen· des Beste­
chungsskandals schon wieder gelegt hatten, 
wurden bei Transnuklear 6,6 Tonnen nicht ange­
meldete Uranvorräte »entdeckte. Von NUKEM 
wurde gang nebenbei bekannt, da8 die Rrma ei­
ne strategische Uranreserve des Bundes von 
Ober 600 Tonnen· ,.verwaltete. Von der 
nordrheln·westfälischen Spedition Braunkohle, 
einer RWE·Tochter, erfuhr man (Immer noch 
man? d.S.), daß sie 800 Tonnen Uran lagert, 
200 Tonnen mehr als genehmigt. Freilich wird 
es sich bei diesen gewaltigen Mengen zum Teil 
um noch nicht bearbeitetes oder noch nicht an· 
gereichertes, keinesfalls um waffenfähiges Uran 
handeln. Das WOrde man je nicht hier und dort 
rumliegen lassen. Gleichwohl sind die Genehmi­
gungsQberschreitungen relevant, denn man muß 
das Uran gewissermaßen schon beim 8ntrltt in 
den Brennstoff,.kreislsufc der Kontrolle entzie­
hen, damit Bilanzverluste am Ende nicht auffal­
len. Und was macht~ eine merkwürdige, in der 
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Öffentlichkelt bisher kaJm aufgefallene Firma 
wte die u~ Gewertlachaft 
BnJndhllde Im ~ Ellweller, 
au8er daS sie, was wtt1<11ch 8Chllmm genug Ist, 
ertlebllch die Umwelt belastet lrixt die Geetm­
helt der Menachen ln Ihrer Umgebung auf8 Spiel 
setzt? Ja, auch dle8e Einrichtung hat neben M­
del'en Tltlgkelten Ihren ganz apezlflachen wer­
dachtlgenc Sinn: Oie Gewel1<achatt Bnrilllde 
kann das Im Schwarzwald, 
MenzensohwMdiFeldberg, geschOrfte eigene 
westdeutaohe Uran welterverwbelten. Wozu 
daa geaohleht, Ist wledenJm ln Schweden be­
kaMt geworden, wo ee einen VOIHg p!n1lelen 
Vorgang gab: Ein Land, das )8n8elt8 der IAEO­
Kontrollen ein mllltArisohee Atomprogramm oo­
terhllt, braucht unbedingt einen eigenen, lnJin. 
dlsohen Uranabbau, ael er auch noch so urnn­
tabel. 

Doch der eigentliche Kern des Tnmnuklear&­
kMdals lag ln der falsc:hen ~ del' Ab­
fallflsser. Dazu hat man der Öffentlichkelt die 
folgende Veralon prAsentlert: TN hat nach Mol 
Atomkraftwert<sabl geliefert, der zu stft 
strahlte und deswegen ln Mol nicht beatleitet 
werden konnte. Mol hat an die AKWs, wiederum 
Ober Transporte von T1'81'181lUklelw (TN), kondl­
nonlerte AbfallfAsser zurOokgellefert, die %1.111 

Teil nicht westdeutschen, sondern belglachen 
Abfall enthielten. Dieser ww mit Spuren von Plu­
tonium und Kobalt, gelegentlich auch mit CAalum 
versetzt. All das ww nicht korrekt, aber auch 
nicht dramatisch, heiBt es heute. Einerseits ael­
en die Spuren von Plutonium - tnagesamt IW108b­
llch 200 Mllllgnvnm - unter del'n Geslc:htspU'lkt 
der Prolieferation viel zu gering. ~ 
Oberschreite die Strahlmg del' zunJckoellefer­
ten Flsser nicht die genehmigten Werte, und 
daa wenige Plutonium ael ln den verfestigten 
Gebinden ungefllhrllch. So welt die offizielle 
Version. 
Aber eine Spur Ist eine $pur. Es 1st ldlotlsoh, zu 

sagen, da 1st ja nur eine Spur, das kOnnen wir 
vergessen, Sondern man(sohon wieder d.S.) 
mu8 die Spur natOr11ctr verfolgen. Es gibt also 
nur kleine PhAnomene, aber dleae kleine Phäno­
mene welaen auf gröBere Phänomene hin. Ge­
ringe Plutoniumverunreinigungen alnd Irgend­
wann einmal von einer gr08eren Plutoniummen­
ge verursacht worden, und das gleiche gilt fQr 
die Caeslum- und Kobalt-Spuren. Solange T~ 
fer. Weltmann, Welmar,NUKEM, Transnukleer, 
Mol. Euratom und IAEO nicht sagen, wo die Spu­
ren heri<ommen und so 8le hlnfQhren, werden 
wir einfach betrogen. Zum Belspiel,wenn man 
behauptet, die Verunreinigungen seien durch 
.Querkontlmlnlerungenc und Vermischungen 
bei del' Konditionierung ln Mol entsttmen. ln 
mindestens 321 Mol-FAssern wwen noch einmal 
Stahlzylinder einzementiert - ein •FaB Im FaSe -. 
und erst da1n befand sich der radioaktive AbfalL 
Da wurde nicht vermischt, da wurde nur ver­
steckt und zww mit erheblich mehr Aufwand als 
bei del'n uraprOnglloh vermuteten Versteoken­
ch.wchvermlsohen. Aber warum dieser Aufwand 
getrieben wurde, obwohl die RadloaktlvltAt des 
Inhalts angeblich - nicht höher ww als bei 
schwachradioaktivem Abfall Oblloh, daa bleibt 
ein Rätsel. 

Plutonium- und CAslumspuren verweisen auf 
abgebnlnnte Brennelemente. Folgtloh können 
die Spuren zwei Ursachen haben. Die eine Mög­
tlohkelt Ist, daS an Irgendeiner Stelle heimlich, 
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INI'lQemeldet, unkontrolllert abgebramte Bren­
nelemente beatlettel WU"den und da8 man sich 
<J0Be MOhe damit gegeben hat, den Betr1ebsab­
fall dieser JGiftkOohec verschwinden zu lassen, 
damit sie unentdeckt bleibt. Dann gAbe es also 

unangemeldete WlederauferbeltW1Q8fU1d ln­

kontrollierte PlutonlunYeservolra. Oie wird man 
kaum fQr zivile Zwecke anlegen. 

Die Zweite MOgllchkelt besteht darin, da8 unter 
del'n AuehllngeaohJid des 8Chwaoh- bis mittelak­
tiven Abfalls abgebral n 1te Bra wlelemente selbst 
transportiert WU"den. Relal1v problemlo8 zu b&­
wert<stelllgen w1n das allerdings ru dem, 
wenn dleee Brennelemente einen geringen Ab­
brand hatten. Genau das 1st jedoch der Intera­
santeste l>AtommOic, denn er enthAlt mllttlll18c:h 
llUtzblne Plutonium 239. 

Schwach bestrahltes Uran - ein haimloe und 
beruhigend klingeilder ~ - hel8t daher faet 
Immer, das Waffenplutonium Im Spiel Ist. Bei 
aohwactl bestrahltem Unin bekommen die Mlll­
tilr8 lange F.lager, und wir eollten lange Ohren 
bekommen. Schwach bestrahltes Uran kOnnte 
auch als sohwaoh-bls mittelaktiver Abfall ctel<l& 
r1ert gesotm.lggelt werden und geec:hmuggelt 
worden eeln. Olea 1st nicht einmal eine beson­
ders bOaartige V~. Im Mal letzten 
Jahres stellte sich ln Hanafheraus, da8 NUKEM 
die ltv' genehmigte Umgangsmenge mit 80hwaoh 
bestrahltem Uran (30 kg) um das Achtfache 
brachritten hatte. Ein Teil davon, 100 kg wur­
de auf Anweisung der hessl8chen BehOc'den ln 
den staatlichen Plutoniumbunker bei Alkern ge­
bracht. Mindestens eine Zeltlang hat NUKEM al­
so unbeaufslohtlgt mit solchem Matertal hantiert. 
NUKEM war auch die Firma, die~ 
Ben lJrM -angeblich ln Naturzusammensetzung -
als 8Chwaoh- bis mittelaktiVen Abfall von Trans­

nuklear nach Mol und zurOok bringen lieS. 1n 50 
Fäsaenl, die ln Hanau lagern, fanden sich Immer­
hin rund 750 kg Uran, ein Zehntel des Gesamtln­
halts der FAsaer. NUKEM hat damit erwle8ener· 
ma8en Spaltstoff als -Abfall« betördem lasaen. 

Im Zusammenhang mit der sohwaohen Be­
strahlung oder del'n niedrigen Abbrand gibt es 
seit Ober einem Jahr Immer wieder Vermutt.n­
gen, da8 auch aus kommerziellen Reaktoren 
nach Sohnellabsohaltungen solche Brennel&­
mente belaetegesohafft worden sind. Als hypot­
hetische Möglichkelt taucht dies selbet ln kon­
servatiVen Zeltunge wie del' FAZ oder del' Neu­
en Zürcher Zeitung auf. 

TatsAchtloh ging es bel den Transnukleat· 
Bestechungen mindestens einmal auch um » 
gebrannte Brennelemente und nicht um 
schwach- und mittelaktiven Abfall, was ja nur 
kontaminierte Arbeltskleldung, Reinigungsmittel 
und ahnllohes nicht ~es Matertal sein solt­
te. Diese Btennelemente tagen zerschnitten 1m 
Abklingbecken des AKW WOrgaaeen. Der zu­
ständige Entsorgungssachbearbeiter der 
Pr9U811en-Eiektra stand an der Spitze der 
schwarzen l.Jate von Transauklear, bekam also 
die hOohsten Sohmlergelcl)etr8g. Er nahm sich 
Im Apr111987 das Leben. Vom AKW WOrgasaen 
sind Oberdurchschnittlich viele Sohnellabeoh3l­
tlrlgen gemeldet. (siehe 2001 : Wer 1st wer ln 
der Atornlncbltr1e).. 

MllltAr18c:he Ambitionen eines zivilen Atompro­
grwnms kann man (schon wtedertl d.S.) an be­
sten daran ablesen, wieviel Waffenplutonium ein 
Staat· besitz. Umweltminister Töpfer machte 
kOrzlloh bekannt, da8 sich Im Pk)tonlumbunker 
bel ALKEM Insgesamt 2,5 Tonnen des Stoffs 
befinden. Ober die Qualltit deaes Plutoniums 
Au8erte er sich nicht. Olea bleibt nach wie vor 
ein streng gehütetes Staatsgehelrmla. Die Boo­
deareglerung wird schon wtsaen warum. 

Detlef zum Winkel 7/88 



»Zeit für ei• neue OHensive« 
Unter diesem Motto hatt.e die Landeskonfe­
renz der schleswlo-holatelnlschen BOrger­
Initiativen torden 29.10.88 zu einem Arbeits. 
aemlnar nach Rendaburg eingeladen. Die 
Idee dazu stammte bereits aus dem ~ 
mer. Eine Gruppe nordfriesischer Bis hatte 
die Idee, in Rendsburg einen Aktionstag zu 
veranstalten. Aendsburg Ist Sitz der 
SCHLESWAG, der "Vertelltochter" der PRE· 
AG ln Schleswlo-Holsteln. Mit dem Aktions. 
tagsollte darauf hingewiesen werden, daß 
die SCHLESWAG - wie aollt's anders sein 
- Im Bremserhluschen des Ausstiegs 
sitzt. Diese Idee Ist dann weiter diskutiert 
worden ln eine Richtung, die vom unmittel­
baren Aktionswunsch hlnfOhrte zu einer 
Konferenz/Arbeltasemlnar, wo in erster LI­
nie diskutiert werden sollte Ober die Inhalt· 
lieh relevanten Punkte des Ausstiegs ln Ver· 
blndung mit einer Bestandsaufnahme Ober 
den Zustand der Anti-AKW·Bewegung sel­
ber. Diese Entwicklung der Diskussion Ist 
eigentlich nur folgerichtig. Jeder konnte 
nach dem Mal '88 beobachten, daß zuneh­
mend Sand ln's Getriebe der Bewegung ge­
':lten war. Daa Tempo der Auaatlegsdlskua. 
alon und die Dlakuaslonsgegenatlnde wur· 
den und werden weltgehend von der ·frisch 
an die Macht gekommenen SPD diskutiert. 
Ea Ist nicht nur der vlelbemohte "Vertrau­
enavorschuß" in der BevOikerung, der ln der 
Bewegung zu einer Art "permanentem~ 
rnertoch" gefOhrt hat, sondern auch Jede 
Menge Illusionen darober, waa die SPD nun 
tun oder unterlassen wird. Zur Rolle der SPD 
aplter mehr. 
Von Bedeutung war auch, daß "die aew. 
gung" mit all Ihren versohledenen lnltlatl· 
ven, Energlewende-Komltees, Nact.-

Tschernobyl-Gruppen uaw. Ober keine kontl· 
nulerllche und verbindliche eigene Kommu­
nikationsstruktur verfOgl Die unregelma&lg 
einberufene Landeskonferenz war alles an 
Obergeordneter Struktur. Entsprechend die­
ser Problemlage wurde dann der Tagungs. 
ablauf for den 29.10. beschloesen: 
- Haupttell Inhalte mit drei Schwerpunk· 
ten, n&mllch Rekommunallslerung/Dezen­
trallsierung der Energleveraorgung, zwei· 
tena die Atomtransporte und drittens 
Sofortausstleg/Stlllegung. 
- Abschlu8tell Erfahrungsaustausch: ZWI­
schen Aktionen und AntrAgen. 

Erfahrungen 
auf dem Arbeitsseminar 

Es macht wenig Sinn, hier Details der Inhalt· 
IIchen Schwerpunkte darzustellen. Alle 
Punkte waren gut vorbereitet, wurden gut 
dargestellt und Im Plenum diskutiert. Wich· 
tlger sind - fOr mich zumindest - generel· 
le Erfahrungen auf diesem Arbeltssemlnar: 
- Die Bewegung lebt! Erschienen waren 
zwischen 70 und 100 Leute, meistens Ver· 
treterinnen von diversen Initiativen. 
- Organisation und zeitlicher Ablauf klapp­
ten gut! Das Ist nicht selbstveratlndllch, 
und es gibt da ganz andere Erfahrungen. Ea 
scheint nicht zuletzt der Ausdruct< der a. 
reltschaft zu sein, sich Intensiv und verbind­
lich mit den Möglichkelten des Ausstiegs in 
der gegenwlrtlgen Lage aus Sicht der a. 
wegung auseinendersetzen zu wollen. 
- Die Anwesenheit von Vertreterinnen aus 
•ec:hledll..,. Bereichen der Bewegung hat 

sich fruchtbar auf die Diskussionen ausge­
wirkt. So war for einige "alte Klmpfertnnen" 
die Rekommunallslerung ebenso polltl· 
schea Neuland wie umgekehrt fOr Energie­
wendekomitees die Aktionen gegen Atom­
transporte. 
- Deutlich wurde auch, daß der Ausstieg 
aus der Atomenergie nicht mit der Stllle­
gung der AKWs geschafft Ist, sondern daß 
es fOr die Bewegung darauf ankommt, in aJ. 
len energiepolitisch wichtigen Bereichen 
Tlt.lgkelten · zu entfalten und politischen 
Druck zu organisieren. 
Vemetzung Innerhalb der Bewegung ent· 
sprechend der Politikfelder und Aktlonsfel· 
der Ist for mich eine wichtige Aufgabe, die 
vor der Anti·AKW-Bewegung steht und moo­
llchst rasch qeiOat werden mu8. 

Die Rolle der SPD 

Auf dem Seminar wurde Muflg beklagt, daß 
die "Informationen aus dem Apparat" unter 
der SPO-Regieruno sparllcher fließen als un· 
ter der abgewirtschafteten CDU·Reglerung 
oder ander herum: Die SPO setzt beim Aus­
stieg aua der Atomenergie nicht auf eine sy­
stematische Zusammenarbeit zwischen lt.­
rer PartellRegierung und den gesetlschaft· 
lieh relevanten Gruppen, sondern organl· 
alert eine " Partelladen-Bewegung". Wie sah 
es noch 1987188 aus: Die GRÜNEN und an· 
dere (z.B. die "wissenschaftlichen Grundle­
ger" des Oko-lnatltuts) hatten nachgewie­
sen, daß die Stillegungen Innerhalb eines 
Jahres bewerkstelligt werden kOnnten. 
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Brokdorf 

Wenn eine konsequente Einspar- und Sub­
stitutionspolitik dazukommt, ist der Aus­
stieg aus der Atomenergie und der Einstieg 
in eine dezentrale, "rekommunalisierte" 
Energieversorgung relativ schnell zu be­
werkstelligen und gesellschaftlich tragfähig 
umzusetzen. Folgerichtig hatte G. Jansen 
im Wahlkampf ebenso einfach wie wir­
kungsvoll ebenfalls von einem Jahr geredet, 
um Stimmen der Wählerinnen umzulenken, 
während Engholm den Vorsichtigen mimte 
mit 8-10 Jahren. Der bis heute noch nicht er­
ledigte Streit um fiktive Ausstiegszeiträume 
nach dem Motto: bis 1 Jahr glaubwordig, 
darOber unglaubwOrdig, hat die Bewegung 
ebenso aufgehalten wie der daraus resultie­
rende Streit um die abstrakte Glaubwordig­
keit der SPD selber. Langsam wird aber 
deutlich. daß diese Diskussion unfruchtbar 
ist und politisch nicht viel bringt. Der sprin­
gende Punkt ist der, daß die SPD den Aus­
stieg aus der Atomenergie nicht entlang der 
Sachnotwendigkeiten organisiert, sondern 
entlang ihrer eigenen parteitaktischen Er­
wägungen: Bereits jetzt zeichnet sich ab, 
daß 1989/90 von der Landesregierung keine 
Stillegungsverfogungen zu erwarten sind, 
sondern die Aufforderung komn:tt, bei der 
Bundestagswahl SPD zu wählen, damit sie 
in Bonn wieder an die Regierung kommt, 
das Atomgesetz ändern und dann ja viel 
leichter als gegen das jetzige Atomgesetz 
Stillegen kann! 
So wird zwar schärfer auf die Sicherheitsbe­
dingungen in den AKWs geachtet, aber aus­
gestiegen wird (noch?) nicht. So gibt es 
zwar die eine oder anqere Mark fOr's Ener­
giesparen oder den Bau eines Blockheiz­
kraftwerkes, aber an die Tarifstrukturen bei. 
den Strompreisen geht die SPD nicht ran; 
ebensowenig wie an die aktive Nutzung der 
Konzessionsverträge for den Ausstieg. 
Und genauso wird die politische Arbeitstei­
lung in der SPD weitergehen: Engholm 
macht den vorausschauenden, weitsichti­
gen Staatsmann, der nichts Oberstarzt (Im 
Interesse des Ausstiegs selbstverständ­
lich!), und Jansen rennt weiterhin wie wei­
land der Prophet durch die Lande und 
möchte gern schneller aussteigen ... 
ln dieser Lage bringt es wenig, Ober ab­
strakte GlaubwOrdigkeit zu diskutieren. Es 
bleibt trotzdem eine Glaubensfrage! Aber 
ebensowenig bringt es, wenn Reinhard Kar­
sten das Problem in der letzten "Atom" (S. 
27) aus Sicht der Bewegung hinformuliert 
auf die Frage: abwarten oder zuspitzen? 
Weder wartet irgendwer ab - auch die dort 
kritisierten Granen und "infizierte" Teile der 
Bewegung nicht! - noch ist eine "Zuspit· 
zung" in Sicht, die an den oben dargestell­
ten Problemen irgend etwas grundlegend 
ändern worde. Worauf es vielmehr an­
kommt, ist, aus einer realitätstOchtigen Ein­
schätzung der Gesamtlage kontinuierli­
chen, breit angelegten politischen Druck zu 
organisieren. Und dieser Druck kann nur 
entwickelt werden aus dem Nachweis der 
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durch die SPD verpatzten Möglichkeiten, 
dem Ausstieg näherzukommen! 

Schlußfolgerungen 

Mensch kann fOr Schleswig-Holsteln fest­
halten, daß in der Bevölkerung eine Mehr­
heit for den Ausstieg aus der Atomenergie 
vorhanden Ist. Dies ist auch zu belegen 
durch ein vielerorts verbreitetes Interesse, 
z.B. Windanlagen oder Blockheizkraftwerke 
bauen zu wollen oder Einsparprogramme in 
den kommunalen Haushalten zu organisie­
ren. Wenn es auch nicht gelingen wird, in 
Auseinandersetzung mit der SPD die große 
GlaubwOrdigkeitskrise zu inszenieren, so 
gerät die SPD doch zunehmend unter Druck, 
weil der Widerspruch zwischen den groß 
rausposaunten AnsprOehen und dem prakti­
schen Handeln zwangsläufig größer und 
schärfer wird: Ob es die zu geringen Haus­
haltsmittel fOr Einsparung und regenerative 
Energien sind, ob es das faktische Nicht­
stun in der Frage der Atomtransporte ist, ob 
es kurzatmige Aktionen in Sachen Stille­
gung sind oder die politisch brisante Auffor­
derung an die Brokdorf-Biockiererlnnen, so 
etwas zukOnftig einzustellen, weil die SPD 
ja aussteigen will! -
Genau diesen politischen Prozeß muß die 
Anti-AKW-Bewegung fördern, entwickeln 
und auch selbst mit ihren Kräft~n organisie­
ren: 
- ln der Frage der Stillegung der Atommei­
ler und der politischen Vorbereitung dieses 
in seiner politischen Brisanz nicht zu unter­
schätzenden Vorgangs. Dagegen sind die 
aktuellen Debatten um juristische Wege 
des Ausstiegs vergleichsweise Kinkerlitz· 
chen! 
- ln der Frage der Atomtransporte, wo es 
fOr eine ausstiegsbereite Landesregierung 
auch ohne ROckslehnahme auf das formelle 
Bundesrecht eine ganze Reihe Handlungs­
möglichkeiten gibt. 
- ln der Frage der Rekommunalisierung, 
wo wir noch weit entfernt sind von einer De­
zentrallsierungskampagne, die die AKWs 
der Sache nach strukturell Oberflossig ma­
chen. 
Dazu ist es aber erforderlich, daß sich die 
Anti-AKW-Bewegung selber auch landes­
weite demokratische Strukturen schafft. 
Dieses BedOrfnis war schon in der Vorberei­
tung des Arbeitsseminars unObersehbar 
und wurde auch während des Seminars des 
öfteren thematisiert. Die politische Schlag­
kraft und das Eindringen in die öffentliche 
Meinungsbildung worden dadurch auf jeden 
Fall gefördert werden. 
Am 20. November sollen auf einer erneuten 
Landeskonferenz in Neumonster die Ergeb­
nisse des Arbeitsseminars besprochen wer­
den. Es bleibt zu hoffen, daß dann auch ent­
sprechende Taten folgen: 
Zelt fOr eine neue Offensive! 

Wir sind zwei autonome Genossen, die sich 
im Rahmen der Anti-IWF-Kampagne kennen 
und schätzen gelernt haben. Und wie wir so 
nach dem September an einem ruhigen 
Sonntagnachmittag bei Kaffee und Kuchen 
zusammen gesessen haben, um zu Oberle­
gen, wie wir unseren Schwung weitertragen 
können, da Oberfiel uns der mobilisierende 
Gedanke, es doch wieder einmal mit dem 
Symbol der Anti-AKW-Bewegung und außer­
parlamentarischen Linken Brokdorf zu ver­
suchen. Und so kam es, daß wir völlig abge­
hoben von der grauen notwendigen Alltags­
arbeit . der Anti-AKW-Initi(l.tlven in 
Schleswig-Holstein anfingen unsere Köpfe 
rauschen zu lassen, um nachfolgende ye· 
danken zu produzieren. Wir verstehen sie 
als einen Beitrag zur Diskussion der weite­
ren politischen Bestimmung der Arbeit der 
Anti·AKW·Bewegung und der außerparla­
mentarischen Linken nicht nur in Schles­
wig-Holstein. Wir wonschen uns von ihnen, 
daß sie vielleicht hier und da fruchtbare so-



nach Brokdorf, oder?! 
gar erregte Diskussionen wecken können. 
Und das alles mit dem Ziel in absehbarer 
Zeit eine große machtvoJie Bewegung ge­
gen diesen Staat, die schieswig­
hoisteinische SPD und das Atomprogramm 
am Beispiel des AKW Brokdorfs auf. die 
Straßen, Plätzen und Weiden dieses so lieb­
lichen Bundeslandes hinzubekommen. 
Die nachfolgenden Gedanken sind also als 
Vorschläge zu begreifen, von denen wir hof­
fen, daß sie von bewegten Menschen aufge­
griffen werden können und wenn nicht, so 
worde dies nur aufzeigen, wie weit sie am 
derzeitigen Stand der Anti-AKW-Bewegung 
und außerparlamentarischen Linl<en vorbei­
gehen. Sie wOrden dann genauso wieder 
verschwinden, wie sie plötzlich von irgend­
woher aufgetaucht wären. Wir sehen es als 
eine der Hauptaufgaben der radikalen Lin­
ken hier in der BAD an, immer wieder effek­
tive massenwirksame öffentliche Proteste 
und Widerstände mit emanzipatorischer 
Perspektive gegen die herrschenden Ver-

hältnisse innherhaib eines der mächtigen 
imperialistischen Staaten dieser Erde zu or­
ganisieren. Dies setzt unter uns eine ge­
naue Auseinandersetzung Ober die Formen 
und Inhalte unseres Selbstverständnisses 
und unserer Arten der Kommunikation vor­
aus. Wir gehen dabei davon aus, daß es ei­
ne "objektive Wahrheit" oder "richtige 
Linie" innerhalb dieses zu organisierendelf 
politischen Prozesses von Menschen aus 
verschiedenen oppositionellen politischen 
Spektren, Lebensmilieus, sozialen HerkOnf­
ten nicht geben kann und nach unserer Vor­
stellung auch nicht geben soll. Wir meinen, 
daß es darauf ankommen muß, innerhalb 
des organisierenden Kommunikationspro­
zesses mit Hilfe von produktiven Auseinan­
dersetzungen das eigenen Selbstverständ­
nis und die Positionen der daran beteiligten 
lnidviduen schärfer herauszuarbeiten, um 
diese Grundlage von offen gefohrten Debat­
ten um verschiedene verfolgte Strategien zu 
machen. Dies scheint uns ein Ausweg aus 

der Sackgasse zu sein, in moralisierenden 
Debatten dem GegenOber ständig dessen 
andere Position zum Vorwurf machen. Er­
gebnis dieser schon vorher absehbaren 
Feststellung ist dann zumeist der Rockfall 
auf die eigene isolierte Position die sich un­
ter erschwerten Bedingungen einen Zugang 
zu einer größeren Öffentlichkeit suchen 
muß, der unter Umständen einfacher mit 
Hilfe von BOndnispartnern zu erreichen ist. 
Worauf wollen wir mit diesen etwas abgeho­
benen Bemerkungen hinaus: Eine Kampag­
ne gegen den Weiterbetrieb von Atomanla­
gen am Beispiel von Brokdorf erscheint uns 
dann als sinnvoll, wenn sich darin Obergrei­
fende Kommunikationsstrukturen zwischen 
vielen Menschen, d.h. den verschiedenen 
Aktivistinnen aus den unterschiedlichen 
Spektren der Bewegung abzeichnet. Bei den 
Beteiligten mOSte ein Bewußtsein fOr die 
Notwendigkeit eines BOndnisses an einem 
gemeinsamen Punkt: Die Stillegung Brok­
dorfs sofort und fOr immer! herrschen. Da-
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bei sollten die innerhalb des Bündnisses 
verfolgten verschiedenen Strategien und 
daraus resultierenden Widersprüche zuein· 
ander in den Formen und Inhalten der politi· 
sehen Arbeit zur Grundlage einer konstruk· 
tiven Zusammenarbeit an diesem Punkt ge­
macht werden. Wir glauben nur so in der 
Frage des Weiterbetriebs von Brokdorf eine 
politische Front an .diesem Punkt aufbauen 
zu können, die eine Chance besitzt zu einem 
innenpolitischen Faktor zu werden. Wir 
glauben, daß wenn sich ein derartiger Pro­
zeß im Bewußtsein aller Beteiligten abzu· 
zeichnen beginnt, dies unglaublich mobill· 
sierend wirken wird. Es entstehen fOr uns al· 
le Chancen die eigenen Inhalte und Vorste­
lungen in die von uns organisierte Öffent· 
Iiehkeit einzubringen, die uns als Selbstver­
stärker Kraft und Orientierung fOr die weite­
re graue alltägliche politische Arbeit geben 
wird. ln diesem Sinne stände eine politische 
Kampagne nicht gegen den aus unserer 
Sicht richtigen Anspruch, sich mit seinen 
Vorstellungen alltäglich in dem unmittetba· 
ren Lebensumfeld einer Borgerinitiative 
oder eines Stadtteiles zu verankern. Wir fin· 
den, daß es nicht genügen kann, unseren 
Haß und unsere Wut aber auch unseren 
Witz und unsere Phantasie gegen die herr­
schenden Verhältnisse ausschließllcl) in 
kleinen Gruppen zwar ständig zu reprodu· 
zieren, jedoch letztlich fOr sich zu behalten. 

Eine Frage unserer politischen Arbeit muß 
unserer Meinung nach auch Immer darin be­
stehen, zu diskutieren, wie wir unsere Vor­
stellungen massenwirksam werden lassen 
können: wie können wir Prozesse organisie­
ren in denen wir uns und andere besser und 
gena~:~er mitbekommen. 
Eine Kampagne mOßte for alle Beteiligten 
ein LehrstOck sein, d.h. es kommt fOr alle et­
was fOr ihre politische Arbeit neues und 
nützliches raus, was am gemeinsamen Ziel: 
Der sofortigen Stillegung von Brokdorf dazu 
führt, Radikaltität, Ungehorsam und die 
Aufkündigung von Loyalitäten zu demon­
strieren. Wir sehen es unter den derzeitigen 
Bedingungen in einer Kampagne gegen den 
laufenden Betrieb von Atomanlagen am Bei· 
spiel von Brokdorf eine reale Chance unsere 
Vorstellungen fOr ein befreites Leben in ei· 
ner anderen Form von Gesellschaft wirk· 
sam werden zu lassen. Wir sehen es als 
möglich an, in dieser Kampagne eine Reihe 
von politischen Kräften - die allein nicht 
dazu in der Lage sind, den AKW·Betrieb 
nachhaltig anzugreifen - soziale und pollti· 
sehe Widersprüche zu bündeln, um in der 
Konfrontation gegen die herrschenden Ver­
hältnisse eine neue Perspektive for die eige­
ne politische Alltagspraxis zu entwickeln. 
Wir wollen diese Behauptungen begründen: 
Die außerparlamentarische Linke und die 
Anti·AKW-Bewegung Ist derzeit mit dem Pa· 
radoxon konfrontiert, daß zwar ober 2/3 der 
Bevölkerung den Betrieb von Atomanlagen 
ablehnen und sich Irgendwie einen "Aus­
stieg" wünschen, sich jedoch praktisch in 
dieser Hinsicht nichts bewegt. Im Gegen· 
teil: Noch nicht einmal drei Jahre nach 
Tschernobyl sind die Herrschenden an kei· 
ner Stelle bereit, diesen "Ausstieg" zu ge­
währen, stattdessen wird das bundesdeut· 
sehe Atomprogramm in den Händen von 

40 

RWE, Siemens und Deutsche Bank zentrali· 
siert und effektiv "normal" weitergefahren. 
Nach den üblichen Herrschaftsmechanis· 
men Repression for die Radikalen (die gan­
zen§ 129 Gesetzesverschärfungen) und ein 
blßchen Integration (alle paar Monate darf 
von "Aiternativ"-Gutachtern ein staatliche 
bezahltes Ausstiegsgutachten der gelang­
weilten Öffentlichkelt vorgestellt werden) 
fOr die noch nicht Radikalen setzen die 
Herrschenden Im Umgang mit diesem ge­
sellschaftspolitischen Widerspruch im we­
sentlichen auf die Entpolltislerung und Ver· 
geßllchkelt der Menschen, die wenn wir 
nicht dazu in der Lage sind, dieser Situation 
mit neuen Perspektiven und Handlungsvor­
schlägen zu begegnen, in eine resignierte 
Hoffnungslosigkeit einmünden. An diesem 
Punkt Ist es for viele Menschen dann nicht 
weit zu einer faktischen Legitimation der 
bestehenden Verhältnisse. Am Beispiel 
Brokdorf wDrde dies derzeit etwa so heißen: 

"Während Ich hier mit meinen Freunden 
rumhänge und nichts auf die Reihe bekom· 
me, tut die SPD -und Jansen wenigstens 
noch irgendetwas!" 
Aus zum Teil erfahrender Repression wird 
Ohnmacht dann Resignation, die schließ. 
lieh schleichend in eine Legitimation der 
herrschenden Verhältnisse Obergeht Denn 
kein Mensch ist individuell - und das ist 
die hauptsächliche Praxis von vielen ehe­
mals bewegten Menschen ohne den kollek­
tiven Zusammenhang und Anspruch einer 
existierenden Bewegung - dazu in der La­
ge, einen radikalen gesellschaftskriotischen 
Anspruch durchzuhalten. Der Widerspruch 
der eigenen Position (Stlllegung der AKWs) 
mit der gesellschaftlichen Praxis (AKWs 
laufen 'einfach weiter) wird ohne Bewegung 
so groß, daß der individuell nicht anders 
auszuhalten ist, als durch Verschleierung 
(z.B. die Illusion, daß ein paar geschickte 
SPDier da schon Irgendwas machen) oder 



Negierung (z.B. andere Sachen sind, wie 
z.B. mein Alltag, irgendwie wichtiger). Der­
zeit sind wir mit dem Problem konfrontiert, 
daß das Atomprogramm gegen die Mehrheit 
der Bevölkerung in scheinbarer Ruhe und 
Stille durchgesetzt werden kann und wir 
nicht dazu in der Lage sind, mit unserer poli­
tischen Alltagspraxis diese Ablehnung ent­
schlossen zum Ausdruck zu bringen. Wir 
vermuten, daß sich viele Menschen deshalb 
nicht entsprechend ihrer politischen Ableh­
nung zum Atomprogramm verhalten, weil 
derzeit an keinem Punkt eine politische Pra­
xis mit Aussicht auf Erfolg sichtbar ist. Es 
liegt an uns, aus diesem Problem Konse­
quenzen zu ziehen. Eine Stillegungkampag­
ne gegen Brokdorf mOSte sich an den viel­
fältigen alltäglichen Brachen und Wider­
sprochen innerhalb dieser Gesellschaft ent- · 
wickeln. Genau das mOSte zu ihrer Grundla­
ge gemacht werden, weil genau diese Orien­
tierung die Chance besitzt, an ganz alltägli­
che Erfahrungen der in der Bewegung täti­
gen oder von ihr berührten Individuen an­
zuknüpfen. Wir wollen es mal konkreter sa· 
gen: Wir fänden es richtig, wenn in einer 
derartigen Kampagne die Forderung nach 
einer Rekommunalisierung der Energiever­
sorgung, Atomwaffenverzicht ins Grundge­
setz einen genauso großen Stellenwert hat 
wie· die Forderung von Antifaschistinnen 
nach Zerschlagung aller neofaschistischen 
Banden und die Unlust einer SchOiergruppe, 
die beschissene Schul- und Unterrichtssi· 
tuation unter reaktionär· autoritären Leh· 
rern weiter hinzunehmen. 

Manche werden jetzt sicherlich irritiert fra· 
gen, was denn Energiepolitik mit einer be­
schissenen Situation an Schulen zu tun hat. 
Wir meinen eine ganze Menge! Jede Bewe­
gung ist nur so stark wir jedes Individuum in 
ihr und seine Fähigkeit alltäglich erfahrene 
Widersprache aus seinem Arbeitsbereich 
politisch in ein Aktionsbündnis zu transfor­
mieren und dort zu praktizieren Brokdorf ist 
doch nicht nur ein Beispiel fOr eine "verfehl­
te" Energiepolitik sondern auch Ausdruck 
fOr sonst in dieser Gesellschaft verschleier­
ten Herrschaftsmechanismen, die von uns 
an diesem Punkt mehr als einmal mit ange­
griffen worden sind. Es· geht in einer Kam­
pagne darum, Zusammenhänge zu ent· 
wickeln und nicht darum, einen politischen 
Gemsichtwarenladen aufzumachen, wo je­
der lobbyltlsch genau das reinpackt was 
nur ihn - und sonst erstmal unmittelbar 
niemand anders - interessiert. Wir mossen 
wegkommen von der Vorstellung, durch die­
se letztlich borgerliehen Sichtweisen unter 
einem dubiosen Minimalkonsens extrabrei­
te Bewegungen zu summieren. Wir müssen 
die lndentität der in der Bewegung tätigen 
Menschen zur Grundlage unseres gemein· 
samen Ausdrucks in der Öffentlichkelt ma· 
chen. Nur wenn ganz viele Menschen aus ih· 
rem Alltag heraus in eh'lem Engagement ge­
gen Brokdorf eine Chance sehen, werden 
sie sich eigenständig an der Bestimmung 
und Mobilisierung eines derartigen Projek­
tes beteiligen. 
Wir sehen derzeit eine Reihe von Brachen 
und Diskussionsprozessen, von denen wir 
denken, daß sie sich in einer Stillegungs­
kampagne zusammenführen ließen. 

Nach wie vor wird jede laufende Atomma­
schine mit einem potentiellen ökologischen 
Horror identifiziert. Dieser Horror ist nach 
Tschernobyl mehr als offenkundig. Aller· 
dings schätzen wir diesen Umstand für eine 
Mobilisierung gegen Brokdorf als wider· 
sprachlich ein. Eine Mobilisierung orientiert 
allein auf diesen Punkt setzt sich sehr stark 
der Gefahr aus, kaum mehr als eine achsel· 
zuckende Resignation bei Menschen her­
vorzurufen. Gleichzeitig wird daran deutlich, 
daß es für einen Betrieb von Atomanlagen 
keine allgemelngOitige for alle verbindliche 
Legitimation mehr geben kann. Die Ent· 
scheidung Ober den Betrieb fällt offenkun· 
dig nur noch noch den Gesichtspunkten ln· 
teresse und Macht, die bereit sind, dafOr un­
sere Lebensgrundlagen auf's Spiel zu set­
zen. Der tägliche Betrieb von Atomanlagen 
ist damit nicht etwa "unrechtmäßig" son· 
dern unverantwortlich und unmenschlich. 
Vor diesem Hintergrund ist der Verweis auf 
dlfflzlele Rechtslagen, die jahrzehntelange 
Ausstiegsprogramme rechtfertigen sollen, 
nicht etwa "realistisch" sondern fatali· 
stisch, die angeslchts des Bedrohungspo­
tentials nur noch zynisch sind. 
Zu diesem Widerspruch Ist die SPD als par· 
lamentarische Oppositionspartel gezwun­
gen, sich zu verhalten. Unmittelbar nach 
Tschernobyl wurde von dieser Partei eine 
Atomausstiegskommission mit dem Ziel 
eingerichtet, ein Konzept zur schrittweisen 
Stillegung bundesdeutscher Atomanlagen 
zu erarbeiten. Doch außer dem dort erarbel· 
teten Bericht "Von der Empörung zur Re­
form" der Energiewirtschaft ist von Seiten 
der SPD kam etwas an praktischen Schrit­
ten gegen die Atomenergienutzung unter­
nommen worden. Im Gegenteil: ln Hessen 
hat sie wegen der Hanauer Atombetriebe 
die rot-grüne Koalition platzen lassen, in 
NRW wurde ein Volksbegehren zur Stille­
gung von AKWs mit formaljuristischen Vor­
wänden weggebügelt und in Harnburg ließ 
man sich den verbal proklamierten HEW 
Atomausstieg nur zu gern von der FDP in 
den Koalitionsverhandlungen wegverhan· 
dein. Mit Ausnahme von Kaikar- der zum 
Teil in die bundespolitische Kompetenz fällt 
- bewegt sich von Seiten der SPD in Sa· 
chen Ausstieg derzeit nichts mehr. So 
nimmt es dann auch nicht wunder, wenn ein 
vor kurzem veröffentlichter Bericht zu 
schweren Sicherheitsmangeln in NRW­
Atomanlagen noch nicht einmal von der 
dortigen SPD Landesregierung zum Anlaß 
genommen wird, den Schrott· und Uralt­
Siedewasserreaktor WOrgassen vom Netz 
zu nehmen. Niemand scheint sich mehr 
Ober diesen schreienden Widerspruch auf­
zuregen. Während die Sozialdemokraten 
dort wo sie Eingriffsmöglichkelten besitzen 
das Atomprogramm in aller Ruhe fördern 
und welterbetreiben, können sie sich auf 
der anderen Seite in der Gesellschaft pro­
grammatisch als realistische Ausstiegspar· 
tel präsentieren. Dieses Paradoxon ist dar· 
auf zurOckzufOhren, daß eine radikale par· 
telunabhängige Masseninitiative fehlt, die 
diesen Widerspruch aufgreifen und mit ei· 
ner eigenen Vorstellung und Praxis konfron· 
tieren könnte. Vor diesem Hintergrund ver­
kommt jede berechtigte Kritik an dem Ver· 
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halten der SPD in dieser Frage zu einer ziel­
losen Nörgelei ewig Unzufriedener, die nicht 
in der Lage sind, for ihre Vorstellungen zu 
mobilisieren. DemgegenOber scheint uns 
derzeit in SH von Seiten der SPD in der 
Atomfrage eine Situation gegeben zu sein, 
von der wir uns eher vorstellen können, in 
den von uns beschriebenen Widerspruch 
eingreifen zu können. 
Wenn auch der Atomausstieg nach der 
Barschal-Badewannenwahl nicht das zen­
trale Thema des Wahlkampfes gewesen ist, 
wo wurde die Wahl auch von der SPD mit 
dem Versprechen gewonnen, in absehbarer 
Zelt auszusteigen. Engholm hat das ja auch 
noch einmal in seiner Regierungserkärung 
ausgedrückt in der Bemerkung, daß er for 
seine Regierung auch ein Mandat fOr eine 
andere Energiepolitik in Anspruch nehme. 

Die SPD verfügt in SH derzeit in der Frage 
des Atomausstiegs in technischer und poli­
tischer Hinsicht Ober Bedingungen, die ge­
messen an ihren eigenen Maßstäben nicht 
mehr besser werden können: Mehrere Gu· 
tachten, darunter auch der atomfreundliche 
TÜV haben den belden Siedewasserreakto­
ren BrunsbOttel und Krommel schwere Si­
cherheitsmängel bescheinigt; for SH exi· 
stiert ein von der SPD selbst in Auftrag ge· 
gebenes "Ausstiegsgutachten" des Freibur· 
ger Öko-Institutes, welches ein "realisti­
sches" und "ökonomisch durchgerechne· 
tes" d.h. "finanzierbares" Ausstiegskonzept 
für dieses Bundesland darstellt; und dar­
Ober hinaus verfOgt die SPD Ober eine be­
queme parlamentarische Mehrheit Im Parla­
ment und so sie will Ober eine gesellschaft· 
liehe Mehrheit in dieser Frage. Aber wie 
denn so bisher der Zufall (?) oder die Strate­
gie (?) will, kommt der versprochene Ato­
mausstieg auch .in SH nicht in die Foße: 
Stattdessen hören wir von selten der derzeit 
Verantwortlichen aus der SPD sehr viel von 
immensen "Schwierigkeiten und Proble­
men" mit den Betreibern, mit den Kapital­
gruppen und mit dem Bund. Wir hören, daß 
die juristische Situation so einfach leider 
nicht sei und daß man es von daher mit dem 
Ausstieg besonders geschickt anstellen 
mosse. Und so kommt es dann zum Jansen· 
Töpfer-Konflikt, der eine ganze Menge fOr 
die Presse hergibt und bei der der geschick· 
te Jansen den Atomminister Töpfer mal wie· 
der so richtig bloßstellt (siehe auch die Be· 
richterstattungen der T AZ) aber daß Brok· 
dort deswegen länger vom Netz geht, hat 
noch nicht einmal Jansen geglaubt. 
Wir wollen nicht den Unterhaltungswert ei­
ner derartigen Form von Politik bestreiten, 
der Haken daran ist nur, daß wir dabei als 
staunende Zuschauer am Rand stehen und 
dies nicht unserem Selbstverständnis als 
autonome politisch handelnde Subjekte 
entspricht. Die Frage von uns aus moßte 
doch nicht die sein: Wie wird besonders ge­
schickt auf einer juristischen Klaviatur eine 
Atomausstiegsmelodie gespielt, sondern 
die, wo wir wie mit welchen Argumenten 
und eigenen Vorstellungen in die von oben 
organisierte Politik eingreifen können. Es 
bleibt doch nach wie vor unsere Aufgabe in 
der Frage der Stillegung des Atompro­
gramms alles zu tun aus einem Führungs· 
konflikt zwischen konkurrierenden Eliten 
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aus Sozialdemokratie und der CDU wieder 
einen Herrschaftskonflikt zwischen uns da 
unten gegen die da oben, d.h. die herrschen­
de Klasse, die ein manifestes Interesse an 
der derzeit herrschenden VerhAltnissen hat, 
zu machen. 
in diesem Zusammenhang begriffen wir den 
von der SPD in SH proklamierten Rechts­
weg in der Frage des Atomausstiegs als. I» 
Iltisehe Linie gegen den von der Anti·AKW· 
Bewegung aufgerissenen Herrschaftskon­
flikt Mit dem Rechtsweg soll die Legitimität 
des Widerstands gebrochen werden. Mit 
dieser Orientierung nimmt die SPD die poll· 
tische Luft aus der Bewegung, um das Pro­
blem einer Institutionellen LOsung zuzufah­
ren. Dagegen Ist mit einer Immanenten Krl· 
tlk Oberhaupt nicht anzuko~men weil der 
Rechtsweg als Vermittlungsdistanz die 
Spannung aus dem Konflikt der Interessen 
nimmt und so gleichzeitig einer "friedlichen 
Lösung" mit einer neuen Legitimation die 
Bahn bereitet. Der gesellschaftspolitische 
Konflikt um die Nutzung von AKWs wird mit 
Hilfe des Rechts entpolitisiert, d.h. unser 
subjektives Widerstandsrecht (Atombetrieb 
ist unmenschlich) soll verobjektiviert wer· 
den (AKW-Betrleb Ist "unrechtmäßig'). Das 
fOhrt letztendlich zu einer typischen sozial· 
demokratischen Vermittlungspolitik des 
" lnteressenausgleichs" zwischen den "Kon­
fllktpartnem" AKW·Bewegung und Atombe­
trelbern. Die politische Wirkung in dle~m 
Prozeß erzielen einfach Jansen und die SPD 
damit, da.ß sie durch das kurzfristige Ab­
schalten Brokdorfs den Atomkraftgegnerln· 
nen signalisieren, da.B sie es ernst meinen 
unct auf der anderen Seite wird den Betrel· 
bern bedeutet, daß man sich mit dem Wie­
deranschalten verantwortlich an das Recht 
hält. Durch diese Konstruktion lassen sich 
von Selten der SPD Immer neue wider­
sprachliche politische Figuren und Konstel· 
lationen aufbauen, die zu nichts anderem 
dienen, als uns, d.h. den Atomkraftgegnern 
die Köpfe zu waschen. Sich auf diese Linie 
einzulassen, wird for uns in einer Sackgas­
se enden, denn: "Das Recht ln sel'ler maje­
stätischen Gleichheit verbietet sowohl 
Atomkraftgegnern als auch Atomkraftbe­
treibern das Absägen von AKW· 
Hochspannungsmasten". 

Gegen diese von der SPD propagierte 
Rechtslinie mossen wir unsere Interessens­
linie setzen, die allein nur den materiellen 
Kern des Atomprogramms treffen kann. 
Atomanlagen werden nicht deshalb betrie­
ben, weil sie legal sind, sondern weil damit 
die verschiedenartigsten Interessen verfolgt 
werden, die zum Teil mit Hilfe des Rechts 
verschleiert werden sollen. Die schleswlg· 
holstelnlsche Landes-SPD hat sich auf. 
grund dieses politischen Widerspruchs zwi­
schen verschiedenen Interessen (d.h. nicht 
zwischen verschiedenen "Rechtsauffassun­
gen" Ober den Betrieb der Anlagen!) ge­
zwungen gesehen, diesen propagandistisch 
ln Ihre Programmatik aufzunehmen. Dabei 
sehen wir von Selten der SH-Reglerungs­
SPD mittlerwelle den Widerspruch mit dem 
Versprechen umgehen zu mossen, den Be­
trieb der Anlagen zu beenden und dies je­
doch nicht zu können oder zu wollen. Aller· 
dlngs Ist die GasehAftsgrundlage dieses Wl-
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derspruchs eine begrOndete Hoffnung, Er· 
wartung und Forderung von vielen Men­
schen, daß mit dem Betrieb der Anlagen so 
schnell wie möglich Schluß sein soll. Exl· 
stiert dieses gesellschaftliche Situation 
nicht mehr, so wird der von uns noch gese­
hene Widerspruch fOr die SPD zur Makula· 
tur, denn warum sollte sie ein Versprechen 
einlösen, was zum einen nicht ganz unpro­
blematisch Ist, zum Tellihren Interessen wi­
derspricht und was ohnehin niemand mehr 
ln der Birne hat? Wir fänden es ungeheuer 
spannend, in diesen Widerspruch mit Hilfe 
einer eigenständigen Massenmobilisierung 
umzugehen. Dabei stellt sich die Frage 
nach den von uns vertretenen Inhalten und 
Orientierungen, denn ohne eine klare politl· 
sehe Bestimmung .wird sich Im Rahmen el· 
ner politischen Kampagne keine Kraft von 
vielen Menschen entfalten. 
ln den belden Ausgaben der ATOM vom 
Sommer und Oktober '88 setzen sich zwei 
mehrseltige Beiträge mit der schleswlg· 
holstelnlschen SPD-Atomausstlegspolitlk 
auseinander. Tenor dieser Belträge Ist die 
Kritik an die Adresse der SPD, daß sie vor­
handene politische und juristische Splelräu· 
me gegen den Betrieb der Atomanlagen 
desh:alb nicht ausnutzt weil sie "auf Zelt 
spielt" und Im ·Prinzip Oberhaupt kein Inter­
esse am verbal proklamierten Ausstieg be­
sitze. Wir worden mal die Intention dieser 
belden Belträge mit der Formel: "Wer hat 
uns verraten - Sozialdemokraten!" zusam­
menfassen. 
Wir halten zwar diese Annahme Im Prinzip 
nicht for falsch, haben jedoch lf'l diesem 
konkreten Fall eine Reihe von Problemen 
mit dieser Argumentationsllnie, die wir mal 
als "Entlarvungsstrategle" bezeichnen wi:lr· 
den. Was notzt eine Im Prinzip richtige Ein­
sicht ln politische ZusammenhAnge, wenn 
sie nicht zum Focus einer mobilisierenden 

Bewegung wird? ·Abgesehen einmal davon, 
daß viele politische Aktivistinnen aus unse­
ren Reihen ohnehin schon lange nicht mehr 
von den Sozialdemokraten verraten werden 
können, weil sie seit Jahren ohnehin eine 
anderen Form von Politik und auch andere 
politische Inhalte '(erfolgen, Ist die These 
vom SPD-Verrat in Sachen Atomausstieg 

. derzeit in SH noch nicht objektlvlerbar. Das 
bedeutet, da6 in diesem Bundesland derzeit 
keine gesellschaftspolitische Situation exl· 
stiert, in der die SPD-Manöver ln Sachen 
Ausstieg mit einer eigenständigen massen­
haften Praxis von vielen Menschen ln die­
sem Bereich konfrontiert werden könnten. 
Vor diesem Hintergrund verkommt eine Im 
Prinzip richtige Einsicht zu einer sektlererl· 
sehen Glaubensfrage, bei der Immer die hln­
temer recht behalten, dle's vorher auch 
schon gewußt haben. Dabei mOSte es doch 
eher darum gehen, die Ghettolslerung der 
eigenen Einsichten und Überzeugungen mit 
Hilfe von Moblllslerungen aufzubrechen, 
um auf die von uns erkannten Zusammen­
hänge einzuwirken. Recht behalten allein 
genagt also nicht, der Organlslerung von 
Auseinandersetzungen und Kämpfen Ist 
notwendig. Daraber hinaus afbeltet sich 
diese Entlarvungsstrategle an einem dafor 
Oberaus schlecht ausgesuchten Counter­
part ab: Wir glauben, da6 man auch durch 

· noch sovlele Argumentlererelen die Person 
Jansen wird nicht als einen AtombefOrwor­
ter wird entlarven können! Wir fOrt:hten, daß 
in diesem Fall kaum mehr herauskommen 
wird, als daß es sich belihm um einen ganz 
netten Atomkraftgegner wie viele andere 
auch handelt, der wirklich alles ln seiner (in· 
stltutlonellen) Macht stehende versucht, die 
ScheiBdinger so schnell wie möglich abzu· 
schalten, jedoch auch nicht so kann, wie er 
gerne möchte (von wegen des Rechts, des 
Bundes, Töpfers und so). Eine an dieser Per· 



son orientierte Entlarvungsstrategle wird 
unserer Meinung nach Ins Nichts führen 
und noch nicht einmal die gegen Brokdorf 
gewünschte Mobilisierung in Gang bringen. 
Dies ist auch unsere wesentlichste Kritik an 
dieser von Teilen der außerparlamentari­
schen Linken verfolgten Politik: Wir halten 
sie unter den derzeitigen BedlnguQgen for 
nicht mobilislerungsträchtlg, weil sie zu 
stark personen- und institutionenfixiert Ist, 
anstau das Schwergewicht der Argumenta· 
tlon auf die eigenen Vorstellungen, d.h. die 
eigene Legitimation von Widerstand zu le­
gen. Genau darin sehen wir in unserer Pra~ 
xls als Linksradikale und Anti·AKW· 
Aktivisten eine große Herausforderung, von 
der wir meinen, daß wir sie uns mit guten 
Chancen stellen können. 

NatorUch wissen wir, daß der Versuch einer 
argumentativen Begründung einer Kampag­
ne gegen eine von SPD-Atomkraftgegnern 
in SH verantworteten AKW·Betrleb ungleich 
schwerer zu führen Ist als gegen eine Bun­
desregierung, unter Helmut Schmldt oder 
eine reaktionäre CDU-Landesregierung. Bis­
her Obliche Argumentationsmuster m,!lssen 
neu bedacht werden. Dafor schlagen wir 
vor, uns vorerst nicht an der Person Jansen 
oder der derzeitigen SPD-Reglerunspolitik 
abzuarbeiten, sondern die Verhältnisse, in 
denen Atomanlagen betrieben werden kön­
nen, zu thematisieren. Dieses Verhältnis -
von denen Jansen und AKWs ohnehin nur 
einen Teil ausmachen - bestehen unter an­
derem darin, daß offenbar auch Bevölke­
rungsmehrheiten die Herrschenden nicht zu 
einer Stillegung von AKWs veranlassen. 
Daran wird deutlich, daß demokratisch 
noch nicht einmal formal legitimierte ln· 
stanzen - wie z.B. das Parlament - Ober 
den Kurs der Energiepolitik nach Maßstä· 
ben entscheiden können, die von der Bevöl· 
kerung weder kontrolliert noch bestimmt 
werden können. Genau diesen im wahrsten 
Sinne des Wortes "undemokratlschen 
Sachverhalt" begreifen wir als ein Beispiel 
for unsere gesellschaftliche Realität unter 
spätkapitalistischen Produktionsbedlngun­
gen, verschleiert hinter der Fassade einer 
bOrgerlieh parlamentarischen Demokratie, 
die wir mit unserer politischen Arbeit the­
matisieren und angreifen wollen. 
Am Belspiel von Brokdorf gelangen wir zu 
der Einschätzung, daß unabhängig von der 
Rolle der SPD auch noch andere politische 
und ökonomische Instanzen ganz wesent­
lich den . Betrieb von Brokdorf mitbestim­
men. Wenn auch mit dem Verlust der Regie­
rungsmacht der CDU in SH die poUtlsche 
Artikulation von Kapitalsinteressen in die­
sem · Bundesland nachhaltig geschwächt 
worden Ist, so kommen diese nach wie vor 
in Äußerungen von Vertretern der Industrie­
und Handelskammer, SlemensiKWU und 
den Energieversorgungsunternehmen zur 
Geltung, ln dem Jansen-Töpfer-Konflikt ha· 
ben sie sich öffentlich mit Drohungen an die 
Landesregierung gegen einen wie auch Im­
mer gearteten Atomausstieg gestellt (Wen 
wunderts, sie verdienen ja auch auf unsere 
Kosten daranl). Demgegenober halten wir 
daran fest, daß sich die derzeitige SPD­
Politlk in dieser Frage verbal Im Wider­
spruch zu den Kapitalinteressen zu befln-

den scheint. Wir lassen an diesem Punkt be­
wußt offen, ob die SPD tatsächlich dazu in 
der Lage Ist, wenigstens punktuell gegen 
Kapitalinteressen zu agieren oder nur eine 
geschickte Politik zur Verschleierung der­
selben betreibt. Wir gehen deshalb nicht nä· 
her auf diese Frage ein, weil uns Ihre Beant­
wortung absolut nicht mobilisierungsträch­
tig erscheint. Wichtig scheint uns an der 
oben gegebenen Einschätzung nur die 
Schlußfolgerung zu sein, daß selbst wenn 
die SPD aussteigen wollte, sie dies nicht oh· 
ne massiven Widerstand von Kapitalinteres­
sen tun kann und die dafor benötigte Kraft 
nur von unten kommen kann. Die Frage auf· 
bauend auf dieser Einschätzung an uns lau­
tet nun: Mit welchen Inhalten organisieren 
wir mit vielen unterschiedlichen Menschen 
eine politische Front gegen den alltäglichen 
Betrieb von Brokdorf? Wir schlagen dazu 
vor, in absehbarer Zelt ein Kampagne unter 
dem Motto: "Die Atomstlllegungapllne der 
schleawlg·holatelnlschen SPD-Landearegle­
rung gegen die herrachende Klasse be­
schleunigen und durchsetzen!" zu organi­
sieren. Selbstverständlich Ist dieses Motto 
for eine breite Kampagne gegen den AKW· 
Betrieb von uns aus, als Menschen die sich 
der autonomen Linken zugehörig fOhlen, ein 
Trick, da wir nicht unbedingt an den Willen 
der SPD zum Atomausstieg glauben. Aber 
darauf kommt es auch den zuvor dargeleg­
ten Gründen Oberhaupt nicht an. Uns geht 
es um eine möglichst breite selbstbestimm­
te Mobilisierung auf den Straßen, Plätzen, 
Weiden und atomaren Infrastruktureinrich­
tungen dieses Bundeslandes gegen das 
Atomprogramm und seine dahinter stecken· 
den Interessen. Es geht um eine nicht lnstl· 
tutionalle Mobilisierung in SH und vielleicht 
auch bundesweit, die sich aus sich selbst 
heraus legitimiert anstatt sich Ober die Rol­
le der SPD zu zerstreiten. Als Vorausset· 
zung fOr diese Bewegung sehen wir es der­
zeit als ausreichend an, ein Bewußtsein da· 
fOr zu schaffen, daß ohne unser praktisches 
und politisches Eingreifen unabhängig von 
dem Willen und taktischen WinkelzOgen der 
SPD nichts in Richtung Ausstieg passieren 
wird. FDr dieses Ziel scheint es uns legi~lm 
zu sein, ein Motto zu wählen, das aus dem 
Mobilisierungsproblem Jansen/SPD einfach 
einen Schuh macht. NatorUch haben wir 
nichts dagegen einzuwenden, wenn Jansen 
Brokdorf stiliegt, allein er wird ohne unser 
selbstbestimmtes Eingreifen gar nicht dazu 
in der Lage sein. Auf was sollen wir also län­
ger warten? Es hat uns noch nie geschadet, 
unsere Geschicke in die eigene Hand zu 
nehmen. 
Unser gewähltes Motto soll dem Zweck die­
nen, eine breite Mobilisierungsgrundlage 
bis in die Reihen von Teilen der Sozialdemo­
kratie gegen Brokdorf zu schaffen. Dabei 
nehmen wir an, daß wir durch die Betonung 
dieser äußeren Gemeinsamkelt (AKW· 
Stopp) die ·Inhaltlichen Widersprüche zu 
Jansen, SPD und der von Ihnen betriebenen 
Politik werden zuspitzen können. Denn Im­
plizit steckt in dem Motto for die reglerende 
SPD eine enorme Herausforderung, oder 

· von uns aus betrachtet: Mit Hilfe der unter 
einem derartigen Motto durchgeführten Mo­
bilisierung setzen wir nicht nur der SPD die 
Pistole auf die Brust auf welcher Seite sie 
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denn nun steht, sondern wir greifen den Be­
trieb von Brokdorf politisch und unter Um­
ständen sogar materiell an, wenn scheinbar 
von oben die Zeichen auf eine resignative 
Ruhe gestellt sind. Daraus ergeben sich 
dann ganz andere gesellschaftspolitische 
Kontroversen und Kampfbedingungen, als 
die derzeitig. geführten Debatten um ge­
schickte "Rechtsauffassungen" zum AKW· 
Betrieb, die ohnehin kaum noch ern Mensch 
versteht. Schaffen wir einen politischen 
Raum, in dem es wieder legitim wird, den 
AKW·Betrleb öffentlich und materiell anzu­
greifen. Darober moßte doch sogar ein 
Atomkraftgegner Jansen froh sein, oder et· 
wa nicht. .• 
Konkret stellen wir uns die Kampagne so 
vor, daß bis zum FrOhjahr/Sommer '89 eine 
Mobilisierung von möglichst vielen interes­
sierten Menschen aus unterschiedlichen 
Spektren laufen soll, die quer zu den politi­
schen Institutionen liegt und versucht, die 
realen und sozialen Brüche mit aufzuneh· 
men. Diese Kampagne könnte vorläufig in 
einer gemeinsamen landesweiten Aktions­
woche enden, die Ober alle zu thematisie­
renden WidersprOchlichkeiten innerhalb der 
Bewegung ein Ausdruck der gemeinsamen 
Artikulation aller AKW-Gegnerinnen .in ei­
nem räumlichen und zeitlichen Zusammen­
hang Ist. Unter dem Aktionsmotto: Vieles ist 
möglich, alles Ist nötig, Brokdorf gegen die 
Interessen der herrschenden Klasse stillzu­
legen", können/sollen Brokdorf-Biockaden, 
Sprühaktlonen, Mahnwachen, Infostände, 
Mastbesetzungen und ·besägungen, Veran­
staltungen, Transparente, Autokonvois, 
Kundgebungen vor der Deutschen Bank, 
Siemens, HEW, dem Sozialministerium 
usw. laufen. Als Abschluß schlagen wir eine 
gemeinsame Großdemonstration unmittel­
bar am Betriebgelände des AKW Brokdorf 
mit mindestens 10.000 Menschen und ohne 
Parteiredner vor. Um ein solches Großunter­
nehmen zu gewährleisten, schlagen wir an­
alog zur·IWF/WB-Tagung die. Organisierung 
einer oder mehrerer Anti·AKW-Kampagnen­
Zeitungen vor, die Ober die inhaltlichen 
Schwerpunkte dieser Kampagne, die Kon­
troversen innerhalb der Bewegung, die Ak· 
tlonen usw. berichtet. Soweit unsere Vor­
schläge zur Diskussion, die sicherlich nicht 
der Weisheit letzter Schluß sind. Insbeson­
dere die noch in SH verbliebenen Anti·AKW· 
Strukturen sind gefordert, zu profen ob sie 
sich in der Lage sehen, das Signal for die 
von uns gewünschte Mobilisierung zu ge­
ben. 
FOr die sofortige und endgültige Stlllegung 
der herrschenden Klasse, subito, nach wie 
vor jetzt und sofort. FOr eine machtvolle 
Kampagne gegen den grauen Alltag gegen 
die Resignation, gegen die Vereinzelung, 
Ruhe und Ordnung, gegen alle Illusionen 
und for unsere realen Utopien. Brokdorf 
muß weg und alle die das verhindern wollen 
auch. Hau weg den Scheiß. For ein freies 
und selbstbestimmtes. Leben gegen die 
Hochleistungsgesellschaft und alle ihre 
schlauen trickreichen Manager. Mit stump. 
fen Jansens und scharfer Elsensäge gegen 
das Atomprogramm. Kommt alle aber 
pünktlich. Wer noch laufen kann, soll jetzt 
kommen, es eilt. Wir sind nicht allein und 
bra~chen jeden. Max und Moritz 
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Verdacht bestätigt: Atommüll aus deutschen 

Atomkraftwerken illegal einfach 

weggeworfen 

Vor einem halben Jahr schickte Ich einigen aus­
gewählten Redaktionen eine Darstellung Ober 
die eigentliche Ursache und die krfmlnellen Hin· 
tergrOnde des Hanauer Atomskandal8, die Ich 
von Anfang en nicht ln der Proliferation vermute­
te. Obwohl die Darstellungen oder Prognosen, 
die Ich als Abgeordneter oder Energiespezialist 
der GAL verbreitet habe, sich nur sehr selten als 
falsch erwiesen, konnte Ich ln diesem Fall von 
keiner Seite eine Reaktion verzeichnen, wahr· 
scheinlieh wegen der Ungeheuef1lchkelt der 
VorwOrte. Am 15.6.88 teilte Ich meine Vermu· 
tungen dem Untersuchung88U88Chuß des Deut· 

sehen Bundesteges und der HMauer Staatsan­
waltschaft mit. Ersterer - einschileBlich mein 
Partelfreund Otto Schlly - zeigte sich desinte­
ressiert. Dte Staatsanwaltschaft aber führte of· 
fanbar Ernlittlungen ln der Richtung mit dem 
jetzt bekanntgewordenen Ergebnis, da8 sich 
mein Verdacht bestltlgt. 

Es handelt sich dabei nicht um eine Bagatele, 
sondern um das Illegale .,Wegwerlen" des ra­
dioaktiven MOlls aus deutschen Atomkraftwef· 
ken. Und es gibt nicht die geringste Veranlas­
sung anzunehmen, da8 dies nur ln Belgien ge­
schehen sei. Auch auf deutschen MOHhalden 
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· und 1n deutschen Verbrennungsanlagen wird der 
strahlende MOll .,entaorgt" worden sein. Sein 
Verbleib muß unbedingt recherchiert werden. 
Oder Ist es ohne öffentliches Interesse, wo der 
AtommOH schileBlieh gelandet Ist, nachdem die 
ordentliche Konditionierung zwar bezahlt, aber 
nicht durchgeführt wurde? 

ln der Anlage finden Sie meinen Brief en die' 
Staatsanwaltschft vom 15.6 .88. ln Ihm Ist das 
gesamte Verfahren, das sich jetzt bestltlgt, er· 
lAutart Im Interesse der Bevölkerung lege Ich Ih­
nen dies ungeheuer11che Verfahren noch einmal 
VOf. 

An die st .. taanwaltschaft Hanau 
und den 
Parlamentartsehen UntersuchungsausschuB 
des Deutschen Budestages zum Atommüll· 
skandal 

Betrifft: Hanauer AtommOllskandal 

Der Untersuchoogsausscß des Bundestages 
sucht noch Immer nach plausiblen GrOnden fOr 
die hohen Schmlergeldzahlungen, die von der 
TRANSNUKLEAR geleistet wurden. Statt nur 

auf die Möglichkelt zu starren, hier könnte Waf· 
fenmatel1al lukratiV verachoben worden sein, 
wäre es sichertich hilfreich, auch eine ganz an· 
dere, ebenfalls sehr lukrative Einnahmequelle ln 
Betracht zu ziehen, die Schmiergelder ln der 
nachgewiesenen GrOBenordnung ganz einfach 
ertdArt: Illegale SonderinOII-Beseltlgung. 

Schwachradloktlver MOll, der.Ober den Grenz· 
werten fOr erlaubtes Abfdppen auf HausmOllde­
ponien liegt (Oie Bandbreite 1st da sehr groBI), 
muß von den Betreibern aufwendig entsorgt 
werden. Z.B. ln MoliBelgien wird solcher MOU 1n 
geschlossenen Öfen verbnwlt, das Rauchgas 

gefiltert, Alter· und AsctlerOckstande werden 
mit Beton vermischt und ln Fa&ser verpackt. 
Durch dieses Verfahren wird die Aadloaktlvltlt 
zwar nicht vermindert, sehr wohl aber das Abfall· 
volumen reduziert. Oieses Verfahren Ist teuer, 
was einen hohen kriminellen Gewinn mogllch 
macht, weM es einfach umgangen wird. Statt 
hochkomplizierter Internationaler Verwicklungen 
böte sich ein ganz einfacher Tathergang an: 

Der schwachradioaktive MOll wird Im N<.W zwar 
Ofdentllch abgeholt, erreicht sein Ziel aber nie. 
Er wird unterwegs einfach umgeladen und 1n ei­
ner beliebigen MOI1verbrenru1gsanla angelle· 



fert. Nach Mol gelangen nur leere oder mit Bai· 
last gefüllte Fässer. FOr die Entsorgung, die kel· 
ne Ist, wird kassiert. Damit aber auch konditio­
nierte Fässer zurOckkommen an den Absender, 
schlägt man zwei Alegen mit einer Klappe: ln 
Mol wird konditionierter MOll verladen. der kel· 

·nesfalls aus deutschen AKW's kommt, den man 
sonst aber nicht recht unterbringen kann, z.B. 
ROckstände mit Transuranen. Die werden el"... 
fachfalsch etikettiert und in deutschen AKW's 
statt des eigenen konditionierten MOlls ange­
nommen und gelagert. Solch eln Vertahren kann 
Im Prinzip gar nicht vertllndert werden, wenn 
nicht zufällig jemand Ober eigenartige Strahle".. 
meßwerte stolpert, unddagegenwlrdgeschmlert. 

Daß ein derartiger Entsorgungsweg möglich 
wäre, Ist schon schlimm genug. Etliche bekannt­
gewordene Indizien legen jedoch den Verdacht 
nahe, daß dieser Weg auch wirklich beschritten 
wurde: 

1. Die TRANSNUKLEAR Obernahm tor die Ent· 
sorgung den vollen Service. Ist also zuständig 
vom Abholen der Fässer Im AKW bis zur Wieder· 
anlleferung der kondltlonlerteri Fässer dort­
selbst. Es fenden keine Kontrollen atatt, die 
du oben beechrlebene Verfehren verhin­
dem moaten. 
2. Der Inhalt der rOcklaufenden Fässer Ist unklar. 
Bnlge ln JOIIch untersuchten Fässer enthielten 
reinen Beton ohne die zur erwartenden MOll· 
rOckstände, dafOr aber ln der Mitte einen Spe· 
zlalbehälter mit Ptutonlumantellen. Das kann un· 
möglich .. aus Versehen" geschehen sein, son­
dern weist eindeutig darauf hin, daß der angelte· 
ferte MOll .. verschwunden" ist. dafOr aber ande­
rer MOll .. zurOckentsorgt" wurde. 
3. Obwohl vertraglich und genehmigungsmäßig 
klar Ist, daß nur der MOlt in ein AKW zurOckgelle­
fert werden darf, der auch von dort stammt. Ist 
dies keineswegs der Fall. Es herrscht eine 
abenteuerliches Durcheinander bezOglieh der 

Fässer, deren Inhalt und deren Lagerungsort 
Die TRANSNUKLEAR kann oder will nicht mehr 
nachweisen, wo der Ihr anvertraute MOll wirklich 
geblieben Ist. Möglicherwelse Ist dies eigentlich 
unnötige Durcheinander mit dem Ziel organisiert 
worden, das .. Verschwinden" des MOlls zu ver­
schiefem. 
4. Wenn eine MOllunterschlagung, wie ~ be· 
schrieben, stattgefunden hat, mOssen die wich· 
tlgsten Mitwisser und Mithelfer ln Belgien alt· 
zen. Genau dorthin Ist aber auch der Oberwie­
gende Teil der Schmiergelder geflossen (etwa 
drei Viertel von dem, was heute bekannt Ist), und 
zwar an unbekannte Emptanger. 
5. ln den deutschen Kraftwerken wurden ausge­
rechnet die Slchertleltsbeauftragten geschmiert. 
Das Ist plausibel, wenn diese Angestellten gebe­
ten wurden, bel von der Norm abweichenden 
Maßergebnissen aus den rOckleutenden Fäs· 

sem ein Auge zuzudrOcken, wahrscheinlich un· 
ter dem Tenor .. unter uns Technikern Ist es 
doch klar, daß der Ofen ln Mol den MOll nicht so 
genau ·trennen kann, wie unsere Verträge vor­
schreiben". Die Siehemettsbeauftragten waren 
wohl kaum die eigentlichen Mitwisser, eher die, 
die zuerst geschmiert und dann geleimt wurden. 
6. Den Technikern. die standlg mit Radioaktivität 
umgehen, dOrfte die aufwendige Entsorgung 
des schwachradioaktiven MOlls auch Obertr1e­
ben und unnötig vorgekommen sein, so daß Ihre 
sachlichen Skrupel gering waren. Zudem dOrfte, 
anders als bei millionenfach bis mllllardenfach 
höher betastetem MOll, die Radioaktivität ln den 
ROckstanden einer HausmOII·Verbrennungsanla-

ge nicht mehr nachwelsbar sein, wenn nicht so­
fort begleitend gemessen wird. Damit dOrfte 
auch die Angst vor Entdeckung klein gewesen 
sein. Auf der anderen Seite war das Geschäft 
sehr lukrativ. 
7. Diese Art der MOII .. entsorgung" Ist unter Gift· 
mOIItransporteuren nicht etwa neu oder einma­
lig. Es hat einschlägige Skandale bis hin zu ge­
fälschten Stempeln der DDR-Deponie Schön· 
berggegeben ln der Branche. Auf dem nlchtnu-

.: 
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klearen Feld gibt es also Vorbilder. 
8. Und schließlich: Es gibt bis heute keine ande­
re ebenso plausible Erklärunq dafOr. welches 
der Hintergrund eines Geschäftes sein könnte, 
daß so groB und so bedeutsam Ist, um 20 Millio­
nen DM als Randerscheinung auftreten zu las· 
sen und mehrere Selbsttötungen zu erklären. 
Die Behauptung, daß die 20 Millionen zur Auf· 
tragsbeschaffung ausgegeben wurden, ln einem 
Markt, der sowieso so gut wie beherrscht wur­
de,lst lächerlich. Außerdem erklärt das ln keiner 
Weise den Verbleib der Gelder ln Belgien. 
Ich bitte Sie, ln dieser Richtung zu ermitteln. FOr 
die Öffentlichkelt dOrfte das von großer Bedeu· 
tung sein. Die Fr:age Ist keineswegs nur .. Was Ist 

ln den aus Mol zurOckkommenden Fässern ent· 
halten?", sondern vor allem auch .. Was Ist ln lh· 
nen nicht enthalten?". Wo genau Ist die Radio­
aktivität nachwelsbar geblieben, die von TRANS. 
NUKLEAR ln den Atomkraftwerken abgeholt 
wurde? 

Mit freundlichem GruB 
Klaus Gärtner 
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Resolution der Herbstkonferenz 
Oie gemeinsame Herbstkonferenz der Lan· 
deskonferenz der rheinland-pfälzischen 
Anti·AKW-Gruppen, der Internationalen Ak· 
tionsgemelnschaft gegen das AKW Catte­
nom und des regionalen Anti-Atom-Forums 
Trier sieht in der aktuellen Situation bzgl. 
der regionalen Atomanlagen die Chance, 
deren endgOitige Stillegong durchzusetzen. 
Das AKW MOlheim-KArlieh steht z.Z. auf· 
grund des Urteils des Bundesverwaltungs. 
gerichts still. Erstmalig wurde hierbei 
höchstrichterlich festgestellt, wie RWE und 
Landesregierung in gegenseitiger Abspra· 
ehe, unter Umgehung von Öffentlichkeltsbe­
teiligung und ohne StandortprOfung das 
AKW errichten IieSen und dabei allen Inter· 
essen der Bevölkerung Hohn sprachen. 
Obwohl immer wieder von der Atomenergie 
als Übergangsenergie geredet. wird - ins­
besondere nach der Katastrophe von 
Tschernobyl - , obwohl die jetzige Situation 
nach einer sofortigen Stillegong des Reak· 
tors MOlheim-Karlieh drAngt, versuchen die 
politisch Verantwortlichen schon jetzt mit 
allen Mitteln den Reaktor wieder ans Netz 
zu geben. So wurde bereits einen Monat 
nach der UrtellsverkOndung weltreichende 
Revisionsarbeiten genehmigt, die dem Wel· 
terbetrleb dienen und Klagen dagegen in 
bekannter Manier vom Oberverwaltungsge­
richt zu~ckgewiesen. Allein schon die La· 
gerung von hochradioaktivem Material (z.B. 
Brennelemente) an einem ungeprOften 
Standort ist ein Skandal. 
Wir, die in der Herbstkonferenz zusammen­
geschlossenen Menschen, die seit Jahren 
in zahlreichen BOrgerlnltlatlven, Verbänden 
und Organisationen gegen die Nutzung der 
Atomtechnologie gearbeitet haben, werden 
diesen Bestrebungen unsere Kräfte entge­
gensetzen. Durch unseren beharrlichen, 
entschiedenen und breiten Widerstand wer· 
den wir den politischen Preis for eine Wle­
derlnbetrlebnahme derart in die HOhe trel· 
ben, daß als einzige LOsung die endgOitige 
Stlliegung des AKW MOlheim-KArlieh Obrlg 
bleibt. Alle Organisationen und Verbände, 
die nicht direkt der Atomlobby verpflichtet 
sind, werden aufgefordert, ihre BeschlUsse 
in Bezug auf das AKW MOiheim·KArlich in 
die Tat umzusetzen. Neue Erörterungsterm I· 
ne und Anhörungsverfahren sind fOr die Stil 
legung nicht erforderlich. Oie sofortige Stil· 
legung des AKW MOlheim-KArlieh wird ein 
wichtiger Schritt im Kampf for die sofortige 
Stillegong aller Atomanlagen sein. 
Alles andere als die sofortige Stillegung der 
Urananlage bei Eilweiler wäre ein politl· 
scher Skandal! Der offenkundige Filz zwi­
schen Landesregierung und Batreiberfirma 
ermöglichte Urangeschäft mit dem Rassi­
stenregime in SOdafrlka, unterstatzt militä­
rische Atomanlagen in Frankreich und Eng· 
land und setzt die in der Umgebung lebende 
Bevölkerung in schier unvorstellbarem Ma· 
Be radioaktiver Verstrahlung aus. Setreiber 
und Volksvertreter setzen sich dabei in 
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am 13. 11. ln Wlttlich 

selbstherrlicher Weise Ober Slcherheltsvor· 
schritten und Gesetze hinweg. Oie Verdäch· 
tlgung militärischer Motive bei der Verschie­
bung falsch deklarierter Fässer mit hochak­
tivem Material konnte auch for Eilweiler 
nicht widerlegt werden. Oie in der Herbst­
konferenz zusammengeschlossenen Initia­
tiven, Partelen und Verbände werden durch 
gezlelte gemeinsame Aktionen Ihrer Forde­
rung nach Schließung der Urananlage bei 
Eilweiler Nachdruck verleihen. 
Oie Zusammenarbeit der Internationalen 
Atommafia kennt keine Grenzen. Obwohl 
der europatsche Gerichtshof die Vorgehans­
weise der Batreiber Im Rahmen des Geneh· 
mlgungsverfahrens fOr das AKW cattenom 
als rechtswidrig erklärte, setzte sich die Be­
trelberln EdF mit einem Lachein Ober diesen 
Beschluß hinweg. ln Ihrer klaren Sprache 
drOckte sie aus, daß Ihr Kapitalinteressen 
wichtiger sind als Menschen. Nicht zuletzt 
durch die Unterstatzung der Atomachse 
Bonn-Parls, u.a. durch die deutsch· 
französische Brigade und gemeinsame zlvil­
militarische Atomanlagen (z.B. den Sehne!· 
len BrOter in Malville), fördern bundesdeut· 
sehe Politiker und Energiekonzerne entge­
gen allen gegenteiligen Beteuerungen die 
französische Atompolitlk. Auch gegen Be­
strebungen nach bundesdeutschen Atom­
waffen wendet sich die HK entschieden. Es 
kommt hinzu, daß auch bundesdeutsche 
Energiekonzerne an französischen Atoman· 
lagen beteiligt sind ( Badenwerke mit 5 % an 
Cattenom) und entsprechend Atomstrom 
aus Frankreich Importieren. Nach Einrich­
tung des europäischen Binnenmarktes wird 
mit einer Zunahme von Atomstromimporten 
zu rechnen sein. Dieser Entwicklung werden 
AKW-Gegnerlnnen durch Zusammenarbeit 
mit Iuxemburgischen und französischen 
Atomgegnerinnen entgegenarbeiten. 
Unser Widerstand wird auf verschiedenen 
Ebenen geschehen. Nur die Einheit aller 

Foto: Anaelm Greupner. IWF Berlln 

Gegnerinnen der Atomtechnologie unab­
hängig von der Form des Protestes kann 
uns diesem Ziel nAherbrlngen. Wir werden 
allen Erscheinungsformen des Atomstaa1es 
entgegentreten - seien es Zensur und Ver· 
bote von Zeitungen, Aufrufen oder Veran· 
staltungen, sei es die Überwachung und 
Ausforschung von AKW-Gegnerlnnen, sei 
es die Schaffung neuer Gesetze und polizei­
liche AufrOstung, mit deren Hilfe unliebsa­
me Gesinnung kriminalisiert wird. 

Dies schließt uns~re Solidarität mit allen 
von staatlicher Repression Betroffenen ein. 
Wir wissen, daß die verschiedenen Formen 
des Protestes und Widerstandes der Atom­
lobby den Garaus machen können. Deshalb 
werden den gemeinsam getragenen Aktio­
nen vor Ort oder regional auch andere Aktio­
nen zur Seite stehen. 
Die Herbatkonferenz fordert 
- For das AKW MOlheim-Karlieh darf es 
kein Genehmigungsverfahren geben, der 
Reaktor Ist endgOitlg stillzulegen und zu 
verslegeint 
- Sofortige Stlllegung der Urananlage Eil· 
weller, Beschränkung der Lagererlaubnis 
der Landessammelstelle auf medizinische 
AbfAlle. 
- Stll legung der BlOCke 1 und 11 in Catte­
nom, keine Inbetriebnahme der Blöcke 111 
und lVI 
-Absage. an alle Bestrebungen einer 
bundesdeutscMranszOslschen Atomkoo­
peratlonl KOndlgung aller VertrAge, die ei­
ner Mitvertagungsgewalt Ober Atomwaffen­
technologie dienen! 
- Keine Atomstromimporte/-exportel 
- Keine Kriminalisierung von AKW· 
Gegnerinnen I 
- OIE SOFORTIGE STILLEGUNG ALLER 
ATOMANLAGENil! 
Die Resolution wurde von 33 Gruppen unter· 
zeichnet. 



Transportbereit­
stellungshalle 
Seit einiger Zelt steht neben dem THTR 1n Uen-
1rop eine große Halle. eine aogenMnte TBH. Der 
Bau 1st fertig; die Baugenehmigll1g wurde er· 
telt, obwohl noch gar nicht feststand, daß eine 
Betr1ebegenehmlgung erfolgen WOrde. Ea sollen 
ln der Halle aus dem THTR Absorber· und Mode­
rator1<ugeln, 80Wie ~ und mlttelradlokati­
Y81' MOll lagern. Dazu muB eine. Genehm~ 
nach der Strahlenachutzverordnung vorliegen. 
Oie Ferttgatelu,g des Gebludee vor der PrO­
tmg und Ent8chelcb1g nach der Stnlfllen. 
8CtKrtzverordnung (StrSchVO) stellt de BehOr· 
den vor valendete Tataachen. 

HAuflg wird gefragt, werun die TBH (ru) nach 
der StrSchVO und nicht nach dem Atomgeeetz 
geprOtt und genehmigt wird. Daa Atomgesetz ra­
gelt den ,,Umgang' ' mit beeollderen ~an 
Stoffen; dee sind KernbnniStoffe wie Plutonl­
tm, UI'W'I und deren laotope. Ole8e kommen ru 
ln Brennelementen oder Bomben' vor. Der .. Um­
gang" bedeutet ee.beltung, V8fWbeit1.1'lg, 
Spaltung und (Wieder·)aufbereltung. Die 
StrSchVO regelt den Umgang mit eonat1gen ra­
dioaktiven Stoffen und die AtommOIIbeeeltlgung 
(gibt es die?). W• da 80 an AtonwnOR anfMt, 
8lnd zum Belaplel: Verdllnpfer· und Alte®xl­
zentrate aus der f.iNtaaaer· und Konclenaatrelnl­
goog, fonnbeatAidge Reetatoffe, verpraeate 
Abfalle wie Textilien und veta8Chte Featatoffe. 
01eaer ganze Mon aollln der TBH gelagert wer· 
den bla zum 
- Abtnw18port an ein Enclager 
- Tl'l!lliiPOft ln eine Elnrlchb.ng ZLI' KoncltJonle. 
1\J'lg (Einbetonieren, Presaen, Trocknen usw.) 
Als Endlager 1st Schacht Konrad angegeben, ao­
gar ZulaeatJ1gen 8011 es achon tor dee fndlaQer 
geben. Als Koncltlonlerungaanlage steht die 
Produkt·Kontroii-Stelle ln JOIIch, eine AuBenatel­
le der PTB (Phyaik.allech-Technleche 8tJndesan. 
stalt) ZLI' V~. Ea wird 1n den Untet1agen 
al8o 80 getan, als kOnnte ln Schacht Konrad 
8Ctlon endgelagert werden, als hatte die VEW 
echon Platzlca'ten. Dabeiist daa ganze Konzept 
lb3raua umstritten, nicht auegere1ft und ee 1st 
fraglich, ob die Endlagerung Oberhaupt IOablw 
1st Da de VEW dlee aJCh weiB, steht 1n den tJn. 
tertagen nlchta darOber, wielange der MOl ln der 
TBH lagern 8011. Wenn keine Endlagerung Im 
Schacht Konrad oder aonatwo mOgllch wird, 
wird daa racloektlve Matertal auf Daler ln der 
Halle lagern m088en. Der EBJ wOrde zu·elnem 
oberinlachen Notenclager - und wenn es voll 
Ist, klme die nlchste TBH dairu. Im Antrag wird 
beteuert, 88 WOrden keine Bnll• lelemente 1n der 
Halle gelagert. Nach den Erfahrungen mit aua 
AtommOIIikandalen um Nukem/Aikem (mit Ver· 
atrtcta..1g der VEW) moseen w1r sehr akeptiech 
aeln, was de Kontrolle und dM Vet'a'ltwortunga 
bewu8teeln der an1 AtommOll Beteiligten angeht. 
Uraprilngllch aollte das kraftwertullnte t..a­

ger fOr ... Abfalle auarelchen, bla eine Enclage­
rmg ZLI' Vertogung steht. 
W• 1st geschehen, daß nunmher eine AueJa. 

g8f\I'1Q 80 drtngllch wird? 
- Der vorgaeahene l..agerndn wird torden vie­
len Kugelbnlch benOtlgt. 
-Oie VEW stedd bla zum Hals 1m AtomrnOII, 
weil eine ~ noch 1n den Sternen steht. 
- Der AtommOllatat k&lnte de Landeelegie­
MO dazu bewegen, die Betr1ebegenehmtgoog 
zu entziehen. 

lnzwlachen wurden fast 900 Unterachriten ge­
gendie TBH gesammelt. Der Reglerung8prlsl­
dent (RP) GrOnsc:hiAger betonte gegenOber den 
ElnwAnden, da8 aJCh nach Ablauf der Frist Ein· 
wendungen angenommen wOrden. 

Noch kein Urteil sei darObef gefdt worden, 80 
GrOnschiAger, ob die Ent8cheldoog bel einer 
nAc:hattlOhentn Instanz liege . .cJie Juristen sind 
allerdings der Meinung, d8IJ das Reg/erufi(JSprii­
skJ/um zustAndiQ Ist«, teilte der RP mit. Dies 
sieht auch die Sttahlen8chutzverordnung vor, 
nach deren Vorschriften dee Genehmlgungsver· 
fahren abgewickelt wird. Oie T8H-Gegner mOch­
ten jedoch hOher hlnale. Als Sblatrelf an1 Ho­
rizont zeichnete sich fOr sie ein Urteil dee 8u'l-

Standorte 

desverwaltungag88 zu Wackeradort ab, 
dee ln einem Ihnlichen Fall die Genetln'llgoog 
nach dem Atomgesetz VOI'8Chlefl>t. Dies wOrde 
bedeuten. da8 das gesamte vemn-en neu ab­
gewickelt und die Öffentlk::hkelt beteiligt werden 
mOSte. Bis jetzt lag die AnhOrung Im Ermeaaen 
dee RP. 
t.tt Spannung wird deehal) die Entwicklung der 

nlchaten Wochen erwartet. Doch auch bei el· 
nem tor ale negativen Auegang will sich die Initia­
tive nicht geechlagen geben und aRe rechtlichen 
Mögtichkelten ausachOpfen. Sollte dee Urteil zu. 
~en der TBH auagehan, werden die Gegner 
dermlchst statt Unter8Chrlften dee Geld fOr die 
Ger1chtakoeten 8&nlmeln moeaen. 

Ausbau der UAA 

Bisher konnte der Ausbau der UM Gronau ver· 
hindert werden. Jetzt sieht 88 80 aus, da8 bla 
aplteetens zum Jaheeeude der Auebau geneh­
migt sein wird. Der Widerstand gegen die UM 
wird auf jeden Fal weitergehen, wenn aJCh 
noch nicht 80 ganz ldaw' Iet, wie. 

N.Jf jeden Fal 8011 an1 2. Samstag nach der Er· 
teiU1g der AA~ eine Demo 
stattflllden. FOr 008 ware es wichtig, wenn mog. 
liehet viele LeutelGruppen den Damoalfruf un­
teretOtzen wOrden, und aJCh an der Demo tlllt­
nehmen wOrden. Nach den echwach beeuchten 
Sonntagaapazlel gingen der letzten Monate 
kommen wir 008 doch g~m achOn vertaeeen vor. 

Bitte meldet Euch umgehend, wenn Ihr den 
Aufruf unterstOtzt. Wir hoffen, durch eine große 
Untet'StOtzerl'nnenllete viele fOr de Demo motJ.. 

.. 
v1eren zu kOnnen. Oberlegt Euch adl, wie Ihr 
aonet vielleicht helfen kamt; meldet Euch mal 
l.lldloder laBt Euch bel dem Treffen der 
deutadHlleder1andlechen Konferenz gegen 
Atomalllagen ln der Etnglo und Im MOnatet1and 
aehen. 

Aueerst wichtig sind fOr 008 aJCh Spenden: 
AKU GronaJ, c/o G. L.eudera, Poetgiroamt Dort· 
mund. BlZ: 440100-48. Konto: 31712-469 

Wer den genauen Termin rechtzeitig erfahren 
wll, aollte alc:h bel 008 fOr die Telefonkette mel­
den (0268212-4837). 

Sobald der genaue Demotermin feststeht, 8011 
der Aufruf aJdualelert verbreitet werden (mit ~ 
terstotzerlnnenle). lllhaltllche ~ 8011 
ee aber nicht mehr geben. 
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Schwarzes BreH 
Archiv ln Münster 
Das Umweltzentrum Münster weist auf sein 
umfangreiches Archiv in Sachen Atomener­
gie hin. Es hat dazu einen "Archivschlüssel" 
herausgegeben, der thematisch geordnet 
ist. Neben Anti-AKW (inter)national finden 
sich darin auch die Themen sonstiger Um­
weltschmutz, Anti-Militarismus, Kriminali­
sierung, Frauen-Widerstand, Gesundheit, 
Verkehr, Startbahn-West etc. 
Anzufordern über Umw*}ltzentrum, Scharn­
horststr. 57, 44 Münster, Tel. 02511521112. 

*** 
Informationen der AGÖF 
Die AG Ökologischer Forschungsinstitute 
bringt jeweils zur Monatsmitte ein Heft mit 
Radioaktivitätsmeßwerten des Vormonats 
heraus (Lebensmittel, Babynahrung). Au· 
ßerdem gibt es dort zu besonderen Themen 
(z.B. Maßsysteme, Strahlenschutzgesetz 
etc.) besondere Dokumentationen. 
Nähere Informationen: AGÖF Radioaktivi­
tät, Prof. Dr. Klaus Bätjer, Horner Str. 28, 
2800 Bremen 1, Neue Tei.-Nr. 0421/76868 

*** 
Energie- und Umweltzentrum Deister 
Das En~rgie- und Umweltzentrum am Dei­
ster e.V. hat sein neues Seminarprogramm­
heft für 1989 fertiggestellt Neu sind u.a. Se­
minare zur Regenwassernutzung, zur Trink­
wasserproblematik und zum Thema Was­
serkraft. Programmheft anfordern beim Um­
weltzentrum, 3257 Springe-Eidagsen, Am 
Elmschenbruch, Tel. 05044/1880 

*** 
Durchsichtige Pornoshops 
Irgendwelche Unbekanntinnen haben die 
Neueröffnung eines Pornoshops in Göttin­
gen zumindest verzögert, .,indem wir die 
Glasfront richtig durchsichtig gemacht ha­
ben und die Innenräume nach unserem ei­
genen Geschmack mit Farbe beschmiert 
haben. Wir grüBen die Frauen und Männer, 
die in den letzten Wochen in Berlin, Hanno­
ver und anderswo gegen Sexshops und Por· 
nokinos mit ähnlichen Aktionen erfolgreich 
waren." (aus einer Presserklärung) 

Zu FuB aus der Atomrepublik 
Das ist der Titel eines Buches, in dessen Mit­
-telpunkt der .. Kreuzweg für die Schöpfung" 
(von Wackersdorf nach Gorleben) steht. Au­
ßerdem beschreibt der Band den Film 
"Spaltprozesse", den prozeß gegen Robert 
Jungkin Hanau und brutale Polizeieinsätze 
am WAA-Bauzaun. Preis 26,-, Autor Hans­
Jürgen Haug, mehr weiß ich nicht, weil sich 
Günther das Rezensionsexemplar unter 
den Nagel gerissen hat. 

*** 
Bücher gegen Staatsgewalt 
Rolf Gössner hat eines verfa6t, über die In­
strumente der .. Inneren Sicherheit" und 
Möglichkeiten der Gegenwehr. Konkret-Li­
teratur-Verlag, 28 DM. 
Enno Brand, atom-Redakteur, hat auch ei­
nes verfaßt, über die besagten Instrumente, 
den § 129a, den Polizeiapparat, die Ge­
schichte der politischen Unterdrückung 
seit 1973 und über den Atomstaat in der 
Oberpfalz. 28 DM, Verlag Die Werkstatt. 

*** 
Energieträger Wasserstoff 
Wasserstoff gilt als .,Energieträger der Zu· 
kunft". Die Bremer und Bonner Grünen ha· 
ben dazu eine informative Broschüre ver­
faßt, die sich insbesondere mit einem Mo­
dellprojekt in Bremen beschäftigt. 
76 Seiten, DM 6,- plus 1,- Porto, erhältlich 
bei den Grünen in Bonn (Colmantstr. 36) 
und Bremen (Rembertistr. 93). 

*** 
Doku 10 Jahre Gorleben 
Dokuentation 10 Jahre Gorleben (15 DM) 
und Wendland-Rückspiegel, Pressedoku­
mentation aus Zeitungsausschnitten im 
Abo 14,50 DM, bei 
Summa Summarum, Laase 16, 3139 Lan­
gend9rf, Tel. 05882/297 

*** 
Neue Adresse in Detmold 
Die neue Kontaktadresse lautet: DIGA (Det­
molder Initiative gegen Atomanlagen), c/o 
Jens Starck, Richthofenstr. 43, Detmold, Tel. 
05231/31027 

Künstler bauen Mutanten 
Als Mahnmale gegen Atomanlagen will die 
Künstlergruppe "Das Teil" überlebensgroBe 
Mutanten vor Atomanlagen aufbauen. Be­
gonnen wurde damit in Mülheim-Kärlich. 
Kontakt über: Neuwieder Bürgerinitiative 
gegen Atomanlagen, c/o M. Beinhauer,lndu­
strieweg 2, 5450 Neuwied 11 

*** 
Bewegte und tönende Bilder 
Die Lübecker Initiative gegen Atomanlagen 
hat einen Dokumentarfilm namens .,Fässer 
ohne Boden" herausgegeben. DerVideo be­
hande~t die Entwicklung des Widerstandes 
gegen die Atomtransporte in Lübeck. 
75 Min., Leihgebühr 40 DM, über: LIGA, Auf 
derWallhalbinsel27,2400 Lübeck,oder: In­
fo-laden, Fleischhauerstr. 32, 2400 Lübeck 
Im Umweltzentrum Verlag Bietefeld erschie­
nen im Herbst 88 die Tonbild-Reihen .. Strah­
lende Erkenntnisse" (Infos über die Entste­
hung und Wirkung von Strahlung) und 
.,Strahlende Geschäfte" (politische/gesell­
schaftliche Hintergründe). Kostenpunkt: 
226,- DM einzeln, 410,- im Set. 
Umweltzentrum-Verlag, August-Bebei-Str. 
16-18, 4800 Bietefeld 1. 

*** 
Frauenkalender "Tag für Tag" 
Seit nunmehr 10 Jahren bringen Frauen der 
autonomen Frauenbewegung den Katen­
der "Tag für Tag" heraus. 
Am letzten Januarwochenende eines jeden 
Jahren treffen sich die "alten" mit den bunt 
zusammengewürfelten "neuen" Kalender­
frauen, um das Projekt an dieser weiterzu­
geben. Jeder Jahr muß sich eine neue Grup­
pe von Frauen zusammenraufen, eine Druk­
kerei suchen, Themen zusammenstellen, 
den Adre6teil überprüfen, ein Cover entwer­
fen und das Lay-out gestalten. Viel Arbeit, 
viel Spaß, und alles ohne Geld. Die Über­
schüsse des Kalenders werden an autono­
me Frauenprojekte weitergegeben. 
Den Kalender gibt's für 9,50 DM im eher lin­
ken Buchhandel. Kontakt: Tag für Tag, Neu­
markt 7-9, 4130 Moars 1. 

El111rs111er IId 1erbote1• Text: Nebenstehenden Text österreichischer WAA-Gegnerlnnen hat 
die Nürnberger Anti-AKW-Zeitung radi-aktiv nachgedruckt und 
ist dabei-mal wieder- mit der bayerischen Justiz über Kreuz ge­
raten. Der Abdruck sollte 2.400 Strafe kosten wegen "Verun­
glimpfung des Staates" (§ 90a). 

..... Nach der Kundgebung bildeten die ca. 30.000 Teilnehmer ei­
nen Demonstrationszug in Richtung Bauzaun. Dieser Protestzug 
war weder durch ein Verbot des Verwaltungsgerichtshofs noch 
durch Diffamierungskampagnen des Staates aufzuhalten (De­
monstrationsfreiheit ist anscheinend im Franz-Josefs-Land ein 
unbekanntes Grundrecht) . ... Die Medien, die nach Tschernobyl 
fast geschlossen lvan den Schrecklichen verurteilt und kritisiert 
haben, stärken bei Wackersdorf Franz Josef dem Christlichen 
und seinem Polizeistaat den Rücken ... " 
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ln der Widerspruchsverhandlung am 17. November erreichten 
die radi-Leute eine deutliche Abmilderung: 900 DM wegen Ver­
stoßes gegen das bayerische Pressegesetz. Interessant in dem 
Proze6 war, daß der Richter alle Beweisanträge bezüglich Prügel­
einsätze der Polizei überflüssig fand: Er unterstellte Berichte 
über die Brutalo-Truppen als wahr. 



HTR·Modul 

Zukunftsinvestition Be Exportschlager: 

' ' ' . 

lJ t l 
GE Nl. ~ H1 \ { )JN(; 

DER Nt. Jl• 
' MINI : ATOtt 

KRAFTWERK( 

HTR-Modul 
Der Siemenskonzern und andere Kraftwerks· 

bauer zogen ln den letzten Jahren keine Aufträ­
ge mehr fOr den Bau neuer AKWs an Land. Die 
Dividenden der Aktionäre stiegen zw81, da die 
fertiggestellten AKWs ln Brokdorf und 
MOhlhelm-Kärllch bezahlt wurden und die 
SlemensiKWU den Auftrag fOr den Bau der WAA 
in Wackersdorf einheimste. langfristig aber 
schien das Atomprogramm keine neuen Profite 
zu versprechen. ln dieser Situation haben 
Siemenslinterstom und Asea Brown Boveri 
(ABB) parallel einen neuen Reaktortyp, den 
HTR-Modul bzw. Hochtemperaturreaktor (HTR) 
1 00 konzipiert; beldes graphitmoderierte Hoch­
temperaturreaktoren mit 1 00 MW elektrischer 
Leistung und 200 MW thermischer Leistung. 

Modul bedeutet ln diesem Zusammenhang, 
da8 mehrere solcher Reaktorblöcke zusammen­
geschaltet werden können, um kombiniert 
Strom, ProzeBwärme zur Industriellen Produk­
tion und Fernwärme zu erzeugen. Die Anbleter 
propagierten die Idee vom Baukastenreaktor -
klein, sicher, modui81 komblnierbar. Schlagworte 
fOr potentielle Kunden. wie kommunale Energie­
versorgungsunternehmen und lndustrlebetrle­
be, sind Wartungsfreundlichkeit, kurze Bauzeit 
und vor allem ein einfaches Genehmigungsver­
fahren. Die Kosten sollen sich auf 900 Mlo DM 
belaufen, wobei·von einer sicherheitstechnisch 
abgespeckten Version ausgegangen wird. Ein 
Containment - eine zusätzliche Sicherheitshülle 
aus Stahl oder Beton - wird es nicht geben. Be­
gründung: Im Gegensatz zu anderen AKW­
Typen kann es einen Unfall durch Kernschmelze 
beim HTR nicht geben, da die Brennelemente­
kugeln wegen der Graphitmoderation nicht 
schmelzen können. Motto der Betreiber: Wenn 
Innen nichts kaputt geht, kann auch nichts nach 
außen dringen (Erläuterungen zu Problernen del 
Technik vgl. atom Nr. 22). 

Genehmigungsverfahren 

ln Nordrhein-Westfalen und Bayern laufen seit 
einiger Zelt Planungen zum Bau von Modul­
Reaktoren. So haben die lsar-Amper-Werke für 
Manenberg bei Rosenheim eine Sicherheitsstu­
die und andere Antragsunterlagen zum Bau ei­
nes »Mini-HTRc in Auftrag gegeben. Da aber nun 
in Niedersachsen Anfang 1989 ein standortu­
nabhängiges Genehmigungsverfahren dazu in 
Vorbereitung Ist, haben die lsar-Amper-Werke 
und andere EVUs in allen anderen Bundeslän­
dern diese Verfahren zurückgestellt, um abzu­
warten, was sich in Niedersachsen entwickeln 
wird. 
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HTR·Modul 

Die Atomlobby steht vor dem Problem, wie sie 
heutzutage eine neue Reaktorlinie (HTR·Modul) 
gegen den Widerstand der BeVOikerung durch­
setzen kann. Auseinandersetzungen 1m laufe 
von Genehmigungsverfahren haben immer wie­
der den Bau von Atomanlagen verzögert, 
manchmal sogar verhindert. Diese .öffentlich· 
keltsbeteiligungc wollen Siemens/lnteratom und 
die nieders. LandesregierUng soweit es geht 
vermeiden. Gemeinsam wählten sie deshalb ei· 
ne neue Form eines Genehmigungsverfahrens: 
den sicherheitstechnischen Vorbescheid nach 
§§ 7a und 7b Atomgesetz (Atg) ohne Nennung 
eines Standorts für den Bau eines HTR· 
Modulreaktors (siehe Kasten). 

Es kommt noch schlimmer. Ein juristisches Gu· 
tachten des Bundestages (am 17.10.88 von ei· 
nem Regierungsdirektor Dr. D. Kolbe erstellt) 
kommt zu dem Schluß, cla8 bei dem KonzeptprQ­
fungsverfahren Oberhaupt kein Spielraum fOr 
EinsprOehe gegen die Sicherheit des HTR· 
Moduls vorhanden ist. Ein Klagerecht für BOrge­
rinnen, Gemeinden und Kreis scheint fraglich, 
denn, so heißt es im Gutachten,..so/ange der 
Standort eines Atomkraftwerkes noch nicht fest· 
steht, kann n§mlich niemand genend machen 
durch die behördliche Entscheidung in seinen 
Rechten beeinträchtigt zu sein. «Mögliches Fazit: 
Ohne Standort keine Betroffenheit (Hier besteht 
ein Widerspruch zur Obilehen Praxis ln atom­
rechtlichen Genehmlgungsverfahren, denn dazu 
können bundesweit ·ja sodar international • Ein­
wendungen erhoben werden, egal ob in deutsch 
oder chinesisch). Allerdings räumt der Gutachter 
eine gewisse Verfassungswidrigkeit ein. Weiter 
im Text:»Überwiegend wird jedoch die Zul§ssig· 
keit eines derartigen Verfahrens bejaht. «Wenn 
es dann soweit ist, cla8 ein HTR in irgendeine 
Stadt oder einen Industriebetrieb gebaut wer· 
den soll, können alle (auch diejenigen, die gegen 
den Vorbescheid keine Einwände geltend ge­
macht hatten) selbstverständlich Einwende ge­
gen den spezifischen Standort des AKWs erhe· 
ben • vorausgesetzt sie wohnen nicht weiter als 
15 km vom Standort entfernt, denn dort endet 
nach Ansicht der Setreiber die nachbarschafts· 
rechtliche Betroffenheit. 

Sicherheitsrelevante Probleme des HTR· 
Moduls sollen dann nicht mehr in der Öffentlich· 
keitsbeteillgung unterzogen werden (siehe §7b 
AtG). Damit wird es wieder einmal deutlicht: Ein 
in der Verfassung garantiertes Recht wird außer 
Kraft gesetzt, um einenm Großkonzern die Profi· 
te zu sichern. (Es bleibt dabei: die Bundesregie­
rung als geschäftsfOhrender Ausschuß der Kapi· 
talisten d.S.) Falls die Strategie der ATombetrei· 
ber ·den Ausschluß der lästigen.Öffentlichkeit • 
sich beWahrheitet, Wird WillkOr eine TOr aufge­
stoßen. 

Widerstandskampagne gegen 
den HTR·Modul 
und das standordunabhängige 
Genehmigungsverfahren 

ln der Zelt der achtwöchigen Auslegungsfrlst, 
mit der Anfang 1989 in Hannover zu rechnen ist, 
sollen möglichst viele Einwendungen gegen den 
HTR gesammelt werden, sowohl Einzel- als auch 
Sammeleinwendungen. Die politische Bedeu· 
tung der Einwendungen besteht bei diesem Ver· 
fahren im wesentlichen darin, einerseits auszu· 
drilcken, cla8 sich die Öffentlichkeit nicht aus­
achließen läßt, und andererseits eine Form des 
Protests gegen den Bau weiterer AKWs dar· 
stellt. 

Es sollen aber nicht nur Unterschriften ge­
sammelt werden. Parallel dazu sind verschiede­
ne Aktionen in Hannover geplant worden, wie sie 
auf der Herbstkonferenz am 5. /6. November in 
NOrnberg verabschiedet worden sind. 

1.Aktlonstage 
Es können zwei Aktionstage in Hannover statt· 

finden, und zwar am ersten Freitag und ersten 
Samstag nach Beginn der Auslegungsfrist An· 
fang 1989. Freitags organisieren hannoversche 
Gruppen Aktionen, die aus Hannover und Umge­
bung getragen werden können. FOr Leute, die 
schon freitags nach Hannover kommen wollen, 
stehen Schlafplätze nach Anmeldung zur VerfO· 
gung. Auf den Samstag hin soll bundesweit mo­
bilisiert werden. Aktionsvorschlag: ab 11.30 kur· 
ze Kundgebung an einem zentralen Ort in der 
hannoverschen Innenstadt, danach ,. Trommeln 
gegen HTR« (diese Idee ist in der AG gegen 
HTR besonders gut angekommen). Es wird dazu 
aufgerufen, Rhytmuslnstrumente aller Art mitzu· 
bringen, Gruppen aus Hannover und Umgebung 
bieten den Baslsryhytmus (es soll ja hinreißend 
klingen). Es entsteht ein gemeinsames Protest· 
konzert • dann teilt sich die Menge in vier Grup­
pen, die unter musikalischer Begleitung die 
Hauptstraßen entlangziehen, um flächendecken 
Rugblätter zu verteilen, dann ROckkehr zum 
Kundgebungsplatz, evt. Aktion »Bau und Abriß 
des ersten HTR·Moduis der BRD«, Ende der 
Kundgebung. Das ganze soll den Charakter ei· 
nes Happenings· haben. Ende: gegen 15.00 
UHr. 

2.Fünfte Woche der AuslegungSfrlst: 
ln Hannover Wird vorbereitet, cla8 möglichst 

viele Leute von auswärts (als Gruppen bestimm· 
ter Bundesländer) nach Hannover kommen kön· 
nen. Anmeldung erbeten. Schlafplätze vorhan· 
den. Es wird ein oder zwei·Anlaufstellen geben 
und Informationen Ober den bisherigen Verlauf 
des Verfahrens und Aktionsmöglichkeiten. 

§7a Atomgesetz. Vorbescheid. 
Auf Antrag kann zu einzelnen Fragen, von denen 
die Ertel/ung der Genehmigung einer Anlage 
nach §7 abh§ngt, insbesondere zur Wahl des 
Standorts einer Anlage, ein Vorbescheid erlas­
sen werden. Der Vorbescheid wird unwirksam, 
wenn der Antragsteller nicht Innerhalb von zwei 
Jahren nach Eintrnt der Unanfechtberkelt die 
Genehmigung beantragt; die Frist kann veri§n­
gert werden. 
Für die einzelnen Fragen, die in ihrer Summe das 
Konzept des HTR·Modul ausmachen, soll ein 
Vorbescheid erteln werden. Es wird geprüft, ob 
für einen Plan, der erst nur auf dem Papier exf. 
stiert, eine Genehmigung ertein werden kann. 
Diese Prüfung umfaBt u.a. den technischen Auf· 
bau des Reaktors, die Zu/lissigkelt von Emissio­
nen im Normalbetrieb, das Ausreichen der Kühl· 
kapazitiit bei Notfällen, die Auslegung für die 
Erdbebenzone I. 
§7b Atomgesetz. Einwendungen Dritter bei Teil­
genehmigung und Vorbescheid. 
Soweit in einer Teilgenehmigung oder in einem 
Vorbescheid über einen Antrag nach §7 oder 
§7a entschieden worden und diese Entschei· 
dung unanfechtbar geworden ist, können in ei· 
nem weiteren Verfahren zur Genehmigung der 
Anlage Einwendungen Dritter nicht mehr auf 
Grund von Tatsachen erhoben werden, die 
schon vorgebracht waren oder von dem Dritten 
nach den ausgelegten Unterlagen oder dem aus­
gelegten Bescheid h§tten vorgebracht werden 
können. 
Mit §7b.fst das umschrieben, was mit einem juri­
stischen Begriff »Präklusion« genannt wird. Das 
bedeutet: ist der Vorbescheid für den HTR· 
Modul rechtskräftig geworden, hat niemand 
mehr ein Recht auf Einwendungen oder Klage 
gegen die bereits genehmigten Punkte. Im fol­
genden Verfahren für den Bau und Betrieb eines 
HTR·Moqu/ nach §7a AtG, das am Standort er· 
fordertich ist, werden dann nur noch Punkte be­
handelt, die durch die Standortwohl bedingt 
sind,z.B. die Tragf§hlgkelt des Baugrundes. 
Mit dem Vorbescheid werden nicht nur die 
Rechtsansprüche von Privatpersonen ausge­
schlossen, sondem · auch die von juristischen 
Personen wie Betrieben, Kommunen, Kreisen, 
Kommunalverb§nden und anderen Organisatio­
nen, die sonst im Planungsrecht berücksichtigt 
werden. 
Atomrecht ist Bundesrecht, es wird von den 
Liindem in Auftragsverwanung durchgeführt. 
Der Vorbescheid für den HTR·Modu/ wird des· 
halb für das ganze Bundesgebiet gültig. Soll in 
einem anderen Bundesland ein HTR·Modu/ ge­
baut werden, werden die Menschen dort eben­
falls auf die ausschließende Wirkung des abge­
schlossenen Genehmigungsverfahrens verwie­
sen werden. 
Der Vorbescheid wird rechtsgu/tig durch die »Ö!~ 
fentlichkeltsbeteiligung« im Genehmigungsver· 
fähren. ln einer achtwöchigen Auslegungsfrist 
müssen die Antragsunterlagen öffentlich ausge­
legt werden. W§hrend der Auslegungsfrist kön· 
nen Einwendungen gegen die geplante Atomen· 
Iage erhoben werden. Nur wer Einwendungen 
erhoben hat, Ist bereichtlgt zur Teilnahme am 
darauffolgenden Erörterungstermin und hat 
schileB/ich das Recht auf Klage gegen den Vor· 
bescheid. Ist aber kein Standort bekannt, dann 
kann niemand wissen, ob er durch den Bau eines 
HTR·Modu/s ln seinen Rechten betroffen sein 
wird. · 



3. Oberpbe und Demo em Ende det' Frist 
Am MittwoCh vor Ende der Frist (Freitag) findet 

die Übergabe der Einwendungslisten statt. ·Am 
Samstag nach Ende der Frist findet eine bun· 
desweite Großaktfon in Hannover statt (Demo 
Qder Menschenkette ZWisChen •Umweltmlnlste­
rlumc und Siemens oder beldes). Ziel: Wirkung 
der 8nwendungen unterstützen. Abbruch des 
Verfahrens. Motto: •Wenn nötig, sehen wlr uns 
beim Erörterungstermin wieder.« 

Zusätzlich 1st dazu aufgerufen, möglichst viele 
Veranstaltungen und Anfragen an Städte und 
Gemeinden und Aktionen dazu zu veranstalten, 
damit zum HTR·Modul und seiner Genehmigung· 
spraxls eine breite Öffentlichkeit zustande 
kommt. Infomaterialist bei der BIU Hannover zu 
bekommen, z.B. ein Muster eines Ratsantrages, 
z.B. Augblatt mit praktischen Tlps zur Teilnah­
me an den 8nwendungen. Außerdem gibt es ln 
KOrze ein Plakat. 

Konteldedreasen: 
AG .$toppt den HTR·Modulc, ~o BI Umwelt· 
SChutz (BIU), Stephanusstr. 25,3000 Hannover 
91, Tel. 05111445212 
HTR·AG der AtommOIIkonferenz, clo Umwelt· 
zentnJm. Schamhorststr. 57,4400 MOnster, Tel. 
0251/521112 
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aus: HAZ v. 11.11.88 

HTR-Hersteller lenken ein 
Proteste hatten Erfolg: Genehmigung nach Bürgerbeteiligung 

vdB. HAnnover 
Die Proteste vieler Umweltschutzorga­

nisationen und Atomkraftgegner gegen 
das standortunabhängige Genehmigungs­
verfahren für den in der BundeHepublik 
entwickelten kleinen Hochtemperaturre­
aktor (HTR-Modul) haben Wirkung ge­
zeigt. Die Projektgemeinschaft aus der 
Siemens AG und der Interatom GmbH, 
die am 29. April bei der Landesregierung 
in Hannover die sogenannte Konzeptprü­
fung für den neuen Reaktortyp beantragt, 
aber keinen Standort genannt habe, hat 
sich an d!fs niedersächsische Umweltmini­
steriwn gewandt. Die Unternehmen teilen 
mit, daß sie gegen eine erneute Konzept­
prüfung bei einem standortbezogenen Ge­
nehmigungsverfahren keine Bedenken ha­
ben. Auch gegen eine dann evtl. erforder­
liche werdende Anderung des Genehmi-

Zum Stend der politischen Arbeit gegen den 
HTR-Modul 

Am 11. November 1988 erschien ln der HAZ etn 
Artikel mit der Überschrift: HTR·Hersteller len­
ken ein, Proteste hatten Erfolg; Genehmigung 
nach BOrgerbeteillgung. 
Dieser Artikel zeigt: Die Arbeit der BOrgerinitia­

tiven gegen den HTR·Modul und gegen das neu­
artige Genehmigungsverfahren erweist sich be­
reits als sehr wirkungsvoll bel der Behinderung 
der Pläne von Slemens und der niedersächsi­
schen Landesregierung. 

Nacheinander haben der Niedersächsische 
Umweltminister Remmers, der Bundeaumwelt· 
mlnlster Töpfer und nun auch die Antragstelfarin 
Slemens sich gezwungen gesehen, auf unsere 
Kritik am Genehmigungsverfahren nach § ·7a 
Atomgesetz, dem sogenannten standortun~ 
hängigen Vorbescheid, zu reagieren. Das be­
deutet: sie sehen Ihre ursprOrigllche Absicht, 
das Genehmigungsverfahren und die damit ver· 
bundene BOrgerbeteiligung ln aller Stille durch­
zufOhren, um damit rein formal die RechtagOitig­
keit fOr den Vorbescheid nach§ 7a AtG zu erlan· 
gen, durch unsere Agitation bereits durchkreuzt. 
Remmers und Töpfer genauso wie Slemens ver­
suchen nun den Anschein zu erwecken, sie woll­
ten unserer Kritik entgegenkommen. Sie versi­
chern einer nach dem anderen, auch in e.lnem 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren mOsse 
die Öffentlichkelt erneut am Genehmigungsver­
fahren beteiligt werden, und damit sei ein we­
sentlicher Kritikpunkt von Umweltschutzorganl· 
satlonen und Atoml<raftgegnet an der ElnfOh­
rung des HTR·Modul aus dem Wege geräumt. 

Die Ag gegen HTR wertet diese Spächmanöver 
als ein Versuch, unsere Kritik und unseren WI­
derstand zu unterlaufen. 

gungsbescheides werden keine Einwände 
erhoben. Im übrigen erklären sich die 
HTR-Hersteller, der nach der standort­
unabhängigen Konzeptprüfung ergehen 
wird, nur für Niedersachsen gilt. 

Atomkraftgegner hatten das jetzt lau­
fende Genehmigungsverfahren mit dem 
Hinweis kritisiert, durch den Verzicht auf 
die Benennung eines Standortes werde die 
Beteiligung der Öffentlichkeit einge­
schränkt. 

Mit dem Brief an Umweltminister Wer­
ner Remmers stellen die HTR-Firmen 
nunmehr klar, daß ihnen nicht an einer 
Verringerung der Mitwirkungsrechte gele­
gen ist. Sie erklären, wenn ein Standort 
für den Bau eines HTR-Modul benannt 
werde, müsse die öUentlichkeit erneut am 
Genehmigungsverfahren beteiligt werden. 

Alle, Aemmera, T6pfer und Siemens, ver­
geuen eMichtllch bei dem HlmNia euf die 
formal wledemotte ao,..rbetefllgung den 
f 7b AtG zu et'Wihnen. D•durch wird diese 
atlndlg wledemolte AuaNge hlnterttlltlg 
und lrrefOhrend. 
Oie BOrgerinitiativen gegen den HTA wissen gut 
genvg. da8 nach der Benennung eines Standor· 
tes fOr den HTR-Modul ein weiteres Genehmi· 
gungsverfahren, diesmal nach § 7 AtG. eben· 
falls mit BOrgerbeteiligung durchgefOhrt werden 
muß. ~ Atomgesetz bestimmt aber Im § 7b: 
»Soweit ... in einem Vorbescheid ... nach . .. § 7a 
entschieden worden ... ist, können in einem wei­
teren Verfahren zur Genehmigung der Anlage 
Einwendungen Dritter nicht mehr . . . erhoben 
werden, die schon vorgebracht waren oder ... 
hätten vorgebracht werden können.« 

Oie Umweltminister und die Atomindustrie ver· 
suchen, den 8ndruck zu erwec.ken, als seien sie 
bereit, die Mitwirkungsrechte der Bevölkerung 
im Genehmigungsverfahren trotz der § 7a und 
7b bevorzugt zu berOckslchtlgen. Mit dem Wort· 
laut des Atomgesetzes erweist sich das als blo­
ße Scheinkonzesslon. 

Der Text des Atomgesetzes entspricht den ln· 
teressen der Atomlndustrle. Er bietet Slemens 
ausreichende Möglichkeiten entgegen allen Of· 
fehtllchen Bef(ungungen - die Wahrung der ln­
~eressen der BevOikerung massiv zu beschrän­
ken. 

Niemand darf sich durch diese Äußerungen ir· 
remachen lassen. Wir mOssen vielmehr unsere 
politische Arbeit gegen die ElnfOhrung des HTA· 
Modul mit gleicher Energie und ln derselben 
Form fortsetzen, wie wir sie begonnen haben: 
mit Einwendungen und Aktionen gegen den 
HTR·Modull 

FOr die AG gegen den HTR, Anna Ma9uc1! 
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Aus Tschernobyl 
nichts gelernt 

Am 24. Oktober wwde ln Moakllu mit dem 
Ab1Chlu8 eines venr.- Ober den Beu eines 
Hochtemperatur•Reaktora Im e<.mforiChunga­
zentrum Nll•r ln Dlmltrowgr•d eh Atomkoope­
r.Uon BRO - UdSSR er6ffnet. "-chtzeltlg zum 
~nzterbeaucfl in Moauu w.,.., die Venr•ga­
vttrhMdlungen zwischen der ABB, Siemens 
l.l1d der sowjetlachen Atomenerglebeh6rde 
•bgeiChloaaen, konnten die lnduatrtevertrlge 
atutllch beg .. ublgend geWordlgt werden Mit 
der Kooper•tlon verwirtdicht sich ein •Jea Erbe 
Breachnewa und Helmut Schmldta. FOr die 
~Atomlnduatrle wird ~mit MCh .. ngen 
dOrren J•hren du Tor zu neuer Zukunft ein 
Stück weit •ufgeato&en. 

FOr eh ger.cte zu weltweitem Auaatleg be­
kehrten Erneuerer ln der OKP ein Mrter 
Schlq, d.a ausgerechnet die Sowjetunion zu 
dieser Zukunft verhilft. ZuguteMiten werden 
mu8 der SU: Sie tut~· wenigstens nicht unel­
gemützlg. Krftltc allerdings bedlrf ea en dem 
forcierten AuatNiu der Atomenergie ln der 
UdSSRtrotz l.l1d MCh Tschernobyl- •uch l.l1d 
ger.cte wenn mit BRO-Technlk unterstützt- ... 
lerMI. Des Perverse: Mit dieser blockObergrei­
fenden • Frieden l.l1d Venr•uen- ac:Mffenden 
ZuummeMrbelt wird ein neuea StOck BRO­
Atomw.ffenproduktlonatechnologle Intern.­
~~ - globel - Mlonflhlg gem.cht. 

Ein Planziel aus der Perlode 
der Stagnation wird erfüllt. 

Die jetzt ln Moskau ageschlossene Koopera­
tion auf dem Gebiet der Hochtemperaturreakto­
ren reicht bis ln das Jahr 1976 zurück. Damals 
lief ln der BAD gerade die •Aktion BOrgerdialoge 
des Bundesforschungsmlnslters Hans Matthöfer 
(SPO) an, ln Brokdorf war der spätere Bauplatz 
noch Wiese. Im März dieses Jahres 1976 ver-
8inbarte rnann ln Moskau eine Zusammenarbeit 
zwischen den ln der BAD auf dem Gebiet der 
Hochtemperatur-Reaktorentwicklung tätltgen 
Firmen und entsprechenden Stellen ln der 
UdSSR . .oDfe sowjet/sehe Seite möchte in zuneh­
menden Umfang mit der deutschen Industrie auf 
diesem Gebiet kooperieren, weil sie den 
Hochtemperatur-Reaktor fOr einen der zukunft· 
stmchtlgven Reaktoren ansleht«hle6 es schon 
damals (Blick durch die Wirtschaft, Hg. FAZ v. 
13.4.76) 

Dieses Interesse hielt an. Die HTR· 
KOOP,8f&tlon stand auch ln den folgenden Jahren 
regelmäßig auf der Tagesordnung. So auf der 
Jahrestagung der gemeinsamen Wirtschafts­
kommission der BAD und UdSSR 1980 (Welt, 
29.12.79), als auch beim Bonner Besuch des 
sowjetischen Staats- und Partelchefs Bre­
schnew 1981 (FAZ, 10.11 .81). Mitdemjetzt un­
ter Gorbatschow besiegelten Vertrag zur HTA­
Kooperatlon wird also ein altes Planziel aus der 
sogenannten Periode der Stagnation verwir­
klicht. 



Am 3. April 1987, also noch vor Unterzeich­
nung der Vereinbarung zur Zusammenarbeit in 
der Atomenergienutzung auf staatlicher Ebene, 
meldete die FAZ den erfolgreichen Abschluß der 
Verhandlungen der lnnotec (FAZ. 3.4.87). Wei­
tere Kooperationsvereinbarungen folgten. Im 
November konnte auch die Siemens AG mit ih­
reri Tochtergesellschaften KWU und Interatom 
eine Zusammenarbeit bei Hochtemperatur­
Reaktoren Im Leistungsbereich von 200-MW ab­
schließen (FAZ 3.11.87). Im März 1988 unter­
zeichnete die Asea-Brown-Boveri-GI'l!ppe (ABB) 
ein zweites Abkommen mit dem sowjetischen 
Staatsmlnsterlum fOr Atomenergie, diesmal zu 
Bau und Nutzung von HTR Im Leistungsbereich 
zwischen 400 und 500 MW (FAZ, 5.3.88). 

Waren das bisher nur allgemeine Vereinbarun­
gen, wurde bis zur Moskaurelse Kohls erstmals 
ein konkret projektbezogener Vertrag ausgehan­
delt und dort dann auch unterzeichnet. Noch 
kurz vor dem Treffen auf Staatsebene waren die 
beiden bis dahin konkurrierenden Armengrup­
pen der ABB und der Siemens AG Obereinge­
kommen, Im Bereich der Vermarktung der HTR 
zusammenzugehen. Sie grOndeten zu diesem 
Zweckllvorbehaltlich der Zustimmung des Bun­
deskartel/amtes«Wie es hleß»zu gleichen Teilen 
die HTR GmbH mit einem Stammkapital von zwei 
Mio DM und Sitz in Frankfurt«(FAZ, 7.10.88). Oie 
mit der Unterzelchung des Generalvertrages 
zwischen ABBIKWU und der sowjetischen Ato­
menergiebehörde am 24.10. in Moskau abge­
schlossene Zusammenarbeit umfaßt die gemein­
same Industrielle Planung und den Bau eines 
HTR mit 200 MW im Kernforschungszentrum Nl­
lar in Dlmltrowgrad (Handelsblatt, 25.10.88). 
Aanklertr wurde der Vertragsabschluß mit einer 
gemeinsamen Absichtserklärung des Bundes­
forschungamlnlsteriums und des sowjetischen 

Selbst schwerste demagogische Ausfälle von 
BRD-Selte, wie die des Bundeskanzlers Kohl im 
November 1986, als er Gorbatschow mit Goeb­
bels verglich, konnten die Zusammenarbeit nicht 
gefährden, nur verzögern. Die schon fOr den No­
vember 1986 geplante Unterzeichnung des 
•Akommens zur wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit bei der Nutzung der Atomener­
gie« wurde verschoben. Sie fand erst am 
22.4.87 statt. Dort war es schließlich die sowje­
tische Seite, die mit dem Vorstltzenden des 
Staatskommlttees fOr die Nutzung der Atome­
nergie, Andronlk Petrosjanz, Ihr Bedauern dar· 
Ober zum Ausdruck brschte, daß dieses Abkom­
men »>eider sehr späte unterschrieben werde 
(Faz, 23.4.87). Die Kontakte auf Armenebene 
waren von diesen zwlschenzeltllchen Unstim­
migkelten unberOhrt geblieben. Bereits seit Mit· 
te 1988 liefen Gespräche zur Vermaktung eines 
HTR-1 00 zwischen der lnnotec-Energletechnlk 
KG (Essen) als federtOhrende Gesellschaft Im 
HTR-Entwlcklungskonsortium einer Armengrup­
pe um die Brown, Boverle und Cle AG 
(BBC/Mannheim) und den zuständigen Stellen in 
der UdSSR. Dabei ging es, wie die lnnotec Im 
Januar 1987 verlautbaren lleß,11zunächst um Ue­
ferung, Bau und Batrieb einer Doppelanlage mit 
insgesamt 200 MW elektrischer Lelstung.cBe­
relts damals versprach sich die Armengruppe al· 
lerdlngs mehr. Sie erhoffte slch»über eine Er­
stan/age in der Sowe}tunlon hinaus vor allem Im 
Ostblock waltere Einsatzbereiche f()r die HTR­
Unie zu erschlieBenc(Nachrichten fOr den Au­
ßenhandel, 19.1.87). 

Staatskomitees fOr die Nutzung der Atomener­
gie, die Verwirklichtung der Industrieverträge 
mit einem gemeinsamen Forschungs- und Ent­
wicklungsprogramm zu begleiten. 

Ein Durchbruch für die Atomin· 
dustrie 

Der General- bzw. Rshmenvertrag selbst be­
deutet»noch keine Auftragsvergabe11, sondern 
regelt nur dle11Leitlinien der 
Zusammenarbelt«(FAZ, 25.1 0.88) und stellt da­
mit erst eine Grundlage fOr noch zu schHeßende 
einzelne Verträge Ober Lieferungen, Technolo­
gietransfer und Ananzlerung dar. Bis zum Be­
ginn des Reaktorbaus werden welter811zwe/ Jah-

re mit Vorarbeltencvergehen (ebenda). Auch 
vom Auftragsvolumen nimmt sich das Geschäft, 
kommt es zustande, eher bescheiden aus. Auf 
eine Milliarde Mark werden die Gesamtkosten 
geschätzt. Einen Großtell dieser Kosten wollen 
die Sowjets selbst abdecken, so daß fOr die bun· 
desdeutsche Atomindustrie Im Vergleich zu frO­
heren Erwartungen ein eher mageres Auftrags­
volumen von 400 Mlo DM Obrig bleibt (ebenda). 
Das Ist nicht einmal ein Zehntel des von der 
KWU zuvor allein fOr Aufbesserungsaufträge an 
sowjetischen AKWs erhofften Milliarden­
Geschäfts. Noch stellt sich aber die Frage, ob 
das jetzt projektierte Geschäft letzlieh tatsäch­
lich zustande kommt. 
Schon einmal, Anfang der 701ger Jahre, sorgte 

die BRD-Atomlndustrie mit einem gemeinsamen 
Atomreaktor-Projekt Kalinlngrad mit der Sowjet­
union fOr Furore. Zu Beginn der Projektverhand­
lungen 1973 war damals von vier Kraftwerks­
blöcken mit einer Leistung von je 1.200 MW 
(FAZ, 17.7. 73). Im Laufe des Jahres 197 4 redu-
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zierte sich das Projekt auf nur noch ein Atom­
kraftwerk mit 1.250 MW (Handelsblatt, 
18.7.74). Obwohl es dann bereits perfekt er­
schien - die FAZ tltelte Im September mit der 
Schlagzelle-Einigung Ober Ueferung des Atom­
kraftwerks an die Sowjetunlonc(FAZ, 9.9.74) 
Gescheitert 1st das Projekt damals aber weniger 
an einem ROckzug der UdSSR, als an der rigiden 
Haltung der Bundesregierung bezOglieh der Be­
willigung von langfristigen Ueferkrediten, was 
wohl den WidersprOchen des BAD-Kapitals zu 
diesem Geschäft selbst geschuldet war. Das 
Geschäft war mit einem Stromliefervertrag aus 
der SU gekoppelt, was den Widerstand der 
EVUs, allen voran die RWE, hervorgerufen hatte 
(Weit, 29.1.74 und Handelsblatt 

Heute gibt es diese Widersprache Im BAD­
Kapital nicht. Und auch die Frage der Ananzie­
rung scheint heute weniger ein Problem zu sein. 
Oie Deutsche Bank steht den SU-Geschäften 
Insgesamt mit einem 3- Mrd.·DM-Kredlt zur Sei­
te. Oie Sowjets entwickeln geradezu ein Inniges 
Verhältnis zur Schaltzentrale des westdeutsche­
nlmperiallsmus. (na na, dieses Wort werden die 
BOrger aber gar nicht so gerne hören bzw. le­
sen, d.S.)»Die Deutsche Bank- unser bewährter 
Partnercstellte die Zeltschrift »Sowjetunion heu­
tec ihrer Leserschaft die seegenbringende Ge­
schichte der Zusammenarbeit mit »den Deut­
schen« seit 1922 vor (Sowjetunlon Heute, Juli 
88). 

Probleme könnte zur Zelt wohl vor allem die 
Comcom (Coordlnatlng-Commlttee fOr West­
East Trade) bereiten. ln den 701gem wurde die­
se HOrde allerdings am schnellsten genommen. 
Sollte das auch diesmal gelingen - lldie Unter­
nehmen zeigen sich gemeinsam mit der Bundes­
regierung zuversichtllch«hleß es in der FAZ v. 
27.10.88- wären es wohl nur noch irgendwel­
che Teufelehen-tm Detail, die dem Geschäft im 
Wege stehen könnten. 

-
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HTA·Modul 

Bel allen Fragezeichen, die noch bleiben, wlnt 
88 allerdings fal8ch, daa Frohlocl<en der Atom­
mafia. die daa Abkommen bereits • elnenoAIW­
Ienateln fOr die HTR·T.ch't01ogle"fl4f!iat (SOdd. 
Zeltwlg, 25.1 0.88) als ZweckoptirnlllmJ abzu. 
twl. Wem aiCh nicht daa ~ Geechlft, ao 
wurde mit dem Abkommen doch ein realer 
Durchbructl erzielt. Von einem AlUleg .,. der 
Atomtect.IOiogle sind wtr demlt heute weiter 
entfernt als je zuvor. Dea neue Motto der Ato­
ri'lduatrte der Zululft gegen den Auestieg 
kOnnte dementsprechend ganz Innovativ 
hel8en:.um.tleg ltatt Auatlego(vgl. BrOcken­
baler, Nr. 43, 26.10.88). Von lmoteo-Olef 
Schlwper hle8 88 bereits Im September 1987 zu 
der Sowjetunlon-Kooperatlon:.tEs setzt natDrllch 
ein Zeichen, diiB die deutsch«~ Al*genl»uer 
gezwun(Jell sind mit eiMr ln cW Bundesrepublik 
entwlcldeten Technologie 1m Aus/end Projekte 
zu fN/IsJeren, weil die politische SltuatJon dies ln 
der Bunde8repub/lk zur Zelt wohl nicht zuiiiJt. 
Von dtJher k1111n Ich mir durchiiUS vorstellen, diiB 
der /3eulwJ/IIn fOr den HTR 100 ln w Sowjet· 
unioll durctt.us RiJclcwlrlwngen euf die Bundes­
republik hat• (Sieg Teoh, 918n. 

Das gerade die UdSSR ln einer Front mit der 
8R().AtomlncUI1J1e ln diesem Sinne eine V~ 
tenolle Obemlmmt. wtrd vielleicht fOr die Anti­
AKW..ßewegt.rlg weniger Obemiechend kom­
men (wieso elgentllctt weniger, daa Hegt doch 
voll Im Kurs von P8188tnllka, d.S.), Iet fOr die~ 
rade zu weltweitem Auestieg bekehrten Erneue­
rer ln der OKP allefdl~ge ein twter Schlag. 

HTA und beschleunigter Aus· 
bau des Atomprogramms ln 
der UdSSR 

Noch 19n hatte der heutige V8l'hnlunge­
f0hrer Im HTR·Koopendlon8ge8ohlft Andronlk 
Petroaajanz al8 Leiter des Staatskomitees zur 
Nutzung der Atomenergie getOnbWenn auch 
nur die~ GflfiJhr fOr die 8tw6lkfNung t. 
stlllldfln hltte, so hltte ",." weder 1n unserem 
LBnd noch ln tlllderen sozltlllstische l...lndern 
euch nur ein elt'lzlges ICernlnltwerlf g«Jeut, '"-' 
wlrtscllafl//ch es auch ..., mochte.o(Sowjet· 
un1on Heute, 19n, H. 112). 1 o Jahre aplter LWld 
ein Jatlr nach Tactlemobyt hel8t 88 &ICh dem 
Mtme des gleichen PetroeajiN:.tEs gibt keine 
Alernatlv• zur atomaren 
~SOdd. Zeltwlg,27.o4.88 zlt. 
nachT .. ). 

Auch nach Tactlemobyt wurde 1n der UdSSR 
., dem unter Br88hnew betr1ebell8n forcierten 
Auebai der Atom81181gie festgehelten. Knapp 
zwei Monate nach dem GAU ~der ()bei. 
ste Sowjet ble 1990 den Antel der Atom81 agle 
... der Stromerzeugung zu verchifachen (Zelt, 
2o4.o4.87). Mit einer Kepazltlt•o1181twlg von 
-40.000 WfN alt 87.000 WfN aollte der Antel der 
Atomen&~ gle ., der Stromerzeug1.11g von 11 'MI 
(1986) auf 21% bis zum Jatlre 1990 gesteigert 
werden (NZZ. -4.7.88). Bn Jahr aplter, 1987, 
wurde ZWfl zugegeben, dll8 dlee88 Pllwlel 
nicht mehr emtld1ber wlre, man streckte dae 
Atornprogremm, die polltlechen Zleleetzl.llgen 
blieben aber unverlndert. Oaa Zlel21 " Atome­
nerglelwttell wurde jetzt fOr 1996 anvtelert. Ble 
1990 aollte die Stromproduktion .,. AKWa ~ 
genOber 1985 V8l doppelt werden (Wirt8ctt. d. 
Ostblocka, 19.5.87). Bla zum Ende des Jatwtut. 
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derts erstrebt mann, die KapezltAt zu verfOnffa. 
chen (Handeleblatt,5.8 .87). 

Gleichzeitig aol dleeer Auebeu mit einer lJmo. 
rtentlelulg bei den Reaktot1ypen erreicht wer· 
den. Vom Typ RSMK (der Techemobyl Reaktor) 
aollen Jf'IUr« noch ln8geslwnt drei Reaktoren 
(zwei fOr daa AKW Smolenak, einer fOr dae AKW 
lngnallna) fertiggestellt werden (atw, 7188). 1n Ih­
rer weiteren Entwicklung wird 8k:h die sowjetl­
ache Atornenel'glewlr, wie der stellvertre­
tende Minister fOr Atom81181 gle A. L l...apec:tWt 
betonte~ IILif den Einatz ~ RtMkto­
ren w Sauart wwal (Druckwass«rNtktoren, 
Anm. atom) mit einer Leistung ~ 1. 000 MW 
umstel/en«(Naohrlohten f . Außenhandel, 
26.4 .88). 

Daneben werden Bau und Entwloklwlg natrl­
umgei<Ohlter Brutreaktoren vorangetrieben. ln 
Betrieb sind derzeit ein 12 t.NI BrOter ln Wolgo­
donak, 8ln 350 t.NI BrOter ln Sohewt8Chenko 
LWld ein 600 WfN BrOter ln Bjelojarak. Dort und 1n 
Urall Mertd beu die SU ., Brutreaktoren mit ei­
ner Leistung von 600 t.NI. ln der Entwlokloog 
ohne bl8hertge StMdortbennung, l8t ein 1.600 
t.NI BrOter (atw, 7188)(ale Atomfans ln die 
UdSSR, d.S.) 

ln cle88m ZUSimnentalg sind die Informatio­
nen der OKP lntereeant, de8 ln der buldMdeut· 
aohen Atomlnduatrle auc:h hier Kalkulationen 
darilber angestellt werden,.odfe l»sondets rls· 
kante BIOter· Technologie zukDnftlg weltweit lltd 
euch in die So.tunlon exporlJeren zu 
llmnen.o(UZ. 31 .10.88). Da8 Iet neu. Bekamt 

Ist. daß Kontakte auch aJf diesem Gebiet lange 
ZlJI'Ockrelchen. Geeprlche zwtechen BrOterex· 
perten .. der BRD LWld der UdSSR fWlden ~ 
relt8 1973 statt (SZ,21 .8.73). Ea Wh hilfreich, 
wenn die OKP aktuelea Intimere Wluen 1n die­
ser Sache Offentlieh machen wOrde. 

Neben den BrOtern wird ln der UdSSR seit den 
7otger Jahren die Entwicklung eben der Hm als 
zukunft8trAohtler Reaktortyp betrleben..tlm 
(JI(I&Iren St~MtrWarte der Vorstltzende des 
Staatskomitees fOr Atomenergienutzoo A.N. 

Prozenl<e, aollelm Pllllljahrfünft 199612000 mit 
w Erzflllnf/ hochpotentieller ~ fOr 
lndustrltllle Prozesse durch HTR-Rellktorerl t. 
gonnen werden.•(Naohr. t . 
Aueei.:Widel,26.4.88). aMitte der 90iger Jahrec 
Iet auc:h der Zaltnun, der mit den BRO­
Atomlulnzemen ala Zieldatum fOr die Inbetrieb­
nahme desln der Atomkooperation projektierten 
200 t.NI HTR ln ~ auegehandelt 
wude (vgl. Sc:twper ln Sieg Teoh 9188). 

Oie su beclen8t 8k:h hier alao der Kooperatlotl 
mit der BR().Atomlnduatrie um 1tn lnbltlouler· 
ten Auaba!pllne Im Atompogra1m eUchhalten 
zu konnen. Statt nach Tachemobyl die errag~e­
pollt18che Konzeptton .. der Breschnew-Ara 
mit den glgartl8chen Planvorgaben Im Atome­
nergleeuabau zu Oberdenken, wurde die alten 
Konzeption foitgeaohrleben. Oie technokratl­
achen Verauohe Ihre VerNtrtdk:hoog Ober eine 
Koopendlon mit dem lmperlallamua machen jetzt 
noch einmal deutlich, da8 die Peleatrolka-Riege 
um Gorbatachow zu einer Kurakorrektur ln der 
Atompolitik niCht gewillt Iet. (aber Peiestroika 
hel8t ja eben auc:h, Zu8ammenarbett mit den ka­
pltall8tlac:hen Machten um deren Know How z.u 
nutzän LWld gemeinalme Unternatmen zu grOn­
den LWld nlohta lrldera lauft hier, lU keine f8l. 
aohen Etwa1ungen ln Pelestrolka, d.S.) Mög­
lichkelten zur Korrektur gilbe es. Sie erforderten 
alle! dllg8, daß mit der blaher1gen Konzeptfon 
der Energlepoltlk gebrochen wOrde. 

Die 80Wjetlache Ei l8l'glewtrtaoha ~et Pli-
"* fOr den Export. 50 " der G88antelcporter 
88 ~ - dem Energleexport. Der Export 
aleln von Ergas macht 10 %der 80Wjetledlen 
Export&f10ee lU dem Westtaldei .,. (vgl. 
Bethkenhagen, J .: EtdOI und Erdgaa hn Oet· 
West-Hlrldel, DIW.Yierteljatveehef zur Wirt· 
aohaftaforaof1ung, Heft"· Berln 983, 56). Da8 
hel8t, die Kritik der Atomtect.IOiogle ln der SU 
Iet mit einer~ Kritik des~ 
gen Okonoml8ohen Entwlci<U1gamod ver· 
bunclen. Eine derart grundegende Umorlentle­
rung l8t aber 8U8 der BOroklatle des aowjetl­
aohen Staat8apparatea nicht zu 8fW8rten. Al.len­
falla kann 8le lU einer Bewegung von Unten 
kommen. 



HTR und die Ambitionen der 
UdSSR auf Atomexport 

Galt bis Anfang der SOlger Jahre fOr die sowje­
tische Energiepolitik die Grundregel: Atomstrom 
fOr die eigene Industrie und Export von Erdöl 
und Erdgas fOr die Ananzlerung der ökonoml­
achen Entwicklung, wer die SU Mitte der 80iger 
Jahre soweit auch Ihre Atomanlagen auf dem 
Weltmarkt au8ertlalb des RGW anzubieten. Kon­
takte zur Ueferung sowjetischer AKWs bestan­
den mit China, Syrien, Ubyen und dem Irak 
(NZZ,4.7 .86). 

Die Aeaktori<atastrophe dOrfte nun, so die Ein­
schätzung des DIW-Experten fOr ost· 
europäische Wirtschaf tsfragen 
Bethkenhagen,.aauf IBnge Zelt Hoffnungen des 
sowjetischen Atomanlagenbaus zunichte ge­
macht haben, Kernkraftwerke ln Staaten auSer­
halb des RGW exportieren zu können. «Aber dll'· 
Ober hinaus Ist auch»bee den bereits vereinbar· 
ten Lieferungen mit Verz6gerungen zu rechnen. 
Dies betrifft die Exporte nach Finnland und ln die 
Mitgliedsstaaten des Rates ffir gegenselt/Qe 
Wlrtschaftshllfe«(DIW·Wochenberlcht 24186). 

Über die Kooperation mit der BAD· 
Atomindustrie auf ·dem Gebiet der · HTR· 
Technologie scheint die UdSSR zu versuchen, 
Ihr weltweit angeschlagenes Image wieder auf· 
zubessem. Wie das Handelsblatt zu berichten 
wußte, soll denn auch Im Generavertragoder ge­
meinsame Bau von Folgeanlagen zur Erzeugung 
von Strom, ProzeBdampf oder Prozeßw§rme ln 
der UdSSR eventuellauch ln Drlttllinder verabre­
deteworden sein (Handelsblatt, 25.10.88). Un· 
termaue(t wird das durch Vertautbarungen des 
ABB.Vorsltzenden Eberhard von Koerber, nach 
denen die ABB auch schon von sich aus Kontak· 
te zu verschiedenen LAndern mit denen das Ex· 
portgeschäft der Sowjetunion derzeit stockt, 
aufgebaut hat: 
Mit der chinesischen Regierung Ist nach von 

Koerber bereits ein •Memorandum of Under· 
standlngc ObeDzwel Anlagen von jewefls 100 
MW abgeschlossen worden..und auch mehrere 
andere Ostblockländer haben nach Angaben 
von Koerbers•konkretes Interesse 
bekundetc1,FAZ.,. 7.10.88). Wenn auch noch da­
hingestellt bleibt, was sich aus dem jetzigen Pro­
jekt an FolgeauftrAgen ergeben wird, läßt sich 
soviel sagen, da8 die Zukunfterwartungen der 
Atomlndustrie, die - wie der HTA·Kr1tlker Lothar 
Hahn vom Öko-Institut herausgearbeitet hat - Im 
HTR.tnatlonal wie lntematlonal eine der ganz gro· 
Ben Zukunftschancen der Atomlndustrfe, viel· 
leicht sogar die einzige IBngfrlstlge Überlebens­
möglichkelt sehen«, gestArid werden. 

Ein Modul für die Atomwaffen-
produktion? · 

Die Grundelgenschaft mllltArlscher Reaktoren • 
c1e Möglichkelt zum Brennelementewechsel 
wAhrend des laufenden Betriebes • besitzen die 
KTR schon in Ihrem zivilen Kostam. FOr eine 
helmilche Illegale Abzweigung von Atomwaffen­
stoffen kommt als entscheidender Vortell ge­
genQber herl«mvnllchen Reaktoren die »Hand­
lchkeit der Brennelemente« hinzu. statt mit um­
st&ldllchen langen Brennstllben, ln Brennele­
mente gebOndelt. werden die HTR mit tennl&-

ballgroßen Brennelementekugeln betrieben. Wie 
der HTA·Kr1tlker Hahn schreibt, Ist eine Abzwel· 
gung bel diesen Reaktoren auf jeden Fslla/e/ch­
ter zu tarnen, zumal an beliebiger Stelle abge­
zweigte Brennelemente durch 8/lnd·Efemetite 
ersetzt werden können.c1,Lothar Hahn, Der klei­
ne HTR • letzter Strohhalm der Atomlndustrle? 
Kurzstudie des Öko-lnsltuts Dannstadt, S.26). 

Die eindeutig mllltArlsche Besonderheit des 
HTA besteht aber darin, da8 er als wirkungsvol­
ler Tritium-Produzent eingesetzt werden !<Mn. 

Tritium dient als Grundstoff zur Wasserstoff· 
bombenproduklton..tDurch geeignete Brennn­
stoffzusammensetzung (z.B. durch Zugab9 von 
Lithium) läßt sich die Erzeugung von Trltlum zum 
Zwecke des Einsatzes ln Atombomben steuern 
und kann fOr technisch weit entwickelte Atom­
waffenstaaten mllltlir/sch Interessant 
werden.cf,ebenda, 26) 

Gerade an diesem Punkt hat die AealltAt die 
Studien der Kr1tlker bereits wieder eingeholt. 
Angesichts der ln der USA zusammengebroche­
nen Atomwaffenproduktion denkt der Im amet1· 
!<Mischen Energlemlnlstet1um fOr die Entwlck· 
lung und HerstellurfO von Kernwaffen zustllndlge 

HTA·Modul 

StaatssekretAr Troy Wade Ober die Heranzie­
hung bundesdeutscher HTR-Technlk nach . .-Wa· 
de hlilt das Konzept eines Hochtemperatur· 
Realetors fOr die m/Htärlsche ebenso wie fOr die 
zivile Anwendung fOr vlelvers,orechend«berichte­
te stolz die FAZ. unter der Überschrift :oDeutsche 
Teeholke am 27.10.88. Weiter heißt es,»171Bn 
wolle diese Technik anwenden um Trltlum auf 
verschiedenen Wegen herstellen zu können und 
damit von der Schwerwassertechnik unabhängig 
zu werden. Nach Meinung des Steatssekretärs 
wird man wohl beim Bau des Hochtemperatur· 
Reaktors auf die deutschen Erfahrungen zurück· 
greifen. Wade weist auf ein Abkommen zwi­
schen Siemens und dem ka/lfornlschen Unter­
ne/Iman General Atom/es über die zivile Nutzung 
der Hochtemperatur-Technik hin. ' Ich bin si­
cher, daß es auf diesem Gebiet zum Austausch 
von Informationen kommen wird ' sagt 
Wadec1,ebenda). 

Mit der Kooperation werden nicht nur die Kräf· 
te gestarid, die ln diesem Land Atomwaffenop­
tionen verfolgen, sondern es wird auch direkt 
einer Technik zum Durchbruch verholfen, die 
der BAD als weiteres Glied ln einer Infrastruktur 
fOr Atomwaffenproduktion dienstbar Ist 

Aelnhard Karstans 

55 



Nach der Katstrophe von Tschernobyl hat 
es verschiedentlich Behauptungen Ober ge­
sundheitliche Auswirkungen dieses Unfalls 
fOr die Bevölkerung der BRD gegeben. Amt­
liche Statistiken wurden in der BRD - ab­
gesehen von unseren Arbeiten und unverOf· 
fantlichten Arbeiten einer Mitarbeiterin des 
IFEU - unseres Wissens nur noch von 
Csicsaky vom "Medizinischen Institut for 
Umwelthygiene" in DOsseidorf ausgewertet, 
der seine Untersuchungen jedoch auf 
Nordrhein-Westfalen beschränkte und in ei­
nem Bericht fOr die BUND-strahlen­
kommission resomierte, daß die ihm vorlie­
genden Ergebnisse die Möglichkeit nicht 
ausschließen wOrden, "daß es im Sommer 
1986 zu einer Erhöhung der Perinatalmorta­
lität und im Sommer 1987 zu einer Zunahme 
der Sterblichkeit aufgrund kongenitalen An­
omalitäten gekommen sein kOnnte". Es 
steht auch nicht zu erwarten, daß aufgrund 
der Brisanz und den weltreichenden Auswir­
kungen bezOglieh der zivilen Nutzung der 
Kernenergie bei einem bestätigten Nach­
wels von gesundheitlichen Effekten von so 
niedrigen Strahlendosen Unterstatzung von 
staatlichen Stellen oder Behörden for die 
von uns vorgesehenen Arbeiten gewährt 
werden. Die Ursache fOr den niedrigen For­
schungsstand liegt offenbar in der in Fach­
kreisen weit verbreiteten Meinung begrOn· 
det, daß bei den doch relativ geringen Do­
sen, die in der BRD in Folge des Unfalls in 
Tschernobyl auftraten, mit Sicherheit keine 
beobachtbaren Effekte möglich sind und 
deswegen jede Auswertung von Statistiken 
sich von vornherein erobrige. ln der Tat sind 
bisher keine biologischen Wirkungsmecha­
nismen bekannt, die biologische Effekte bei 
derart geringen Dosen verstehbar machen 
worden. 
Es Ist auf der anderen Seite nicht mehr prin­
zipiell auszuschließen, daß auch bei einer 
sehr geringen Dosis biologische Mechanis­
men greifen kOnnten, die dann letztlich Ober 
diverse Stufen zu tatsächlich beobachtba· 
ren Schäden fahren. Dies worde gewisse 
Beobachtungen verständlich machen, die 
von Bartell et.al. in Wlsconsin, Stein in der 
Umgebung von Lingen und Demuth in der 
Umgebung von Wargassen mit den dortigen 
Atomkraftwerken in Verbindung gebracht 
wurden. Ferner Phänomene, die Pisello 
et.al. sowie Lave und Mitarbeiter in den 
USA, wie auch Mehrlog in der BRD in Ver­
bindung bringen mit der Fall-Out-Belastung 
durch A-Bombentests und schließlich eben· 
falls Beziehungen, die Stewart und Mltarbei· 
ter zwischen Krebs bei Kindern und Hlnter­
grundstrahlung in Großbritannien vorgefun­
den haben. 
ln den USA haben kOrzlich Gould et.al. an 
amtlichen Statistiken einen Anstieg der 
Mortalität im Jahr 1986 beobachtet, der in 
den verschiedenen Teilen der USA verschie­
den stark ausgeprägt war und in Form einer 
logarithmischen Funktion mit der 1-131· 
Belastung durch den Tschernobyl-Fall-Out 
zusammengebracht wurde. Die genannten 
Beobachtungen lassen es mithin angezeigt 
erscheinen, die in der BRD vorhandenen 
statistischen Daten fOr die Jahre 1986 und 
1987 im Vergleich mit denen frOherar Jahre 
auf mögliche gesundheitliche Auswirkun-
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gen in Folge des Reaktorunfalls in Tscher­
nobyl hin zu untersuchen. 

Zu Tschernobyl-Folgen 
in der BRD 

Ausgehend von den offiziellen Quartalsbe­
richten des Statistischen Bundesamtes in 
Wiesbaden Ober die Bevölkerungsentwick­
lung in der BRD, welche die monatlichen 
Daten betreffend Geburten, Totgeburten 
und Säuglingssterblichkeit, aufgegliedert 
nach Bundesländern, enthalten, wurde von 
uns der zeitliche Verlauf der 
Säuglingssterblichkeits- und ansatzweise 
auch der Totgeburtenraten fOr die Jahre 
1975-1986 ermittelt. Dies geschah sowohl 
fOr die BRD Insgesamt, als auch fOr regiona­
le Bereiche (Auftellung der BRD in die Re-

gion Nord, Mitte und SOd), um diesbezOg11-
che Unterschiede, falls vorhanden, zu erfas­
sen. 

Eine erste Analyse der Zeltreihen fOr die 
Säuglingssterblichkeitsraten zeigt, daß so­
wohl regional als auch bundesweit fOr den 
Zeltraum 1975 bis Anfang 1986 ein Trend hin 
zu niedrigeren Säuglingssterblickeitsraten 
zu verzeichnen Ist. Der Trend entspricht da­
bei in etwa einem logarithmischen Abfall. 
Anders hingegen sieht die Situation fOr das 
Jahr 1986 aus. Hier Ist sowohl bundesweit 
- ab etwa Juni - als auch for die Region 
SOddeutschland ein Anstieg der Säuglings­
sterblichkeitsraten zu verzeichnen, der in 
dieser Form fOr den von uns betrachteten 
Zeltraum einmalig Ist. 
Als Beispiel zeigen wir in den Abb. 1·3 die 
Absolutzahlen der neonatalen Todesfälle in· 
nerhalb den ersten sieben Tagen nach der 
Geburt - fOr die Regionen SOddeutschland 
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7-Tage-Säuglingssterbllchkeit in der BRD 

mit den Bundesländern Bayern, Baden­
WOrttemberg, Saarland, West-Berlln - die­
segelten als "hochbelastet"; Mitteldeutsch· 
land mit. den Bundesländern Hessen, 
Rhelnland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
- "mittelbelastet", sowie Norddeutsc!lland 
mit den Bundesländern Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holsteln -
"schwachbelastet". Zur besseren statisti· 
sehen Absicherung wurde jeweils die glei­
tende Summe aus drei Monaten mit dem je­
welligen mittleren Monat als Koordinate 
aufgetragen. Dabei Ist deutlich ein Anstieg 
im hoch belasteten Gebiet - SOddeutsch· 
land - fOr die Zeit nach Reaktorkatstrophe 
zu erkennen, der sich in abgeschwächter 
Form auch in Mitteldeutschland abzuzeich· 
nen scheint, während er in Norddeutsch· 
land nicht nachwelsbar Ist. Eingezeichnet 
ist jeweils die Regressionsgerade, berech· 
net aus den Daten von Januar 1983 bis März 

1986 (durchgezogene Linie) und die Stan­
dardabweichung (die beiden gestrichelten 
Geraden). Verlängert man den Trend der vor­
angehenden Zelt, so erhält man einen Zu· 
wachs von etwa 35 % im soddeutschen 
Raum. Auffällig sind die zwei Maxima. Sie 
sind durch die spezifischen Empfindlich· 
keitsphasen während der Schwangerschaft 
zu erklären: Die Im FrOhsommer geborenen 
Kinder wurden von dem Hauptteil der Strah­
lenbelastung in den letzten Schwaoger­
schaftswochen getroffen, in der die Funk· 
tionsfähigkeit wichtiger Organe wie der 
Lungenbläschen bestimmt wird, deren Be­
hinderung zu einer verringerten Lebensfä· 
higkeit fahrt. Die Anfang 1987 geborenen 
Kinder dagegen wurden in den ersten 
Schwangerschaftsmonaten getroffen, als 
die Bildung zahleeieher Organe vonstatten 
ging. Auch diese Kindesentwicklungsphase 
ist bekannt als eine erhöhter·Empfindlich-

keit gegenOber Einwirkungen von schädi· 
genden chemischen Substanzen oder Ra­
dioaktivität. 
Als weiteres Beispiel zeigen wir in Abb. 4 die 
Prozentzahlen an allergischen Erkrankun­
gen, mitgeteilt von der DAK. Hier fällt auf, 
daß einem ziemlich konstanten Verlauf in 
den vorgegangenen Jahren ein starker An· 
stieg im Jahr 1986 folgte. Ergänzend zu die­
sen Arbeiten wurden die Untersuchungen 
von Sperling Ober Trisomie 21 (Mongolis· 
mus) ausgewertet, welche ebenfalls um die 
Jahreswende 1986/1987 einen auffälligen 
Anstieg von Trisomle-21-Fällen in SOd· 
deutschland und Berlin belegen. 
Vorgesehen Ist, die bisherigen Daten detail· 
lierter zu analysieren und weitere Daten zu 
erheben. Konkret bedeutet dies, die Zeitrei­
hen der Raten fOr die Säuglingssterblichkeit 
und fOr die Totgeburten fOr die einzelnen 
Bundesländer separat darzustellen, wobei 
hierbei zur Erreichung größerer Fallzahlen 
die Zahlen fOr längere Zeiträume zusam­
menzufassen sind, z.B. fOr jeweils 3 Monate . 
Dieses Vorgehen soll es ermöglichen, even­
tuelle detailliertere Beziehungen zu Fall­
Out-Belastungen hervortreten zu lassen, 
wobei diese dann ebenfalls fOr die einzel­
nen Bundesländer zu erheben warefl. Um 
die Zeitreihen statistisch zu analysieren ist 
vorgesehen, Auswerteprogramme zu erstel­
len, um den Einfluß spezieller Parameter zu 
bestimmen, Modelle zu testen, Prognosen 
zu erstellen fOr den erwarteten ·Verlauf der 
Säuglingssterblichkeit, statistische Tests 
durchzufahren etc. Als spezielle Parameter, 
welche im Zusammenhang mit der Säug­
lingssterbllchkeits- und Totgeburtenrate zu 
betrachten sind, waren zu nennen das Ge­
burtsgewicht und auftretende Geburtsano­
malien nach Art und Häufigkeit, eventuell 
auch das Auftreten bestimmter seltener 
Krankheiten. Zusatzlieh soll versucht wer­
den, die Todesursachen zu identifizieren 
und zu OberprOfen, ob bestimmte Todesur­
sachen ·1986/1987 vermehrt aufgetreten 
sind. Dies könnte, falls Effekte erkennbar 
sind, AufschlOsse Ober biologische Wir­
kungsmechanismen erbringen. 

Prof. Jens Scheer, UniversitiJ.t Bremen 

(aus einem Antrag auf Bewilligung 
von Forschungsmitteln} 
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Zur BerichterstaHung 
Vorweg einige Worte von unserer Seite zur Berichter­
stattung Ober die Ereignisse an der Startbahn und die 
Schwierigkelten damit. Wir haben in den vergangenen 
Monaten relativ ausfohrllch Ober die Entwicklung ln 
Frankfurt ln der 'atom' geschrieben. Die Gronde dafor 
haben wir in vergangenen Einleitungen mehrfach ange­
sprochen, werden es auch in dieser Ausgabe wieder 
tun, weilimmer neue, sehr wichtige Aspekte for uns da· 
zu kommen. Obwohl wir uns bemOht haben, den 
Startbahn-Tell in der 'atom' so aktuell wie möglich zu 
halten und die Entwicklungen Im Rheln-Maln -Gebiet 
möglichst umfassend wiederzugeben· damit sich jede/r 
sei!"/lhr eigenes Bild von den Ereignissen ·machen kann • 
stehen wir vor zwei unlösbaren Problemen: 

Zum einen Ist die Dynamik der Ereignisse und Diskus­
sionen so groß, daß der ln der aktuellen »atom« darge­
stellte Stand in Wirklichkeit derjenige von vor 2·3 Mona­
ten Ist. Zum zweiten Ist die Bewegung Im Rhein-Main­
Geblet derart fraktioniert,· daß wir eine authentische 
Darstellung der wichtigsten ·Positionen • soweit sie 
Oberhaupt schriftnoch vorliegen • allein aus PlatzgrOn· 
den gar nicht leisten können. So kam nach der letzten 
"atomcc zurecht die Kritik, daß zum Thema 'Verräterdls· 
kusslon' das Papier der Bunten Hilfe Darmstadt, auf 
das sich die abgedruckten Krltlkpapl.ere bezogen, ln der 
"atomcc gar nicht zu finden war. (Interessierte können es 
bei der Bunten Hilfe Darmstadt bestellen, Adresse sie­
he Kasten). Da wir den persönlichen Kontakt auch nur 
zu besUinmten Personen und somit auch Strömungen 
·haben, wird unsere Berichterstattung auch Immer 'ten­
denziös' sein, allein schon deswegen, weil wir durchaus 
keine 'neutralen Positionen' den Ereignissen gegen­
Ober haben. Bitte berockslchtigt diese Tatsachen beim 
lesen und bei der Bewertung des Startbahnteils. 
Desweiteren haben wir einige Probleme, mit der Tatsa­
che umzugehen, daß die 'atom' mehr oder weniger die 
Informationsquelle Nummer 1 fOr viele bezOglieh der 
Startbahn Ist. Denn die anderen Medien, die fOr eine 
kontinuierliche Berichterstattung in Frage kämen, neh­
men diese Aufgabe nicht wahr bzw. können dies nicht. 
Solange das so Ist, werden wir versuchen, möglichst 
verantwortungsvoll mit dieser Situation umzugehen. 
Daß das nicht immer klappt, liegt auf der Hand. 
Nocheinmal zurOck zum Ausgangspunkt der Tatsache, 
daß die Dynamik der Ereignisse in Frankfurt die aktuel· 
le Berichterstattung bislang Immer Oberrollt hat. Gera­
dezu klaslsch war die Situation in der Arbeitsgruppe 
Kriminalisierung bei der Herbstkonferenz der Anti­
AKW-Bewegung Anfang November in NOrnberg. Der 
Diskussionspunkt 'Startbahn' beherrschte die AG fast 
vollständig, die anderen, auch sehr wichtigen Punkte 
wie Spudok/Wackersdorf (siehe Artikel dazu Im WAA· 
Teil) bzw. die Kriminalisierung der Nach-Tschernobyl­
Gruppen • Spitzel ln einer Berliner Frauengruppe) muß­
ten sehr knapp behandelt werden. Allgemeiner Informa­
tionsstand der AG war die 'at(>m' Okt./Nov., deren Lay-
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Out Termin natorllch weit frOher, Mitte September lag. 
Offensichtlich sind die Kommunlkatllonsstrukturen be· 
zOgl. Startbahn so schtecht, daß selbst ansonsten gut 
Informierte Leute, wie sie eben in der Krlmanallsle­
rungs AG anzutreffen sind, Ober die neueren Entwlc~­
lungen nicht Informiert waren. Ein Großtell der Zelt ver· 
ging also damit, den aktuellen Stand nachzuzeichnen. 
Zur wichtigen Diskussion darober verblieb nur wenig 
Zelt. Deshalb die eindringliche Bitte, die folgenden Arti­
kel Intensiv zu lesen, damit Ihr nicht auf einem Stand 
verharrt, der 'Schnee von gestern ist'. 

Und noch mal: Was geht uns das an? 

Uns Ist ln den vielen Diskussionen ln Frankfurt, in der 
Redaktion und gerade auch ln der Kriminallsierungs AG 
ln NOrnberg noch einmal klar geworden, welch große 
Bedeutung die Vorgänge ln Frankfurt fOr unser eigenes 
politisches Selbstverständnis, unsere Diskussionen, 
Oberhaupt unsere weitere Perspektive haben. VIel zu 
lange hat uns die Emotionalität, die die Schosse, die 
Morde an den belden Polizisten ausgelöst haben, davon 
abgelenkt, die reale Situation zu sehen. Die Schosse 
und die darauf folgende Repressionswelle haben Im 
Rheln-Maln-Geblet etwas freigelegt, was zu anderen 
Zelten und zu anderen Gelegenheiten auch in anderen 
Zusammenhängen hätte ablaufen können und jederzeit 
auch ablaufen kann. Nicht nur an der Startbahn war die 
Auseinandersetzung extrem zugespitzt und verhärtet. 
Ähnliches galt bzw. gilt for Wackersdorf, Brokdorf, Ha· 
fenstraße oder Berlln-Kreuzberg. Im Rheln-Main-Gebiet 
war die Auseinandersetzung um die Startbahn-West 
verloren, sie war nicht zu gewinnen. Und: Die Reaktor­
katstrophe von Tschernobyl hat das Atomprogramm 
nicht Ins Kippen gebracht, auch hier war die Niederlage 
unübersehbar. Auch Hunderte von gesprengten oder 
gekippten Strommasten konnten an dieser Tatsache 
nicht rotteln. Diese Tatsache Ist kaum zu ertragen, sie 
erzeugt Resignation, perspektivloses weiterwanken in 
ausgetretenen Protest- und Widerstandspfaden oder 
die Flucht Ins Abenteurerturn und die politisch· 
praktische Isolation. Und sah es denn etwa in Grohnde, 
Kalkar, Brokdorf, Gorleben und jetzt in Wackersdorf an­
ders aus? Auch dort sind genogend Masten gefallen, 
brannten Baufahrzeuge von Setreiberfirmen • immer 
wieder -und gab und gibt es die ganze Palette des weit 
Ober das 'erlaubte' hinausgehende an Aktionen. Hun­
derte allein in der Anti-AKW-Bewegung sind darin ein­
gebunden, Tausende Im· Umfeld damit. befaßt. An all 
diesen Stellen kann es zu Konstellationen wie an der 
Startbahn kommen, können Entwicklungen eintreten, 
die so sicher geglaubte Zusammenhänge zum Einsturz 
bringen und ein Trümmerfeld an Bewegung und Men­
schen hinterlassen. ln Frankfurt waren sicher die 
Schosse der Auslöser, ohne sie hätte es das Aussage­
karusell und den Zusammenbruch der Strukturen und 



in der atom 
der Kultur der persönlichen und politischen Auseinan­
dersetzung nicht gegeben. Aber auch eine unvorherge­
sehen Panne bei einer Aktion, ein ungiOckllch geworfe­
ner Stein, ein Spitzel an der richtigen Stelle zur rechten 
Zelt kann das zu Tage treten lassen, was nun in Frank­
furt offen liegt. Und noch eines muß Immer wieder deut­
lich gesagt werden: Die Bewegung gegen die 
Startbahn-West Ist gerade eine klassische Massenbe­
wegung gegen ein Großprojekt ln der Bundesrepubllk. 
Die Breite und StArke dieser Bewegung, die zumindest 
ln bestimmten Phasen von so vielen bewundert wurde, 
so anziehend u. motivierend wirkte, dieses gemeinsam 
kämpfen und radikalisieren von 'BOrgers, Arbeitern u. 
Bauern', SchOier und Studenten, quer durch alle Partel­
en und Polltscenen samt Kfrche noch, gerade diese 
Konstellation finden wir von Wyhl bis Wackersdorf, Ist 
eben prägend fOr die Anti-AKW-Bewegung. Und genau 
diese StArke Ist eben auch Ursactle for die eklatanten 
SchwAchen, wie sie jetzt ln Frankfurt zutage treten. 
Wenn es zur Sache geht, wenn der Druck zu groß wird, 
die Auseinandersetzung zu hart, dann gibt es keinen Zu­
sammenhalt mehr. Oie BI-Bewegung Ist eben keine 'vor­
revolutionäre Organisation'. Sie fAllt auseinander ln die 
Anfangsfraktlonen, ln die 'BOrgers, die ... , und nicht zu­
letzt die Vorhut der Revolution, fOr die sich nun endlich 
die Klassenfrage stellt: Wo stehst du, Mann oder Frau? 
Es bleibt der mohsame Kampf weniger, das aller­
schlimmste zu verhindern, die Bewegung möglichst 
nicht Im Gerichtssaal vom politischen Gegner sezieren 
zu lassen, daß Mythos der einst so starken Bewegung 
nicht ganz tatenlos elnstorzen zu sehen. 

Die 'Wahrheit' Ist bitter 

Spätestens nach bekanntwerden der ersten Teile der 
Anklageschrift Ist klar, daß uns nichts anderes Obrlg 
bleibt, als vorsichtshalber die schlimmste aller Varian­
ten der Weiterentwicklung der Ereignisse anzunehmen •. 
Sah es vor wenigen Monaten noch so aus, als hAtte es 
zwar viele Aussagen und Belastungen anderer gege­
ben, könne es aber gelingen, eine neue 'Verteidigungs­
linie' aufzubauen - Stichwort: Das Aussagekarusell Ist 
gestopt, nun nehmen wir die 'Kollektive ROchnahme der 
gemachten Aussagen in Angriff', so sieht die Situation 
heute (Ende November) schlimmer aus, als es sich die 
:meisten ]eh hAtten ausmalen können: Alle Beteiligten, 
seinen es die Angeklagten (Im Knast oder mit ausge-

. setztem Haftbefehl), die Leute drumrum oder die ver­
bliebenen politischen Strömungen der Startbahn­
Bewegung, sie sind zersplittert, fraktioniert, tellweise 
verfeindet bis hin zu tAtliehen Angriffen untereinander 
und völliger persönlicher und politischer Sprachlosig­
keit. 

Wenige Monate vor dem Beginn der Prozesse bestehen 
keinerlei übergeordnete, arbeitsfähige ZusammenhAn­
ge, schon gar nicht unter de!'l Hauptbetroffenen, den 

Angeklagten, den Zeugen, den Vorgeladenen u. poten­
tiellen Zeugen. Nach Studium der Anklageschrift und 
unter Berücksichtigung dessen, was da noch kommen 
wird, was z.Z. jedenfalls uns noch nicht bekannt Ist, 
droht der Prozess zu einer Katastrophe fOr alle Beteilig­
ten und die Bewegungen Insgesamt zu werden. So kön· 
nen wir heute eher weniger als zuvor ausschließen, daß 
die tödlichen SchOsse aus den Reihen der Startbahn­
gegner kamen. Diesen Punkt der Anklage hatten wir am 
meisten unterschätzt. Die Angeklagten werden vor ei­
ner schier aussichtlosen Situation vor Gericht stehen, 
außer, ein Wunder geschieht. Auch fOr die 9 Angeklag­
ten, denen verschiedene AnschlAge zur Last gelegt wer­
den, wird mit erdrOckender Aussage- und Indizienlage 
der Prozess schwer durchzustehen sein. (Siehe auch zu­
sammenfassenden Artikel zur Anklageschrift). Unter ju­
ristischen Aspekten können zwei AnschlAge als 'aufge­
klArt' gelten. Diese Gruppe der Angeklagten setzt sich 
zusammen aus 'Kronzeugen der .Staatsanwaltschaft', 
Angeklagten, die sich und andere belastet haben, bis 
hin zu denjenigen, die bislang jede Aussage verweiger­
ten und Gefahr laufen, so zum 'politischen Kopf der 
Gruppe' hochstilisiert zu werden. Wir mossen damit 
rechnen, daß der Druck auf Angeklagte und Zeugen un­
ter dem Einfluß der konkreten Prozesssituation noch 
zunehmen wird. Die ganze Bandbreite staatlicher Spal­
tungsversuche bietet sich bei dieser Konstellation gera­
dezu an: die 'Mitläufer', die reuigen, die dem Gerichtbei 
der Aufklärung der 'Wahrheit' helfen, die kanUharten 
GewissenstAter,. die selbst vor Gericht jede Aussage 
verweigern und die die volle HArte des Gesetzes treffen 
muß. Wie sollen sich die einzelnen Angeklagten ln sol­
chen Situationen Oberhaupt ·verhalten können? Die mei­
sten wohl nur nach dem Motto: Rette sich, wer kann! 
Der psychische Druck muß angeslchts dieser Situation 
unglaublich groß sein, es bleibt zu hoffen, daß totale 
Zusammenbruche oder gar weitere Selbstmordversu­
che verhindert werden können. 
Wir mossen uns darauf vorbereiten, und dies auch öf­
fentlich machen, bevor es genOßlich die bOrgerliehe 
Hetzpresse macht, daß ln den bevorstehenden Prozes­
sen ln Frankfurt der Mythos von der »Bewegung«, Ihren 
Menschen, Träumen, Hoffnungen, Ihrem Willen und Ih­
rer Durchsetzungskraft, Ihrer SolidarttAt und StArke, daß 
dieser Mythos zerstört werden wird, ganz sichtbar und 
erfahrbar for alle, die das bisher noch nicht wissen 
konnten oder wollten . 
Der unbedingt notwendige und unterstotzenswerte Ver­
such, mit dieser Situation umzugehen (z.B. der Versuch, 
eine Plattform fOr den Prozess zu diskutieren, &Iab :P:: 
tihal ••12), praktisch mit den Angeklagten und politisch 
in Diskussionen, in der Arbeit nach außen, kann an 'die­
ser bltteren.Tatsache wohl nichts Andern. Nichts fOhrt 
an dem Weg vorbei, sich dieser Wahrheit zu stellen, 
auch öffentlich. Erst dann lohnt es sich zu hoffen, daß 
vielleicht doch nicht alles so schlimm kommt. 4 
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ln den Diskussionen Ober diese Ausgangslage wurde 
Immer wieder eingebracht, die Debatte Ober diese Si­
tuation und Ihre mogllchen Gründe jetzt nicht zu fOhren, 
sondern aufzunehmen, wenn das Ganze vorbei Ist. Der 
Schwerpunkt sollte nun vor bzw. wAhrend des Prozes­
ses auf die Repression des Staates gelegt werden, sein 
Vorgehen vor Gericht, seine Methoden, aus Menschen 
Aussagen zu erpressen, wichtig wAre gerade jetzt, daß 
der Staat vor allem Gewalt, Haß und Verzweiflung er· 
zeugte durch sein Vorgehen. Aber Ich bin mir fast sl· 
eher, daß dieser Weg seine Wirkung verfehlen muß, 
wenn wir nicht gleichzeitig auch den Versuch wagen, 
unser eigenes Verhalten, unsere bisherigen Strategien, 
unser Bild von uns selbst zu hinterfragen. Wie denn 
sonst sollen wir wieder Boden unter die FOße bekom­
men? Angesichts dieser Ausgangslage so zu tun, als 
wAre nichts gewesen, als wAre dies ein 'politischer Pro­
zess' wie jeder andere, worde das Vertrauen, daß viele 
Menschen uns noch entgegenbringen eher ein StOck 
weit zerstören, denn bestAttgen. Und keiner kann mir da 
erzAhlen, daß es nichts zu diskutieren und zu korrigie­
ren glbe. Zuwenig haben wir ln der Vergangenheit dar­
Ober nachgedacht, welche Gefahren die zunehmende 
Loslösung des Aktionsismus aus den offenen Struktu­
ren der Bewegung mit sich bringt. Wir haben es uns zu 
einfach gemacht, jedem Ableben eines Strommasten 
zuzujubeln, uns wenig dafor Interessiert, unter welchen 
Grupperistrukturen, Gefahren und mit welcher polltl· 
sehe Wirkung diese AnschlAge in der Praxis abliefen. 
Wenn wir schon selbst nicht genug Mumm haben fOr 
solche Aktionen, wie schOn, daß es wenigstens andere 
gibt, den den notwendigen Knalleffekt erzeugen. Eine 
schOne Arbeitsteilung. Die wenigen warnenden Stim­
men wurden entweder nicht ernst genommen, oder nle­
dergepflffen. Und nun mal Hand aufs Herz: Wer machte 
sich nicht die bequeme Illusion, unsere KAmpferlinnen 
an der Öko-Anschlagsfronl wAren natorllch besonders 
gut organisiert, die wOrden das schon Im Griff haben, 
zur Not auch vor Gericht. Wir hAtten wissen rhossen, 
daß die Menschen unter uns, die einen militanteren 
Weg gegangen sind, keine Kadertruppe darstellen 
kann, daß das keine Leute sein können mit 'Superner­
ven', 'Superverantwortung', 'Super-Bewußtsein' oder 
gar 'Superselbstbewußtseln'lll 
FOr die konkreten Ereignisse in Frankfurt wird eine SOl· 
ehe Diskussion nicht viel bringen können, wohl aber da­
for, wie die Bewegung all dies verarbeitet und ob sie 

· wenigstens ein wenig reifer aus diesem Schlamassel 
herauskommt und ln Zukunft alle Fragen, die hier eine 
Rolle spielen, konsequenter und weniger unscharf als 
bislang diskutiert. Das Papier des Frankfurter AK gegen 
Atomanlagen (siehe Kasten) scheint alle Fragen nur 
ausklammern zu wollen. Aber wenn wir jetzt die Chance 
verpassen, Ober diese Dinge nachzudenken und zu dis­
kutieren, dann dOrfte die nAchste Katastrophe ala 
Frankfurt nur eine Frage der Zelt sein. be. 

60 

Voraussichtlicher Prozessbeglnn: 
Frankfurt, 21.Februar 1989. 

Aktuelle Informationen Ober den Stand der Verfahren • 
Insbesondere in Bezug auf Frank Hoffmann moßt Ihr 
bel folgenden Adressen erfragen: 
BI gegen die Flughafenerwelterung, c/o Helga Arnold, 
Wllhelm-Leuschner Str.50a in 6082 Mörfelden 
Bunte Hilfe Startbahn-West, c/o Club Voltalre, Kleine 
Hochstr.5 ln 6000 Frankfurt (069-283948) 

· Bunte Hilfe Darmstadt, W.-Leuschnerstr.39 ln 6100 
Darmstadt (06151-20480) 
Das aktuelle BI-Info Nr.21 unter anderem mit 
• Zusammenfassung der Anklageschrift (siehe Artikel) 
- Neue PlAne zur Flughafenerweiterung 
• Stellungnahmen zu den Prozessen 
erhAltlieh bel Helga Arnold, BI gegen die Flugh. 
Bitte Spenden auf das Knastkonto: 
Ralf Stutzke, Sparkasse von 1822, BLZ 50050201 
Kto. 307028755 und oder 
Bunte Hlife Frankfurt c/o Volker Luley, Postgirokonto 
Frankfurt, BLZ 50010060, Kto. 16072603 
'lnformatlonsdlenst Rhein-Maln Nr.3' gegen Spende 
von 20.-DM Stichwort ID, Sparkasse Darmstadt, 
BLZ 50850150 Kto. 1110379651m Abo. 
Wichtige Ankündigungen auf der TAZ·Wiese!ll 
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Zur Frage der Solidarität und der Aussagen 

Zunächst sollte darauf geachtet werden, daß SolidarttAt kein bloßer, unbe­
gründeter Reflex auf die Tatsache einer Strafverfolgung sein sollte. Ohne 
außer acht zu lassen, daß linke Politik auch von Herzen kommen muß und 
damit auch Emotionen beteiligt sind, Ist es fOr eine bewußt und gezielt ge­
führte Arbeit an diesem Verfahren erforderlich, unsere politische Position 
zu diesem Verfahren und zu den Beschuldigten Inhaltlich zu bestimmen. 
Emtlonale wie Inhaltliche Problemstellungen ergeben sich angeslchts der 
Situation, daß die BeschuiCIIgten sich zum Teil ein- oder gesettlg belasten; 
ebenso liegen GestAndnisse vor, deren Widerruf angesichts der sachli­
chen Beweismittel allenfalls symbolischen Charakter haben können. Im 
Bereich dieser GestAndnisse .sind sowohl 'reine' Selbstbelastungen wie 
auch Kombinationen mit Belastungsaussagen vorhanden. 
Einfache Geister mögen sich hier nun in rlgeros-abstrakten Parolen erge­
hen und sagen, daß Aussage eben Aussage sei; das ist so richtig, wie die 
Feststellung, daß Apfel und Banane eben Obst und Obst sind. 
Hier sollten auch 2 unterschiedliche Sachverhalte entsprechend verschie­
den behandelt werden, nAmlich a. die Aufforderung an alle zum Aussage­
boykott und b. die nachtrAgliehe Bewertung von einzelnen Aussagen. 

&n Versuch 
Wenn man Kriminalisierung als Angriff der 
Herrschenden auf eine Innere Opplsltlon be­
greift und sich selbst zu dieser Opposition 
rechnet, so stellt sich der Aussageboykot\ 
ln Krlmlnallslerungsphasen als eine selbst· 
verstAndliehe Abwehrtechnik gegen diesen 
Angriff dar. Insofern lautet die Forderung 
Immer 'Keine Aussagen' und hat Ihre Be­
gründung Immer ln der objektiv unvereinba­
ren Interessenlage von den Ermittlungsbe­
hOrden und der Opposition. 
Die BI Ist, schon wegen Ihrer noch gOitlgen 
Zielsetzungen und Ihrer zukonftlg lllOgll· 
chen __ Rolle bei Erweiterungsmaßnahmen 
des Flughafens Opposition zu den Herr· 
sehenden; darOberhinaus besteht eine Op­
position aufgrund der (z.T. noch unbewuß. 
ten) tatsichliehen politischen Praxis (Bei· 
spiele sind: Antimilitarismus, AKW· 
Gegnerschaft, Volkszlhlungsgegner, prole. 
Internationalismus usw.). Hier sind Ansatze 
eines allgemelnpolltlschen, sozlalrevolutlo­
nlren Anspruchs erkennbar. Wie zu sehen, 
besteht begründeterweise ein opposltlonel· 
les Verhlltnls der BI zu den Herrschenden; 
diese Aussage gilt um so mehr for die Start· 
bahnbewegung. ln dieser Frage unbedeu­
tung Ist, daß die BI von Ihrer Thematik her 
lediglich bestimmte politische Segmente 
thematisiert, Ihren Schwerpunkt (forrilell) 
auf den Protest und den Widerstand gegen 
die Flughafenerweiterung hatte und hat. 
Entscheidend Ist, daß die (wenn auch be­
grenzten) Ziele, nlmllch Verhinderung neuer 
Erweiterungen und Aufforstung der 18 
West, Ober bloßen Reformismus hinaus so­
wohl konkret gegen die polltOkonomlschen 
Tendenzen Im Industriegebiet Rheln-Maln 
als auch, abstrakt-symbolisch, gegen öko­
nomischen Entwicklungstendenzen zu La· 
sten der Bevölkerung gerichtet sind. Damit 
Ist die BI objektiv Im Wlderspructt zumin­
dest zu Teilen der Herrschenden, wenn 

auch hierOber nicht Immer das entsprechen­
de Bewußtsein besteht. 
Als BI haben wir also allen Grund, Im kon­
kreten Fall die Forderung nach 
Aussageboykott an die Bewegung zu stel­
len. 
Im konkreten Fall, das meint: nicht als un­
umstößliches Dogma. Aussageboykott Ist 
keine Entscheidung for alle Ewigkeit; mag 
zwar sein, daß sich an dem Punkt Aussage­
boykott der 'unversöhnliche Bruch mit die­
sem System' ausdrücken kann. Wenn das 
aber der alleinige Maßstab Ist, dann waren 
Marx, Bakunln, Karl Uebknecht, Vera Flg· 
ner, Rosa Luxenburg, Georgl Dlmltroff, FI­
del castro und Regls Debray, um nur einige 
wenige zu nennen, keine Revolutlonare: sie 
alle haben, ln Ihren Gerichtsverfahren, Aus­
sagen gemacht (welche, das sollten jetzt 
neugierig Gewordene . nachlesen ln: Frei· 
sprOche, Revolutionare vor Gericht, hrsgg. 
von H.M.Enzensberger, Ffm.1973). Ihnen al· 
len war eins gemeinsam: ein taktisch be­
gründetes VerhAitnls zum jeweils geltenden 
Recht. 
Recht ln der bOrgerliehen Gesellschaft Ist 
von seinem Wesen her das Ergebnis voran­
gegangener und aktueller KlassenkAmpfe 
und somit Ausdruck der gesellschaftlichen 
Krlfteverhlltnlsse. Bürgerliches Recht Ist 
somit allenfalls tendenziös, nie aber eindeu­
tig: Immer finden sich darin, stArker oder 
schwacher ausgeprlgt, auch Bruchstocke 
linker Positionen, progressiver Tendenzen; 
diese Indern nichts an der Tatsache, das 
herrschendes Recht das Recht der Herr­
schenden Ist, sie sind aber historisch wie 
aktuell Frachte der Arbeit von fortschrlttll· 
chen Krlften. 
Das richtige VerstAndnls des bOrgerliehen 
Rechts setzt diese umfassende Betrach­
tung voraus; danach kann sich ein fort­
schrittliches Verhlltnls nie ln der platten 

Ablehnung erschöpfen, sondern Ist Immer 
gehalten, auch auf der Ebene des Rechts 
die erreichten Positionen zu erhalten bzw. 
auszubauen. 
Dieser Ausbau setzt entsprechende Kampfe 
um Wirkungsfelder for die Unke voraus; ln 
Abgrenzung zum bOrgerliehen Reformismus 
haben diese KAmpfe aber taktischen Cha· 
rakter: sie sind nicht von dem Glauben be­
stlmmt,lnnerhalb dieses Rechtssystems die 
grundlegenden gesellschaftlichen Wider­
sprache auflOsen zu können 
• Ihr ZWeck liegt allein darin, Freiheiten fOr 
die Linke zu erklmpfen und so die Kampf· 
bedlngungen zu verbessern. 
Das Verhltlnls zum bOrgerliehen Recht muß 
einerseits den grundsltzllchen, unverelnba· 
ren Widerspruch zu den Herrschenden be­
rOckslchtlgen, andersersetts aber die fort­
schrittlichen Elemente Im bOrgerliehen 
Recht beachten. 
Ein taktisches Verhlltnls, das kann auch 
bedeuten, Aussagen zu machen: z.B., Entla· 
stungsaussagen. 
Es Ist nicht elnzusehefl, warum um der Er­
haltung des Prinzips 'keine Aussagen' wil­
len die Möglichkelt ungenutzt bleiben soll, 
einein Genossen/ln· vom Galgen zu retten, 
Indem er/sie durch Aussagen entlastet wird. 
zu b. 
Die nachtrigliche Bewertung von Aussagen 
sollte verschiedene Faktoren berOckslchtl· 
gen: 
• die Verhörsituation (Gewalt, Drohung, Fol­
ter usw.) 
• den objektiven Ausaagegehalt (Belastung 
oder Larafar~ 
• die subjektive Ebene (bewußter Verrat oder 
Dummheit) 
ZunAchst Ist festzuhalten, daß jede ln einer 
Repressionsphase gernachte Aussage ne­
gative Auswirkungen allein schon ln der 
Wirkung auf andere zeigt: die Tatsache von 
Aussagen ·allein erzeugt ln dem angespann­
ten Klima einer solchen Situation tiefe Ver· 
unslcherung, ohne daß es hier schon auf 
den Inhalt der Aussage ankommt. Sie bringt 
den/die Einzelnente auch ln die Situation, 
sich den ErrnlttlungsbehOrden, also der Ge­
genseite gebeugt zu haben. 

Bel entsprechender Disposition des Einzel­
nen kann das zu einer erheblichen ErschOt· 
terung der politischen ldentltAt fOhren, um­
somehr, wenn Ihr soziales Umfeld sich un­
solldarlsch verhAlt und nicht die Möglich­
kelt gibt, aus diesem Fehler zu lernen. 
Hier kann auch unbegrOndeter Entzug von 
Solldarftat die Ursache fOr ein vollstlndlges 
Überlaufen ln das gegnerische Lager sein 
(siehe weiter unten). 
Die Bedeutung der Verhörsituationen wird 
gerade von linksradikalistischer Seite Im­
mer wieder bestritten; diese Mir von der an­
geblichen Unbeugsamkelt des Revolutio­
nars hat Ihre Intellektuelle Grundlage eher 
ln der Filmwelt, als ln der RealltAt. Das wuß. 
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te auch schon die RAF Im Aprll1971, als sie 
ln dem 'Konzept Stadtguerilla' schrieben: 
•Dagegen gibt es fOr die, die das machen, 
was wir machen, keinen Schutz; dagegen, 
daß Genossen von den Bullen fertig ge­
macht werden, daß einer den Terror nicht 
aushalten kann, den das System gegen die 
entfaltet, die es tatsichlieh bekämpfen. Sie 
hltten.nlcht die Macht, wenn sie nicht die 
Mittel hAtten, die Schweine.• 
ln den konkreten Verhörsituationen hat es 
die verschiedenen Situationen gegeben, ln 
denen Terror ausgeObt wurde. Ebenso gibt 
es FAlle, ln denen erhebllc~e Belastung­
saussegen gemacht worden sind, ohne das 
grOßerar Druck ausgeobt wurde. 
Schließlich Ist bei der Frage Aussageboy­
kott auch die jeweilige Situation Im Hinblick 
auf die Starke der Bewegung und Ihren Dis~ 
kussionsstand zu berOckslchtlgen. Aussa­
geboykott kann, soll er nicht zur-Individuel­
len Entscheidung degenerieren, wirksam 
nur in kollektiver Weise durchgefOhrt wer­
den. Auch wird nur die kollektive Vorge­
hansweise den einzelnen Beteiligten genO· 
gend Schutz gegen die zu erwartenden 
staatlichen Angriffe vermitteln. 
FOr eine Bewertung des Geschehens mos­
sen Maßstabe erarbeitet werden, die einer­
seits genogend differenzieren, andererseits 
aber deutliche Grenzziehung ermöglichen. 
Zunlchst zur Verharaltuatlon: 
Meines Wissens nach hat es nur zwei FAlle 
gegeben, die Ober das sonst Obllche (und zu 
bewilligende) Maß an Vernehmungsterror 
hinausgegangen sind: die Bedrohung von 
Slggl und die Bedrohung der gerade Mutter 
gewordenen lna mit der Inhaftierung. Alle 
anderen bekannten FAlle sind (ohne Über­
treibung) das Obllche Maß: hier kann die 
Verhörsituation nicht als Entschuldigung 
for gemachte Aussagen gelten. 
Zum obJektiven Ausaegegehalt 
ln der nachtriglichen Bewertung muß zwl· 
sehen Belastungs- und anderen Aussagen 
unterschieden werden. Belden gerneinsam 
Ist derselbe Fehler (s.o.); in Ihren Auswirkun­
gen besteht aber ein himmelweiter Unter­
schied; die Aussage beginnt formell bereits 
mit der Nennung des Namens und hier gibt 
es niemanden, der/die bei Vorladungen 
nicht den Namen genannt hat. Hier liegt 
aber keine Belastung vor; die bloße Na· 
mensnennung kann nicht gegen die Bewe­
gung verwendet werden. Ebensowenig sind 
allgemeine Sachverhaltsschilderungen oh· 
ne konkrete Angaben schon Belastung; so 
Ist etwa die Schilderung des Standortes der 
Notbrocke keine Belastung, weil dieser am 
3.11. aufgrund der nichtverbrannten Überre­
ste und der Brandspuren ohne Probleme er­
mittelt werden konnte. Also: alles, was auch 
der Gegenseite offenkundig Ist, stellt in der 
Aussage keine Belastung dar. 
Aber jeder weitere konkrete Sachverhalts­
moment bedeutet Aufklärung zugunsten 
der Gegenseite, glelchgOitlg, ob dies von 
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dem/der Vernommenen gewollt Ist oder 
nicht. Das Ist ln der aktuellen Vernehmungs" 
sltuatlon des/der Elnzelnen·kaum zu Oberse­
hen, welches Detail der Gegenseite welter­
hilft und welches nicht; deshalb Ist ein kol­
lektiv und konsequent durchgefOhrter Aus­
sageboykott schlicht und einfach das rlchtl· 
ge Verhalten. 
Schließlich gibt es als letzte Kategorie die 
'echten' Belastungsaussagen. Hier werden 
GestAndnisse Ober begangene oder geplan­
te Illegale Aktionen abgelegt und/oder der 
Gegenseite hochsensible Kenntnisse Ober 
InnenverhAltnisse von Einzelgruppen ver­
mittelt. 
Auch hier Ist zwischen Selbstbelastung und 
Fremdbelastung zu unterscheiden: 
in der FAllen der Selbstbelastung steht Im 
Vorderg~nd, daß hierbei lediglich 
/der/diejenige die Folgen der Aussagen zu 
tragen hat. Hieran sind zwei Punkte zu kriti­
sieren: einmal wiederspricht ein Gestand· 
nls, wenn es nicht der offensiven und propa· 
gandlstlsch motivierten Vertretung der Sa· 
ehe dient, dem Prinzip der Opposition: ge­
stehen bedeutet, den Ermittlungsbehörden 
Bestätigung oder VOIIIg neue Sachverhalte 
zu liefern, zum anderen kann ln einem Ge­
stlndnls eine Orientierungshilfe fOr die Er· 
mlttlungsbehörden in einem anderen Sach­
verhalt liegen, kann es Maßstab fOr die 
Glaubhaftigkeit einer Belastungsaussage 
einer anderen Person sein und so das feh• 
Iende Glied ln einer Beweiskette darstellen. 
Belastungsaussagen gegen andere durch 
Angaben zu Aktionen bzw. Gruppenstruktu· 
ren etc. sind einige gemacht worden, Ober 
die bisher bekannten Personen hinaus. 
Hierzu weitere Anmerkungen unter diesem 
Punkt zu machen, Ist Oberflosslg. 
Zur subjektiven Ebene: 
Entscheidend sind hier Immer die Motive: 
geschieht die Belastungsaussage gegen 
andere, um sich selbst Vergonstlgungen zu 
verschaffen, Ist die Lage elndeutulg: das Ist 
subjektiv wie objektiv Verrat. 
Bel entsprechender Disposition des Einzel· 
nen kann das zu einer erheblichen ErschOt· 
terung der politischen ldentltlt fOhren, um­
sornehr, wenn Ihr soziales Umfeld sich un­
solldarlsch verhAlt und nicht die Möglich­
kelt gibt, aus diesem Fehler zu lernen. 
Hier kann auch unbegrondeter Entzug von 
Solldarltlt die Ursache fOr ein vollstlndlges 
Überlaufen ln das gegnerische Lager sein 
(siehe weiter unten). 
Die Bedeutung der Verhörsituationen wird 
gerade von linksradikalistischer Seite Im­
mer wieder bestritten; diese Mir von der an· 
geblichen Unbeugsamkelt des Revolutio­
nars hat Ihre Intellektuelle Grundlage eher 
ln der Filmwelt, als ln der Realltlt. Das wuß. 
te auch schon die RAF Im April1971, als sie 
ln dem 'Konzept Stadtguerilla' schrieben: 
•Dagegen gibt es fOr die, die das machen, 
was wir machen, keinen Schutz; dagegen, 
daß Genossen von den Bullen fertig ge­
macht werden, daß einer den Terror nicht 
aushalten kann, den das System gegen die 
entfaltet, die es tatsAchlich beklmpfen. Sie 
hAtten nicht die Macht, wenn sie nicht die 
Mittel hAtten, die Schweine.• 
ln den konkreten Verhörsituationen hat es 
die verschiedenen Situationen gegeben, ln 

denen Terror ausgeObt wurde. Ebenso gibt 
es Fllle, ln denen erhebliche Belastung­
saussegen gemacht worden sind, ohne das 
grOBerar Druck ausgeObt wurde. 
Schließlich Ist bei der Frage Aussageboy­
kott auch die jeweilige Situation Im Hinblick 
auf die Stlrke der Bewegung und Ihren Dis· 
kussionsstand zu berOckslchtlgen. Aussa­
geboykott kann, soll er nicht zur Individuel­
len Entscheidung degenerieren, wirksam 
nur ln kollektiver Weise durchgefOhrt wer­
den. Auch wird nur die kollektive Vorge: 
henswelse den einzelnen Beteiligten geno~ 
gend Schutz gegen die zu erwartenden 
staatlichen Angriffe vermitteln. 
FOr eine Bewertung des Geschehens mos­
sen Maßstabe erarbeitet werden, die einer­
seits genogend differenzieren, andererseits 
aber deutliche. Grenzziehung ermöglichen. 
Zunlchst zur Verharaltuatlon: 
Meines Wissens nach hat es nur zwei Fllle 
gegeben, die Ober das sonst Obllche (und zu 
bewlltigende) Maß an Vernehmungstinrar 
hinausgegangen sind: die Bedrohung von 
Slggl und die Bedrohung der gerade Mutter 
gewordenen lna mit der Inhaftierung. Alle 
anderen bekannten FAlle sind (ohne Ober· 
trelbung) das Obllche Maß: hier kann die 
Verhörsituation nicht als Entschuldigung 
fOr gemachte Aussagen gelten. 
Zum objektiven Aussagegehalt 
ln der nachtriglichen Bewertung muß zwl· 
sehen BelastungS. und anderen Aussagen 
unterschieden werden. Belden gemeinsam 
Ist derselbe Fehler (s.o.); ln Ihren Auswirkun­
gen besteht aber ein himmelweiter Unter­
schied; die Aussage beginnt formell bereits 
mit der Nennung des Namens und hier gibt 
es niemanden, der/die bei Vorladungen 
nicht den Namen genannt hat. Hier liegt 
aber keine Belastung vor; die bloße Na­
mensnennung kann nicht gegen die Bewe­
gung verwendet werden. Ebensowenig sind 
allge~elne Sachverhaltsschilderungen Oh· 
ne konkrete Angaben schon Belastung; so 
Ist etwa die Schilderung des Standortes der 
Notbrocke keine Belastung, weil dieser am 
3.11. aufgrundder nichtverbrannten Oberre­
ste und der Brandspuren ohne Problerne er­
mittelt werden konnte. Also: alles, was auch 
der Gegenseite offenkundig Ist, stellt ln der 
Aussage keine Belastung dar. 
Aber jeder weitere konkrete Sachverhalts­
moment bedeutet Aufkllrung zugunsten 
der Gegenseite, glelchgOitig, ob dies von 
dem/der Vernommenen gewollt Ist oder 
nicht. Das Ist ln der aktuellen Vernehmuogs­
sltuation des/der Einzelnen kaum zu Oberse­
hen, welches Detail der Gegenseite welter­
hilft und welches nicht; deshalb Ist ein kol· 
lektlv und konsequent durchgefOhrter Aus­
sageboykott schlicht und.elnfach das rlchtl· 
ge Verhalten. 
Schließlich gibt es als letzte Kategorie die 
'echten' Belastungsaussagen. Hier werden 
GestAndnisse Ober begangene oder geplan­
te Illegale Aktionen abgelegt. und/oder der 
Gegenseite hochsensible Kenntnisse Ober 
InnenverhAltnisse von Einzelgruppen ver­
mittelt. 
Auch hier Ist zwischen Selbstbelastung und 
Fremdbelastung zu unterscheiden: 
ln der FAllen der Selbstbelastung steht Im 
Vordergrund, daß hierbei lediglich 



/der/diejenige die Folgen der Aussagen zu 
tragen hat. Hieran sind zwei Punkte zu krltl· 
sleren: einmal wiederspricht ein GestAnd­
nls, wenn es nicht der offensiven und propa­
gandistisch motivierten Vertretung der Sa· 
ehe dient, dem Prinzip der Opposition: ge­
stehen bedeutet, den Ermittlungsbehörden 
Bestltlgung oder vOIJig neue Sachverhalte 
zu liefern, zum anderen kann in eiAem Ge­
stlndnls eine Orientierungshilfe for die Er­
mlttlungsbehOrden in einem anderen Sach­
verhalt liegen, kann es Maßstab for die 
Glaubhaftigkeit einer Belastungsaussage 
einer anderen Person sein und so das feh­
lende Glied ln einer Beweiskette darstellen. 
Belastungsaussagen gegen andere durch 
Angaben zu Aktionen bzw. Gruppenstruktu­
ren etc. sind einige gemacht worden, Ober 
die bisher bekannten Personen hinaus. 
Hierzu weitere Anmerkungen unter diesem 
Punkt zu machen, Ist OberfiOsslg. 
Zur subJektiven Ebene: 
Entscheidend sind hier Immer die Motive: 
geschieht die Belastungsaussage gegen 
andere, um sich selbst Vergonstlgungen zu 
verschaffen, Ist die Lage elndeutulg: das Ist 
subjektiv wie objektiv Verrat. 
Um das zu bewerten, mossen andere. als 
moralische Kriterien herangezogen werden. 
Weil der Mensch nicht per se schlecht und 
bösartig Ist, scheiden hier auch sub)ektlvl· 
stlsch charakterorientierte Betrachtungs­
welsen aus. Aber: Verrat Ist auch ein Zel· 
chen von SchwAche ln der Unken. Nach 
Studien von Molnar, Lakln und O'Brlen (in: 
Pater Watson, Psychokrleg, Wien 1982, 
S.313 ff, 360 ff) sind empirisch folgende (hier 
ausgewählte) Momente bel OberlAufern von 
Guerillabewegungen bestimmt worden: 
VerrAter sind regelmAßlg unterprivilegiert, 
sowohl gesellschaftlich als auch ln Bezug 
auf Sozialstrukturen der Bewegung, sind 
unterdurchschnittlich Intelligent und ent· 
tAuscht bis· perspektivlos ln ihrer Lebens­
haltung. Diese Momente sollen hier nicht 
als unfehlbare Indizien fOr eine OberiAufer· 
mentalltlt mißverstanden werden • das Vor· 
handenseln dieser Momente begrOndet kel· 
ne Gesetzmäßigkelt des Verrats. Gerade 
auch vOIIIg entgegengesetzt disponierte 
Leute werden von den Geheimdiensten als 
Spione und somit zum Verrat angeworben. 
Gleichwohl stellen die oben genannten Mo­
mente Indizien dar, weil sie sowohl regelml· 
ßlg als auch hluflg auftreten. Sie machen 
auch deutlich, daß ob)ektlvlerbare Lebens­
verhAltnisse der Menschen hier prAgende 
Wirkung entfalten. Die VerrAter sind so 
nicht 'Opfer' der gesellschaftlichen VerhAlt· 
nisse, wie fAlschlieherweise öfter zu Ent· 
schuldlgungszwecken behauptet wird, aber 
ln ihrem Bewußtsein das 'Ensemble' dieser 
Verhältnisse. (das fohrt notwenig dazu, die­
se VerhAltnisse genauer zu untersuchen, 
was den Rahmen dieses Artikel sprengen 
wOrde). 
Die Kritik kann dannach nicht moralisch an 
den jeweils EIDZeinen gefOhrt werden, son· 
dern unter Einschluß dieser Einzelnen muß 
die politische Kritik an den sogenannten 
'Zusammenhingen' gefohrt werden, deren 
Tell diese Leute sind/waren, um so die so­
ziale Komponente zu erfassen. Weiter muß 
die politisch-Inhaltliche Verfassung der 

Startbahnbewegung kritisch erfaßt werden, 
die es möglich gemacht hat, daß jahrelang 
viele Startbahngegnerlinnen in Ihrem mlll· 
tanten Aktionismus Ober Ihre politischen 
VerhAltnisse gelebt haben. Spätestens mit 
dem 2.11. wurde aus dem Spiel 'Startbahn­
widerstand' ernst: die Staatsgewalt tat ge­
nau das, was Ihr in Erzählungen, die selbst 
selten ernst genommen wurden, nachge­
sagt worden war. Der ganze Unernst der Po­
se 'Radikaler Widerstand gegen die Start· 
bahn', wie sie von vielen allsonntaglieh vor· 
getragen worden war, offenbarte sich Im Zu· 
stand der Szene nach den SchOssen: pro­
portional zu dem Anstieg der Repression 
fiel die Zahl der gestern noch Radikalen, die 
sich von der politischen BOhne und somit 
aus dem Schußfeld verabschiedeten. 
Die Aufarbeituno dieser Momente wird die 
sogenannte VerrAterdiskussion welterbrin­
gen als es die unsäglichen Tral<tate des 
Kommandos 4.Junl jemals können; diese 
Debatte rnuß in konstruktiver Welse auf Ihre 
tatsAchlichen Grundlagen zurockgefohrt 
werden. 
Neben den Belastungsaussagen, die zur 
Vergonstlgung der eigenen Lage gemacht 
wurden, stehen eine Reihe von Aussagen, 
die keine direkte Belastung darstellen, aber 
einen hohen Informationsgehalt haben und 
so die Arbeit der Gegenseite faktisch unter· 
stotzen. Diesen Aussagen Ist regelmlßlg 
gmelnsam, daß sie keine konkreten Bela· 
stungen enthalten; in solchen FAllen Ist die 
Kritik daran zu fOhren, daß offenkundig kein 
Bewußtsein Ober die Verwertbarkelt auch 
solcher Aussagen besteht; diese Aussagen 
sind objektiv der Gegenseite notzllch, die 
Leute sind aber subjektiv keine Verräter. 
Hierbel rockt abschließend der Komplex 
'Reaktionen der Szene' in das Blickfeld. ln 
der Situation nach den VerhOren hat sich 
gezeigt, wer tatsAchlich subjektiv zum Ver­
rAter geworden war und wer nicht. ln dem 
sehr zlhen und krAfteverschlelßenden Pro­
zess der Konsolidierung der Bewegung (z.B. 
Artur-Kampagne) wurde versucht, denjenl· 
gen, die Belastungsaussagen gernacht ha· 
ben, die Möglichkelt zur Selbstkritik und die 
Kraft zum Aussageboykott bei weiteren Ver­
nehmungsversuchen zu geben. Diese Hilfe 
wurde von vielen angenommen, wenige sind 
noch unentSchlossen, einige haben sich ge­
gen diesen Versuch und for die Gegenseite 
entschieden. Dieser Proze8 hatte regelrecht 
sozialarbeitarische Tentdenzen (Im positi· 
ven Sinn) und war gleichzeitig aber von (zu?) 
großer Nachsicht geprägt • zuviel Zelt ver· 
ging, bis auch Offentlieh Konsequenzen von 
(z.B.) der BI gezogen wurden. 
Demgegenober stand etwa ab Mlrz 1988 die 
Hardliner-Fraktion, die Immer lauter nach 
der Stlgmatlslerung aller rief, die Aussagen 
gemacht haben. Richtig hieran war, daß 
nach dem Mißlingen der Wiedereingliede­
rung einiger Leute erforderlich gewesen Ist, 
der Bewegung durch Stellungnahmen zu 
diesem Komplex Konturen zu geben und 
von Ihr auch Widerstand gegen Verneh· 
mungsversuche zu fordern. Falsch war die 
spaltarische Tendenz, mit der diese maxi· 
mallsfische Position eingebracht wurde, 
und falsch war die philosophische Ansatz. 
Zunlchst stellt es eine Ungenauigkeit dar, 

alle Aussagen Ober einen Kamm zu scheren 
und in tutto als Kollaboration zu denunzle· 
ren (Differenzierungen s.o.). Weiterhin wur· 
de und wird so ein Klima erzeugt, das 
Selbstkritik erschwert, wenn nicht unrnOg· 
lieh macht • nur wenige werden in einem 
derart feindlichen Klima bereit sein, Offent· 
lieh Fehler einzugestehen. 

Wenn allerdings die Fähigkelt zur Selbstkrl· 
tlk als Fähigkelt des RevolutionArs postu· 
liert wird, muß das ernstgenommen und ein 
Klima solidarischer Auseinandersetzung 
geschaffen werden • sonst lAuft man Ge­
fahr, Leute in das Lager der Gegenseite zu 
treiben. Weiter steht das aktuelle Engage­
ment dieser Fraktion Im deutlichen Wider· 
spruch zu Ihrer vorhergehenden Absenz in 
der Entwicklung vor und seit den Schossen. 
Das kann einerseits die gnadenlose Un­
kenntnis dieser Leute in Bezug auf die )On­
gere und Altere Geschichte der Startba~n· 
bewegung und der BI erklären; andererseits 
kommt hierin auch diejenige Distanz als 
schon historisches Faktum zum Ausdruck, 
als dereri Urheber (per Entscheidung des re­
volutlonlren Subjekts, mit jeder Faser) sie 
sich jetzt rahmen. TatsAchlich aber drAngt 
sich der Eindruck auf, als ob diese Fraktion 
durch die mit Penetranz vorgetragene Feh· 
!ersuche bei anderen (uns) die eigene Ober· 
decken will, weiter, als ob sie die SchwA· 
chen anderer zur eigenen Stärkung benut· 
zen. 
Schließlich sind die verschiedentlich formu· 
lierten MaßstAbe zur Beurteilung solcher 
FAlle mehr als fragwOrdlg. Von 'neuen' und 
'ganzen' Menschen Ist da die Idee; gemeint 
Ist hier die Einbildung, die sich einige wenl· 
ge von dem Idealtypus· des revolutionären 
Subjekts machen. Das Problem Ist Ideenge­
schichtlich gesehen uralt; schon Mitte des 
vorigen Jahrhunderts sind Auselnanderset· 
zungen um die philosophischen Grundrlch· 
tlgungen von bOrgerlichem Idealismus und 
dem gerade in der Entstehung befindlichen 
dialektischen Materlaiismus gefOhrt wor­
den. Der bOrgerliehe Idealismus behauptet 
die Prlorltlt des menschlichen Gedankens, 
der Vorstellung, gegenober der Materie. Er 
geht (bezogen auf diesen Sachverhalt) von 
den gesagten, gedachten, eingebildeten, 
vorgestellten Menschen aus, wAhrend der 
Gegenpol sich des leibhaftigen Menschen 
annimmt und dessen tatsAchlichen Lern· 
prozess betrachtet. Die Frage des revolutio­
nären Bewußtseins wird von diesen 'Neo­
Idealisten' als Willensentscheidung begrlf· 
fen (• ... sich Immer wieder neu fOr einen re­
volutlonlren Schritt entscheiden•; 
wichst in dieser Entscheidung ... unsere re­
volutlonlre lndentltlt.• usw. ·aus dem 'Wir 
sind elnlge'~Papler) und ein abstrakt· 
revolutionäres Bewußtsein als absoluter 
Maßstab gesetzt, ohne die konkret-realen 
Bedingungen der Bewegung zu berOckslch­
tlgen. 
Dieser philosophische ROckfall in den bOr· 
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gerliehen Idealismus des 19.Jahrhunderts 
Ist eine politische Niederlage; das Festhal­
ten an dieser Anschauungswelse wird diese 
Leute nie ln die Lage YefMtzen, ln tatsichli­
ehen sozialen Bewegungen fortschrittlich 
mltzuarbelten. Dazu gehört auch die Flhlg. 
kelt, elnzueehen, daß es nicht nur RevolutJo. 
nare und BOrgerliehe gibt, auf die man 
spuckt. Noch Jede progersslve soziale Be­
wegung hat fOr viele auch deshalb politi­
sche Emanzipation bedeutet, weil sie darin 
die MOgllchkelt hatten, einen fortschrlttll· 
chen politischen SOzlallsatlonsprozeß 
durchzumachen. Die Aufgabe der bewußten 
Linken hierin Ist es, · mit dleeen, noch unbe­
wußten Leuten soweit zu gehen, wie diese 
zu gehen ln der Lage sind und so den Eman­
zlpatlonsprozeß zu unterstotzen. Das setzt 
Jedenfalls voraus, daß auf diese Leute von 
Selten der Unken zugegangen wird; hier ge­
nogt es nicht zu sagen: •Wir brauchen die 
mOgllchst offene Diakussion ... • CZitlert aus 
einem Flugblatt gegen Achlm Sender, BI· 
Sprecher) und de facto sich um eine solche 
Auseinandersetzung herumzudrOcken und 
Jedes, aber auch jedes Angebot zur Olaku• 
slon zu lgOO(Iefen, wie es die Verfasser dJe. 
ses Flugblattes getan haben. Hier kommt 
es tatsichlieh darauf an, die selbst behaup­
teten AnsprOehe tatsichlieh auch 'mit Jeder 
Faser- zu leben • und nicht nur auf dem Pa· 
pler. (aua IO.Rheln-Maln Nr.3, 0111.81) 

Wir haben uns entschieden, dleee Zusam­
menfassung von ca. 500 Selten zu veroffent­
llchen, um una gerneinsam auf den Proze6 
vorbereiten zu kOnnen. Ea lat die Anklage­
schilft der Bundesanwaltschaft (BAW) und 
wir f«dern euch hiermit auf, es dement· 
sprechend zu leeen. Olea bedeutet, daß die 
Darstellung der Erelgnl ... und Fakten nicht 
der Realltlt entsprechen muß, an vielen 
Punkten ln Frage geatellt werden wird und 
zu wiederlegen Ist. Auch die entsprechen­
den Aussagen alnd mit V«llcht zu beurtet­
len. Jeder Mensch, der einmal ala 
leugeiBeschuldigter vernommen wurde, 
wete wie lOiche Aussagen Im Prptokoll zu. 
atandekommen. Oie Situation, der Druck 
wahrend der Vernehmung als auch der Wille 
der BAW, der lieh ln der letztendlich nieder· 
geschriebenen Fonnullerung festigt, alnd 
Immer wesentliche Bellandteile der Aussa­
gen. Oie BAW *Sucht Im Zusammenhang 
mit den eriChoaaenen PollzJsten den Tat­
vorwurf featzuschrelben und zwar als vor­
sitzlieh begangenen und geplanten Mord 
und nicht e~a fahrtaasige TOtung. Tot­
achlag oder lhnllchea. Einmalig und neu Im 
Zusammenhang mit ct.m t 1291 Ist ln dieser 
Anklageschrift der V«WUrf einer terrorlstl· 
sehen Vereinigung mit wechHinden Perso­
nen. Hier 1011 anechelnend ein neuee Feld 
dea "dicken KnOppeil gegen soziale ßewe. 
gungen" ertehloleen und featgeechrleben 
werden. IMQ~Mmt 13 Anschllge . werden 
der eog. terr0ftati8Chen (kriminellen) veret-
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Zusam 
nlgung vorgeworfen, wovon anhand der An­
klageschrift eelbet nur zwei durch Gestand­
nisse belegt werden: bel allen anderen wer­
den auanahmaloe Vermutungen, Auaiagen 
vom H6renaagen Dritter und Indizien ange­
fOhrl VIele Wldef8prOche alnd offenbar. An 
dieser Stelle 1041 nur auf eine Punkt bei­
spielhaft hlngewlaen werden: Der Leiter des 
Frankfurter Kommissariats 42. (politische 
Polizei). Tletze, war unmittelbar V« Ort au­
&erhalb der Mauer der Startbahn-West ln­
mitten der Geschehnisse anwesend. Er hat 
ln der Folge die Ermittlungen maßgeblich 
geleitet Trotzdem taucht er ln der gesam­
ten Anklageschrift nicht als zeuge auf. Wir 
hoffen, daß die VerOffentllchung der zuaarn­
mengefaßten Anklageschflft dazu beitragt, 
da& jedelr ln der lAge Iet, bel Proze&beglnn 
mit auar81chenden Kenntnlaaen und kriti­
schem Bewu&taeln dem VerteNn der AnkJa. 
geac:hrtft folgen zu kOnnen, ohne lieh von 
der acheinbar ln lieh geschloaaenen und 
alt wahr erachelnenden Gesamtdarstellung 
Oberrumpeln zu lassen. 
Seit Mitte JuH '88 liegt die Anklageschftft 
gegen Menlchen aul der AntJ.. 
Startbahnbewegung vor. Oie folgende Ab­
handlung stellt die wesentlichen Punkte der 
Anklageschrift dar. Oie Anklage gegen An­
dreaa E., Frank H., lngrld T., Michael K., SJe. 
grun G., Reiner H., Ur~la J . und Michael M. 
Dazu kommt eelt Mitte August Andreaa S. 
Haftbefehle bestehen noch gegen alle All­
geklagten sowie gegen lngo H., dem der 
Raub der Waffe ln Hanau angelastet wird. 
Nach unteren Informationen wurden die 
Haftbefehle von Uschl J., Siegrun G., lna T., 
Michael K. und Michael M. aufgrund ge­
machter Auaaegen durchgeeetzt, die Im FaJ.. 

ung 
lelna T. und Michael M. nur Selbstbelastun­
gen. ln den anderen Fallen auch Belastun­
gen anderer enthielten. Michael M. II& vom 
7.12. bla 30.12.871n U-Haft 
Oie BAW plant einen groBen Geaamtproze& 
gegen 9 Leute, der alch ln verschiedene Tat· 
komplexe gliedert. 
Die Tatvofworfe sind: Grandung und Mit· 
gliedschalt ln einer kriminellen bzw. einer 
terr«latlschen Vereinigung geml8 §§ 129 
und 129a StGB. Gegen Andreaa E. und 
Frank H. wird der V«WUrf des M«des bzw. 
des M«dverauchs an PollzJeten erhoben. 
Die anderen konkret.en Tatvorworte werden 
wechaelnden Personengruppen unter den 
Angeklagten gemacht: 
- Brandanechlag auf das Geblude der Ver· 
elnlgung Deutscher Elektrtzltatawelke 
10.6.88 
- Strommutanaac:h'-0 bel MOffeldenl 
Walldorf ~.6.88 
- Strommaatanschlag bel Haaaelroth 
9.7.88 
- StrommastaMChlag bel Offenthai 
26.8.88 
- Brandanschlag auf einen Bagger der Flr· 
ma Helllt & womer bel der Startbahn-West 
30.8.88 . 
- Raub einer Polizeiwaffe auf der Anti· 
AKW·Oemo ln Hanau 8.11.88 
- Oberfall auf ein Wahllokal ln MOrfeldenl 
Walldorf 21.7.87 

- Brandanschlag· auf die Firma Hochtief ln 
MOrfeldeniWalldOff 11.4.87 
- Brandanschlag auf ein Umspannwerk 
der RWE bel Keleterbach 17.8.87 
- Brandanschlag auf die Dresdner-Bank· 
Filiale ln Frankfurt/Bornhelm ~.8.87 
- Strommutanschlag bel MOffeldeniWaiJ.. 



der An 
dort 29.8.87 
- Brandanschlag auf ein Umspannwerk 
bel Wactundorl 18.9.87 
- Brandanschlag auf ein Umspannwerk 
der Kraftwerk•Malnz-Wieebaden bel ROs· 
eetahefm 10.10.87 
Mit eingebunden ln daa Verfahren lat die 
Featnahme von Andreaa E. und Mlcha.el K. 
ln Kehl am 9.10.86. Bel den Sabotageaktio­
nen entstanden laut BAW Sachschiden ln 
HOhe von ca: 2,8 Mlo DM. 

Tatvorwurf kriminelle bzw. 
terroristlache Vereinigung 

Die unterschiedlichen Anklagen resultieren 
aus einer Verlnderung dea Strafrechts am 
1.1.87. Damels wurde der Straftatenkatalog 
dea § 129a erweitert. Das Umlegen von 
Strommaaten vor dem 1.1.87 flllt unter § 
129 (kriminelle Vereinigung), ab diesem Da· 
tum kann hlerfor der 1 129a (t.errorlstlsche 
Vereinigung) angewendet werden. Die An­
klageschrift beschreibt die Vereinigung wie 
folgt: 
Splteatens Im Juni '86 habe sich um Andn~ 
as E. eine terroristische Vereinigung gebll· 
det, deren Ziel ea gewesen aeln 1011, gegen 
die Startbahn-Wut und die Atomstromindu­
strie vorzugehen mit dem weiteren Ziel, die 
bestehende Gesellschaftsordnung der BRD 

mit Gewalt zu beseitigen. Die BAW bringt 
bel Ihrer Einordnung der Vereinigung die 
"Autonomen-Scene" und die " Revolutlonl­
·ren Zellen" (RZ) Ins Spiel. "Belegt• wird die­
se Behauptung z.B. ml.t dem Fund eines RZ· 
Handbuches bel 4 Angeklagten, aber auch 
mit dem Oesprlch westdeutscher Autono-

mer Im Spiegel Nr. 38 vorn 1.9.86. 
Hauptindiz der BAW fOr das Konstrukt Ver· 
elnlgung Ist ein Bankschlle&fach von Andr• 
aa E. mit folgendem Inhalt: 
-Fotokopierte Bekennerschreiben zu 10 
Sabotageaktlonen, die atattgefunden ha· 
ben. 
- Eine auafOhrllche und geordnete Preas• 
dokumentatlon zu 12 Sabotageaktlonen. 
- Ein Bekennerschreiben zu einem An­
schlag auf die Phlllp Holzmann AG ln Frank· 
furt am 1.11.87, der nicht stattgefunden hat. 
- Dtverae Schriften und Zeltschriften 
rFeuer und Flamme''. "Guerilla Dlffuaa", 
"Radlkal1. 
- Als welterea Indiz wird ein Testament 
von AndrNa E. angefOhrt, ln dem er u.a. alle 
Angeklagten auBer Frank H. und Reiner H. 
bedacht hat. laut BAW stellt dleaea Teat• 
ment ein Mitgliedeverzeichnis der Vereini­
gung dar und bedauert, daß drei wellere be­
dachte Personen nicht der Beteiligung an 
Anachllgen OberfOhrt werden kOnnten. 
Oie Struktur der Vereinigung wird folgender· 
maßen dargestellt: RldelsfOhrer AndrNa E. 
Daroberhinaus 3 weitere Personen als 
"Hauptmltglleder" und die restlichen 4 Per· 
sonen fOr 1986 als "einfach Mitglieder" bzw. 
Mitglieder einer kriminellen Vereinigung, die 
die terroristlache Verefnlgung unterstatzt 
hat. laut BAW habe der Angeklagte MI­
chael K. Frank H. und Reiner H, als die 
Haupttiter neben Andreaa E. bezeichnet. 

Tatvorwurf Sabotageaktionen 

Andreaa E. hat hierzu keine Aussagen ge­
macht. Es liegen GestAndnisse von einigen 

Angeklagten vor zu Strommastanschlagen 
(Haaaelroth 9.7.86 und Offenthal26.8.86). ln 
der Anklageachrtft wird nicht Im einzelnen 
erllutert, welche Geat.lndnlase Selbstbela· 
atungen und Belastungen anderer enthal· 
ten. Klar Ist Jedoch, da8 Michael K. steh und 
andere schwer belastet hat wte bel der 
"Haupttlter"·Auaaage oder auch z.B. die 
Belastung von Andreaa E., Reiner H. und 
Frank H. zum Strommastanschlag ln MOr· 
feldeniWalldorf 20.8.88. Auch die Hinwelse 
zum Brandanschlag auf die Dresdner Bank 
stammen von Michael K. 
Die Gestlndntsae- laut BAW - der Ange. 
klagten Siegrun G., Michael K. und lngrid T. 
zum Strommaatanschlag bel Haaselroth 
9.7.861tefern angeblich den Hlnwefs for dte 
Teilnahme der anderen Angeklagten (siehe 
Vorwort), Die Geatlndnlase - laut BAW -
der Angeklagten Siegrun G., Michael M., Ur· 
aula J. und lngrld T. zum Strommaatan­
schlag bel Offenthai 28.8.88 liefern angeb. 
lieh den Hlnweta fOr dte Beteiligung 3 ande­
rer An-.lagter (siehe Vorwort). Auch wird 
von der BAW der Zuaammenhang mit den 
achwaren Brandverletzungen der Ursula J. 
hergestellt Hier fOhrt dte BAW als Indiz den 
Fund von Kunststoffteilen ln TatortnAhe an, 
die vorn Blinkerglas des PKW der Angeklag. 
ten Ursula J. stammen sollen. 
Aber auch Michael K. und der Zeuge Baidur 
o. haben, ohne ael~t beteiligt gewesen zu 
sein. ausgesagt, da8 Angeklagte Ihnen Tat· 
betelllgungen bel anderen Aktionen gestan­
den hatten. Die spltere Rocknehme der 
Aussagen von Baidur 0 . wird von der BAW 
als nicht glaubwOrdlg bezeichnet 

Tatvorwurf Mord 
und versuchter Mord 

Beschuldigt werden Anress E. und Frank H. 
Oie terroristlache Vereinigung wird ln die­
sem ZUsammenhang nicht angefOhrt. Belde 
sollen entsprechend einem Tatplan gemein­
sam, bewu8t und gewollt Polizisten be­
schossen, verletzt und gelOtet haben. Frank 
H. sei laut BAW der theoretische Kopf ge­
wesen. Begrondet wird dies mit dem Fund 
eines Paplefs, das Immer nur ln AuSZOgen 
durch die breitere Öffentlichkelt geisterte. 
Da es Innerhalb der Scene schon vor llnge­
rer zelt komplett verOffentlieht wurde, wie­
derholen wir es deshalb hter Im Wort.laut: 
"Die Aktionen von uns kOnnen nicht zum Er· 
folg fOhren, weil wir zu wenige sind, die be­
reit waren, die Startbahn mit Bomben zu zer· 
atoren und uns auf dem Gelinde featzuset· 
zen. Nachdem uns die Land8!1reglerung mit 
dem Volltabegehren eine friedliche LOsung 
des Konflikts versperrt hat, bleibt uns nur 
noch der gewaltsame praktlache Kampf. 
Wir haben mit dem Volksbegehren eine 
friedliche LOsung dea Konflikts gewollt Im 
Gegensatz zur landeareglerung, die die 
Startbahn mllltlrlach und undemokratlsch 
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durchgesetzt hat. Jetzt liegt es an der Lan­
desregierung, den nAchsten Schritt zu tun. 
ln unserem gewaltsamen Kampr Konnen wir 
die Startbahn nur verhindern, wenn wir be­
freite Gebiete einrichten und uns dort fest­
setzen. Diese befreiten Gebiete können nur 
mit einer Masse von Menschen gehalten 
werden, die sie milliArisch verteidigt. Dies 
bedeutet den bewaffneten Kampf, weil die 
Bullen, der Bund und die Amis schieBend 
gegen uns vorgehen werden, wenn es zu be­
freiten Gebieten kommen sollte. Dies Ist ln 
einer Vorstufe schon geschehen als die Bul· 
len erst verJagt wurden und dann zu mehre­
ren Ihre Pistolen zogen und genau auf die 
Menschen zielten. Die ganzen Aktionen, die 
seit Sommer 1982 sonntags und unter der 
Woche kontinuierlich laufen, slild mit hOch· 
stens 10 Leuten passiert. FOr mich handelt 
es sich dabei nur um Störaktionen und Ra· 
cheakte, die die Startbahn nicht beseitigen 
werden. Allerdings verursachen diese Aktlo-. 
nen einen hohen politischen Preis for die 
Herrschenden, der Auswirkungen auf ande­
re tn Planung gewesene ProJekte hatte. Bel· 
spielsweise wurde der Block C ln Blblls, die 
Ernstbachtalsperre (Ist aber noch in Pla· 
nung) und die WAA ln Frankenberg der zu 
erwartenden Parallelen zum Startbahnwi­
derstand nicht welterverfolgt. 
Ist es eventuell möglich, die Startbahn zum 
Kippen zu bringen, wenn wir den Kampf mit 
Mollls und-Stahlkugeln verstArken und Bul­
len tOten, um den politischen Preis fOr die 
Herrschenden so ln die HOhe zu treiben, 
daß sie uns hören und neue Verhandlungen 
eingehen?" 
Drei Zeugen, darunter Baidur 0., haben aus­
gesagt, daß Frank H. steh Ofter in Personen­
gruppen aufgehalten habe, die an der 
Startbahn-West mit Stahlkugelschleudern 
und Mollls gegen Polizisten vorgegangen 
seien. Frank selbst habe auch·geworfen. 
Laut BAW habe sich Andreas E. die Auffas­
sungen Frank H.s vom bewaffneten Kampf 
bis hin zur Tötung von Polizisten zu eigen 
gemacht. Als Beweis hlerfOr wird ausge­
rechnet die Lautsprecheraktion vor dem 
Knast und Preungeshelm am 10.3.88 ange­
fOhrt. Der bereits ln vollem Wortlaut bekann­
te Text enthAlt unter anderem folgende Pas­
sage: 
"Du bist aus ZusammenhAngen herausge­
rissen worden, die Jetzt nicht mehr Verant· 
wortung Obernehmen, als Ihr vorher gemein­
sam entwickelt habt, und du weißt, daß ge­
nau diese Auseinandersetzung lange vor 
dem 2.11. begonnen hat und daß dich diese 
Kritik entweder nicht erreicht oder dir nichts 
bedeutet hat." 
Die BAW folgert daraus, daß bel Andreas E. 
die schon seit Jahren vorhandene Einstel­
lung zu militanten Aktionen belihm zu einer 
Bereitschaft gefOhrt habe, Im bewaffneten 
Kampf auch Polizisten zu tOten. Drei Zeu· 
gen, darunter Baidur 0., sagten Ober Andre­
as E. aus, auch er habe schon froher mit 
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Mollls geworfen, Stahlkugeln oder leucht· 
kugeln geschossen und wAre hluflg dabei 
einer der ersten gewesen. 

Die Tatwaffe 

Am 8.11.88 wurde ln Hanau beleiner Demo 
einem Zivillahnder eine Pistole Marke SIG· 
SAUR entwendet. Andreas E. behauptet, 
daß Ihm Frank H. erzlhlt habe, lngo H. und 
Mark S. selen es gewesen. Batdur 0. be­
hauptet, daß Frank H. erzAhlt habe, er 
selbst (Frank H.} und Andreas E. seien mit ln 
der Gruppe gewesen. Michael K. behauptet, 
am Tage der Demo haben Leute um Andre­
as E. die Waffe ln der GaststAUe Brocken­
kopf ln Hanau gehabt. Andreas S. habe die 
Waffe ab Januar '87 verwahrt. . 
Als weitere Beweise werden von der BAW 
angefohrt: tn Anreas E.s Wohnung ein sl· 
ehergestelltes Exemplar eines Waffenma­
gazlns, tn dem der Aufbau und die Funktion 
der SIG-SAUR·Pistole beschrieben wird. An­
dreas E. sagte aus, er habe mit Frank H. we­
nige Tage vor dem 2.11.87 ln eine'!' Wald· 
stock ln der NAhe von Walldorf ein Ubungs­
schleBen durchgefOhrt. Bel einem Ortster­
min wurden leere PatronenhOlsen und Pro­
Jektile am angegebenen Ort gefunden, die 
der Hanauer Waffe zugeordnet werden. 

Ablauf der Tat 

Die BAW schildert den Ablauf der Demo. ln 
deren Verlauf soll Andreas E., laut Aussage 
der Zeugin Marle lulse S. gesagt haben, 
daß die Leute auf eigene Gefahr rausgln­
gen, da for nichts garantiert werden kOnnte. 
Der Tatzeltpunkt wird von der BAW auf 21 
Uhr festgelegt. Die Teilnehmer der Demo 
flOchten vor Polizisten Ober eine Notbr~cke 
auf die andere 8elte des Gundbaches. Uber 
Megafon soll angeblich der Befehl: "Scharf· 
schOtzen Feuer" erteilt worden sein. Darauf· 
hin sollen die Polizisten mit Stahlkugeln, 
Leuchtkugeln und einer Pistole beschossen 
worden sein. Die Schotzen haben auf der 
anderen Seite des Baches gestanden. E. 
und H. sollen abwechselnd 14 Schosse auf 
die Beamten abgegeben und dabei mehr· 
mals den Standort gewechselt haben. Als 
Beleg dienen· die Einlassungen von Andreas 
E. und die Angaben mehrerer Zeugen, die 
zumindest eine Person gesehen haben wol· 
len, die mit einer Waffe geschossen habe, 
bei der keine Leuchtmunition zu sehen war. 
14 PatronenhOlsen wurden am 5. und 
6.11.87 dort gefunden, die ebenso wie die 
Geschosse (die zur Verletzung und Tötung 
der Polizisten gefohrt haben} der Hanauer 
Waffe zugeordnet werden. 

PHK ElchhOfer sei aus ca. 516 m, PM 
Schwalm sei aus 85 m, drei wettere Polizi­
sten sollen aus 117m, 142m und 159m Ent­
fernung getroffen worden sein. Der Obduk· 
ttonsberlcht Ober die belden Letehen geht 
allerdings davon aus, daß die Geschosse 
mit etwa der gleichen Energie aufgetroffen 
sein mossen. Die ln der TAl geAußerten Wl· 
dersprochllchkelten werden von der BAW 
dadurch "erkiArt", daß durch den IIeferen 

Standort des Schotzen am Bachabhang el· 
ne Erhöhung des SchuBabgabewinkels von 
nur 2 Grad ausreiche, um die entsprechend 
weitere Flugbahn zu bewirken. Somit könne 
von einem veraehentllchen Zu-hoch-Zielen 
ausgegangen werden. Die Angeklagten hAt· 
ten die Tötung weiter entfernt stehender Po­
lizisten als MOgllchkelt vorausgesehen und 
billigend ln Kauf genommen. 
Als wettere belastende Indizien fOhrt die 
BAW noch ein TelefongesprAch an, das An· 
dreas E. als Angerufener und Andreas S. als 
Anrufer ln der Nacht vom 2. auf den 3.11.87 
um 1.43 Uhr gefOhrt haben. Hier wurde dem 
Anreas E. mitgeteilt, daß zwei Polizisten er­
schossen worden sein sollen, worauf er 
kaum reagiert habe und sich lediglich for 
den Anruf bedankt. 
Die schwerwiegendsten Indizien sind fol­
gende bei Andreas E. gefundene Dinge: 
- Die Hanauer Waffe mit elngefOhrtem Ma· 
gazln. 
- Zwei passende leere Magazine. 
- Sichergestellte Handschuhe, Pullover 
und Jacke weisen Schmauchspuren von 
zwei verschiedenen Munitionstypen auf. EI­
ne davon wird mindestens der Art zugeord­
net, die sowohl beim Probeschießen als 
auch beim Tötungsdelikt verwendet worden 
sein soll. 
Baidur 0. behauptet, Frank H. habe Ihm auf 
dem Rockweg von der Demo bestAIIgt, daß 
er die Person gewesen sei, die Baidur am 
Gundbach habe schießen sehen. Auch habe 
er sich alles durchdacht und die Waffe sei 
in Sicherheit. Auch an sichergestellten 
Handschuhen aus Frank H.s Wohnung sei­
en besagte Schmauchspuren festgestellt 
worden. 
Das Aussageverhalten von Andreas E. wird 
von der BAW geschildert: Am 3.11.87 habe 
er gesagt, er habe selbst geschossen. Am 
4.11. habe er dies noch einmal bestAtlgt. Bel 
der anschließenden richterlichen Verneh­
mung habe er es dann bestritten und relatl· 
vlert (Leuchtkugeln}. Auch habe er am 4.11. 
behauptet, die Waffe von Frank H. erhalten 
zu haben. ln der Aussage vom 26.1.88 habe 
er auch zugegeben, die Hanauer Waffe be­
reits vor dem 2.11.87 vorObergehend aufbe­
wahrt zu haben. Frank H. habe das Waffen· 
magazln haben wollen, um zu wissen, wie 
man mit der Waffe umgehen muß. ln dieser 
Aussage vom 26.1.88 wurden auch Mark S. 
und lngo H. von Ihm belastet und seine Be­
teiligung am Probeschießen elngerAumt. 
Am 2.5.88 zog Andreas E. diese Aussage zu­
rOck, ausdrOckllch, wie ln der TAZ zu lesen· 
war: "Auch wenn einzelne Passagen richtig 
sein mögen ... " 
laut BAW Ist die Rocknehme dieser Aussa­
ge lediglich eine Reaktion auf die VerrAter­
dlskusslon tn der Scene und unterstellt, daß 
er steh offenhalten wolle, welche Teile er 
aufrechterhalten wolle und welche nicht. 
Die BAW weist darauf hin, daß er seine Tell· 
nahme am Übungsschießen erst elnge: 
rAumt habe, nachdem man Ihm die 
Schmauchspuren an seiner Kleidung vorge­
halten habe. Am 22.11. habe er noch einen 
Handschuh mit Schmauchspuren dem 
Frank H. zugeordnet. BI-Info Nr.21 

BI Gegen die Flughafenerweiterung 
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Massenaktionen gegen Atomtests 
in USA I Landbesetzungen in 
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Auch die DDR-Enlwicklungspolitik zeitigt 
wenig Erfolge 

Adele Schmidt 
Der ldeiM "Giobolproletarier" 
Entwicklungstheoretische Diskussion 
in der DDR 

Beote Rüther 
Mathemalik und Sexualerziehung 
Kooperotion Kubo-DDR im Bildungs­
und Ausbildvngsbereich· ' 

Juanita Vorgas 
"Nicht über sich selbst 
entscheiden dürfen" 
Exil in der DDR 

Solidaritat vor Ort 
DDR~Projekte in Nicaragua 

Hons-Georg Koll 
Ähnliche Schwerpunkte wie bei uns 
Die .. ZweidriHei-Welf'­
Solidoritötsbewegvng in der DDR 

B. Kant 
Keine Vermarktung des Elends 
loteinameriko in den Medien der DDR 

Hermann Herlinghaus jr. 
Wachsendes Interesse 
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Enriqve Buenaventuro 
Der Einfluß von Brecht 
in Loteinamerika 

Tina Jerman 
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Berlin "88 

Brücke sein zwischen den Kulturen 
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Christione Bordhausen 
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Schwarzer Faden 
Vieneljahresschrift ftir Lust undFreiheil 

Der Schwarze Faden will durch Diskus­
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deranarchistischen Bewegung fördern und 
verbreiten. Er tritt für die Belebung eines 
libertären Gegenmilieus (Libertäre Zen­
Iren. Foren. Föderationen. Kulturinitiativen 
etc.) ein und versuc~t Geschichte und 
Kultur von unten lebendig zu halten. 

Inhalt von Nr.29: 
* Anti-IWF-Kampagne von 
Jutta Hackland 
* Sheii-Boykott von der.Antifa 
Gruppe Nijmegen 
* Revolution und Putsch in 
Birma von Wolfgang Haug 
*"Kubat-Dreieck von RalfG. 
Landmesser 
* Filmkritik von Herby Sachs 
* Medizinkritk von Ulli Mamat 
* Interview mit Michel Foucault 
zu Machtbeziehungen (1984) 
* Ökonomie und Herrschaft 
von Luciano Lanza 
* Mythos Kibbuzim von Syma 
Popper 
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beim Stromausfall? (New 
Y ork in den 60er Jahren) 
Diskussion: Vergewaltigung 
(SRKK-Artikel contra Pulverfass­
Frauen) 
Außerdem: ~erichte von Veran­
staltungen, Nachrufe, Anarcho­
Szenenachrichten. (CNT, Flora, 
Libertäre Zentren), StrobV 
Penselin, WRI-Kongreß, 
Anarchisten in der DDR , Rezen­
sionen, Leserinnenbriefe etc. 
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* Redaktion Schwarzer Faden 
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